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Noch e.was muß beachtet werden: Obgleich hohe Milliardenbeträge an Steuer-
geldern in den öffentlichen Kassen eingefroren werden, kündigt Superminister 
Schiller (Wirtschaft-Finanzen) für 1972 neue Steuern, besonders für Arbeiter, 
an. Die Arbeiter und Gewerkschaften sind stark genug, gegenüber der Pro-
fitpolitik der Monopole und ihrer Regierung eine eigene Politik durchzusetzen.
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Preisstabilität kann erreicht werden durch Loslösung der DM vom kriegskran-
ken Dollar und sofortigen staatlich verordneten Preisstopp mit strenger öffent-
licher Preiskontrolle. Wachstum der Wirtschaft und Sicherung der Arbeitsplätze 
können über höhere Löhne und die Ausweitung des Arbeitsmarktes durch den 
Einsatz der Milliarden jetzt festgehaltener Gelder in den Staatskassen herbei-
geführt werden. Das aber ist in keiner „konzertierten Aktion“ zu erreichen, 
sondern nur im entschlossenen Kampf aller abhängig Beschäftigten. Auch Ge-
spräche zwischen Vetter und Friedrich helfen da keinen Schritt weiter. Heule 
tut Klarheit über die Fronten not. Die Arbeiterklasse muß sich im Kampf gegen 
die Großkapitalisten behaupten und ihre Interessen durchsetzen. - jol -

NACHRICHTEN
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIK _______ ________________ ________________________________________________________

ie Gewinne haben sich am Schopf ihrer eigenen Preissteigerungen hoch- 
U gezogen." Diese Münchhauseniade, die Rudolf Henschel in der „Welt der 
Arbeit“ darstellt, trifft genau ins Schwarze. Das ist die Praxis der Monopole: 
Die gewollten höheren Gewinne treiben die Preise in die Höhe und die höhe-
ren Preise realisieren die Gewinne. Auf dem Flintergrund dieser richtigen 
grundsätzlichen Betrachtung stellt Henschel fest: 1970 und im bis jetzt abgelau-
fenen Jahr 1971 sind die Gewinne der Unternehmer schneller gestiegen als die 
Löhne der Arbeiter und Angestellten. In dieser Lage sind es ausgerechnet die 
sozialdemokratischen Minister Schiller und Leber, die eine erhebliche Drosse-
lung aller öffentlichen Bauvorhaben angeordnet haben. Die Länderregierungen 
und Stadtverwaltungen stoppen ebenfalls rigoros vorgesehene Bauten. Ist das 
wirklich der Weisheit letzter Schluß gegen die Preissteigerungen, weniger 
Krankenhäuser, Schulen, Universitäten, weniger Wohnungen, Kindergärten und 
Sportanlagen zu bauen? Und das, obwohl das Geld dazu da ist?

Die Regierung verspricht, daß durch 
befristeten oder auch langfristigen 
Baustopp die Preise allgemein stabili-
siert würden. Das aber ist nicht wahr. 
Die Einschränkung von Arbeitsmög-
lichkeiten auf dem Bausektor hat nur 
den Effekt drohender Arbeitslosigkeit 
und stärkeren Drucks auf die Lohnfor-
derungen der Arbeiter. In einem ande-
ren Bereich, dem BASF-Werk Phrix 
und bei der HO AG-Oberhausen, 
kommt es schon zu Entlassungen. 
Wechselkursfreigabe und Drosselung 
der öffentlichen Bauvorhaben zielen an 
der Preisstabilisierung vorbei und ru-

fen eine direkte Bedrohung der Arbeitsplätze hervor. Diese falsche Politik 
sozialdemokratischer Minister resultiert daraus, daß Schiller und Leber dem 
kapitalistischen Gewinn-Profitdenken verhaftet sind. Die kapitalistischen Markt-
gesetze und die Willkür der Monopole dürfen aber für die Arbeiter und ihre 
Gewerkschaften nicht tabu sein.



Gerade jetzt aktive Lohnpolitik

Unternehmerverbände und Regierung 
hatten gehofft, daß die Krisenzeichen, 
die sich schon im Vorjahr ankündig-
ten, ihnen besser helfen würden, die 
Gewerkschaften an die Kandarre zu 
bekommen. Nachdem sich die krisen-
hafte Entwicklung verzögerte und da-
mit auch die ökonomischen Druckmit-
tel nicht die von den Unternehmern 
gewünschte Wirksamkeit erreichten, 
haben Unternehmer und Bundesregie-
rung, um dennoch zum Ziel zu kom-
men, ein ideologisches Trommelfeuer 
bisher nicht gekannten Ausmaßes er-
öffnet. Die sozialdemokratischen Mi-
nister nützen ihre engen Verbindun-
gen zu den Gewerkschaftsspitzen, um 
diese zu bewegen, von sich aus in 
den Lohnforderungen kürzer zu tre-
ten.

15 Prozent sind notwendig, berechtigt und erfüllbar 
Einheitsfront von Regierung und Unternehmern sprengen

stitionen oft dazu führen, daß Arbeits-
plätze vernichtet werden.

Es ist natürlich völlig sinnlos, und 
das weiß auch Brandt, an die Unter-
nehmer zu appellieren, Preisdisziplin 
zu. üben. Jeder Unternehmer wird und 
muß stets den Preis nehmen, den er

Auch der Vorsitzende der IG Metall, 
Otto Brenner, hat in einem Interview 
mit der „Wirtschaftswoche" (7. 5.) Vor-
stellungen geäußert, die in der vom 
SPD-Parteivorstand gewünschten Rich-
tung gedeutet werden müssen: Bren-
ner meinte, daß eine Wiederholung 

• der Lohnpolitik von 1970 in diesem 
Jahr nicht wahrscheinlich sei.
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DieGewerkschaftsfunktionäre, die dem 
SPD-Gewerkschaftsrat angehören, sind 
den Forderungen des SPD-Vorstan-
des weitgehend gefolgt, nicht offen, 
versteht sich. Sie erklärten, daß zu-
erst die Unternehmer Opfer für die 
Stabilität bringen müßten — durch 
die Reduzierung ihrer Gewinne —, 
bevor die Arbeiter und Angestellten 
ihre Forderungen einschränken könn-
ten. Aber das bedeutet, die Dinge 
auf den Kopf zu stellen. Reduzierung 
der Gewinne erfordert eine Erhöhung 
der Löhne, erfordert eine Umvertei-
lung des geschaffenen Neuwertes zu-
gunsten der Arbeiterschaft.

Jede weitere Investition wird den Wi-
derspruch zwischen Produktion und 
Markt noch erweitern. Wir dürfen 
auch nicht übersehen, daß dieselben 
Unternehmer und dieselbe Bundes-
regierung, die an die Arbeiterklasse 
appellieren, sich in ihren Lohnforde-
rungen zurückzuhalten, Milliarden im 
Ausland investieren.

Die Linie der Unternehmerargumen-
tation wird von der Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberver-
bände (BDA) und dem Deutschen In-
dustrieinstitut entwickelt. In einem 
Artikel im „Arbeitgeber" (7. 5.) wird 
die aktive Lohnpolitik als „selbstmör-
derisch" bezeichnet, als Sabotage am 
Wachstum der Wirtschaft und vor al-
lem als Gefährdung der Sicherheit der 
Arbeitsplätze.

Wir wiesen in den NACHRICHTEN des öfteren darauf hin, daß die Unter-
nehmerverbände in trauter Gemeinsamkeit mit der Bundesregierung alles nur 
mögliche unternehmen werden, um die Lohnbewegungen der Arbeiter und 
Angestellten sowie ihrer Gewerkschaften in den Griff zu bekommen. Schwer-
punkte der Unternehmerangriffe sind gegenwärtig die IG Chemie-Papier-Kera- 
mik, die sich noch in der Lohnbewegung befindet, und die IG Metall, bei der 
im Herbst die Tarife für annähernd 5 Millionen Arbeiter und Angestellte 
auslaufen.

So befürchtet Brandt keineswegs eine 
zu schnelle Profiterhöhung, sondern 
er sagte: „Zu starke Steigerungen der 
Lohnkosten könnten in dieser Phase 
die Gefahr der Unterbeschäftigung 
hervorrufen. Deshalb erschiene es mir 
sinnvoll, wenn jetzt bei Preisen und 
Lohnkosten eine Art Konsolidierungs-
pause ernsthaft in Erwägung gezogen 
würde."

In der Zwischenzeit liegen die ersten 
Ergebnisse vor. Der Abschluß in der 
chemischen Industrie in Rheinland- 
Pfalz in Höhe von 7,8 Prozent, auf 
das Jahr umgerechnet sind es nur 
ganze 6,5 Prozent, läuft angesichts der 
Preissteigerung von 5 Prozent prak-
tisch auf einen Lohnstopp hinaus und 
ist eine völlige Unterordnung unter 
die Leitlinien der Bundesregierung. 
Wer aber die Zielprojektion des DGB 
ernst nimmt, und das sollte man von 
den führenden Gewerkschaftsfunktio-
nären erwarten, die eine 10,4prozen- 
tige Lohnerhöhung vorsieht, der muß 
angesichts der Tatsache, daß die In-
flationsrate noch wächst und 5 Pro-
zent erreicht hat, in diesem Jahr hö-
here Abschlüsse als im Vorjahr vor-
nehmen.

Als es den Gewerkschaften 1969 und 
1970 gelang, zum Teil beträchtliche 
Lohnerhöhungen durchzusetzen, be-
wegten sich zugleich die Investitio-
nen auf einem hohen Niveau. Im 
Jahre 1970 war der Anteil der pri-
vaten und öffentlichen Bruttoanlage-
investitionen am Bruttosozialprodukt 
mit 26,6 Prozent höher als 1965, also 
unmittelbar vor der letzten Krise. Wir 
können gegenwärtig beobachten, daß 
die Kapazitätsauslastung rückläufig 
ist, daß also weitaus mehr investiert 
wurde, als die Bevölkerung kaufen 
kann.

Gefahren für Wachstum und Voll-
beschäftigung entstehen nicht, weil die 
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Unternehmer und Regierung stellen 
die Dinge so dar, als ob steigende 
Löhne die Investitionen und damit die 
Arbeitsplätze gefährden. Dabei wird 
bewußt übersehen, daß unter den Be-
dingungen einer Produktionsanarchie 
im gesellschaftlichen Maßstab Inve-
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Als besonders geeignetes Druckmittel 
gegen die Gewerkschafter betrachten 
sie die spektakuläre Kursfreigabe des 
Dollar und das in diesem Zusammen-
hang verkündete „Stabilitätspro-
gramm". Die Bundesregierung hätte 
selbstverständlich die Möglichkeit ge-
habt, mit ihrem riesigen Dollargut-
haben die Regierung der USA zur 
Abwertung zu zwingen, indem sie mit 
den Papierdollars den Rest des Gold-
schatzes aus Fort Knox an sich ge-
zogen hätte. Aber aus politischer Hö-
rigkeit war die Bundesregierung hier-
zu nicht bereit. Die Bundesregierung 
hat, wie die „Welt" vom 11. 5. aus-
plauderte, den Wechselkurs auch des-
halb freigegeben, „um endlich Ruhe 
an der Lohnfront zu erzwingen".

Schon aus dem Brief von Bundeskanz-
ler Brandt an den DGB-Vorsitzenden 
Vetter (siehe NACHRICHTEN Nr. 5/ 
1971) wurde deutlich, daß die Bun-
desregierung ihre Anstrengungen ver-
stärken wird, die Gewerkschaften da-
hin zu bringen, sich den offiziellen 
Lohnleitlinien unterzuordnen. Am 11. 
Mai wurde Brandt vor dem Bundes-
tag noch deutlicher. Er forderte die 
Gewerkschaften auf, sich einem an-
geblichen „Gesamtwohl" unterzuord-
nen. Dieses „Gesamtwohl" ist auch 
nach der Brandtschen Deutung das 
Alleinwohl der Unternehmer.

Wer will, daß die Kluft zwischen 
Profiten und Löhnen nicht noch größer 
wird, der muß in diesem Jahr Tarif-
lohnerhöhungen von 15 Prozent an-
visieren. Geringere Lohnerhöhungen 
tragen dazu bei, die Bürde einer her-
aufziehenden wirtschaftlichen Rück-
wärtsentwicklung noch stärker der 
Arbeiterklasse aufzuladen. Für die 
Arbeiterklasse und ihre Gewerkschaf-
ten gibt es nicht den geringsten Grund, 
an der Lohnfront stillzuhalten.

Um ganz sicher zu gehen, hat der 
SPD-Parteivorstand die im SPD-Ge-
werkschaftsrat vereinten Spitzenfunk-
tionäre der Gewerkschaften vergattert, 
sich bei den Lohnforderungen zurück-
zuhalten. In einem „Spiegel"-Gespräch 
(24. 5.) erklärte Brandt, daß führende 
Gewerkschaftsfunktionäre zugesichert 
hätten, „von übersteigerten Zuwachs-
raten" herunterzukommen.

herausschlagen 1 i. Der 
Brandtschen Rech- säuft den. 
eine Art Lohnpause hinaus. .' 
scheidet sich die Funktion ck ser Re-
gierung in nichts von der dei CDU-
geführten Regierungen.



Warnstreiks bei Chemie
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Löhne wachsen, sondern weil die Ver-
fügungsgewalt über die entscheiden-
den Produktionsmittel in den Händen 
privater Monopole liegt. Wenn die 
Unternehmer heute erzählen, daß sie 
nicht zahlen können, so straft sie ein 
Blick in jede beliebige Wirtschafts-
zeitung Lügen. Dort versichern sie 
ihren Aktionären, wie gut es ihnen 
geht und welch hohe Dividenden sie 
zu erwarten hätten.

Der mit den Stimmen der Vertreter 
der IG Chemie angenommene Schlich-
tungsspruch von Rheinland-Pfalz sieht 
für die 90 000 Arbeiter und Angestell-
ten, nach einer zweimonatigen Lohn-
pause, ab 1. Juni lediglich eine Tarif-
erhöhung von 7,8 Prozent vor. Für die

Negativer Lohnabschluß in Rheinland-Pfalz 
Bundesschlichtung in Nordrhein gescheitert

Auch die vereinbarte Stufenregelung 
für ein 13. Monatseinkommen ändert 
nichts an der negativen Bilanz dieses 
Tarifabschlusses. Erst 1974 soll diese

Die Unternehmer versuchen jetzt die 
wachsende Kampffront der Chemie-
arbeiter zu durchbrechen, indem sie 
von sich aus allen Arbeitern und An-
gestellten die in Rheinland-Pfalz abge-
schlossenen 6,5 Prozent Tariferhöhung 
ab 1. Juni zahlen. Diese fadenscheinige 
Taktik ist auf einhellige Ablehnung 
der Arbeiter und Angestellten gesto-
ßen. Vielmehr fordern sie die volle 
Durchsetzung von 12 Prozent Lohn- 
und Gehaltserhöhung und die tarif-
liche Absicherung eines 13. Monatsein-
kommens.

Forderung erfüllt werden, obwohl in 
den meisten Betrieben heute schon 
die Zahlung eines 13. Monatseinkom-
mens mittels Betriebsvereinbarungen 
durchgesetzt ist. Bei der Sparförderung 
hat die Führung der IG Chemie in 
Rheinland-Pfalz ebenfalls völlig unge-
rechtfertigt den Unternehmern die Zu-
sicherung gegeben, daß die Zahlung 
von 26 DM monatlich bis 1976 (!) nicht 
verändert wird.

Wenn die Arbeiter und Angestellten 
der chemischen Industrie ihre ganze 
Kraft in die Waagschale werfen, sind 
sie durchaus in der Lage, die geforder-
ten 12 Prozent, ein 13. Monatseinkom-
men und Verbesserung der Ausbil-
dungsvergütungen für Lehrlinge voll 
durchzusetzen. Damit könnte auch das 
negative Beispiel von Rheinland-Pfalz 
korrigiert und für alle anderen Be-
zirke, wie für die anderen Gewerk-
schaften, ein positives Beispiel gege-
ben werden. Werner Petschick

Es bleibt unverständlich, wenn ange-
sichts dieser Situation der Bezirks-
vorsitzende der IG Chemie von Rhein-
land-Pfalz, Hans Schweitzer, von ei-
nem „der Zeit angemessenen Kom-
promiß" spricht. Die betroffenen Ar-
beiter und Angestellten sind anderer 
Meinung. Voller Empörung demon-
strierten in Ludwigshafen rund 500 
Arbeiter und Lehrlinge vor dem Ver-
waltungsgebäude der BASF und brach-
ten unmißverständlich ihren Protest 
zum Ausdruck. Uber die Art und 
Weise des Abschlusses wird ebenfalls 
eine harte Kritik an der IG Chemie 
laut. Ohne jegliche Befragung der Mit-
glieder hat man dem Schiedsspruch zu-
gestimmt und die kampfbereiten Ar-
beiter und Angestellten einfach vor 
vollendete Tatsachen gestellt.

Die Ergebnisse der diesjährigen Lohn-
runde werden umso besser sein, je 
enger die Mitgliedschaft in die Lohn-
bewegung einbezogen wird. Die nied-
rigen Ergebnisse im Steinkohlenberg-
bau, der Bauindustrie oder auch in 
der chemischen Industrie in Rhein-
land-Pfalz konnten nur hinter dem 
Rücken der Mitgliedschaft abgeschlos-
sen werden,

gesamte Laufzeit des Tarifvertrages ab 
1. April beträgt die Steigerung nur 
noch 6,5 Prozent und bleibt damit 
selbst wesentlich unter den Orientie-
rungsdaten von Superminister Schiller, 
die von den Gewerkschaften zu Recht 
kritisiert wurden.

Die Lohnbewegung in der chemischen Industrie zeigt einen recht unterschied-
lichen Verlauf. In Rheinland-Pfalz haben die Vertreter der IG Chemie-Papier- 
Keramik am 24. Mai 1971 einen völlig unzureichenden Schiedsspruch der Lan-
desschlichtung angenommen. In Nordrhein dagegen ist am 2. Juni die Bundes-
schlichtung aufgrund der unnachgiebigen Haltung der Unternehmer gescheitert. 
Auch in Hessen scheiterte die Landesschlichtung und alles deutet darauf hin, 
daß auch die für den 14. Juni anberaumte Bundesschlichtung zu keinem Ergebnis 
führt. Während bei den Arbeitern und Angestellten der chemischen Industrie 
in Rheinland-Pfalz über den negativen Abschluß von 6,5 Prozent Empörung und 
Verbitterung herrscht, sind sowohl in Nordrhein als auch in Hessen die Beleg-
schaften zahlreicher Betriebe in Warnstreiks getreten und bereiten sich auf 
weitere Kampfmaßnahmen zur Durchsetzung ihrer Forderung von 12 Prozent vor.

Das Einschwenken der IG-Chemie-Füh- 
rung in Rheinland-Pfalz auf die Stabi-
litätsappelle der vereinigten Front von 
Bundesregierung und Unternehmern 
schlägt für die Chemie-Monopole in 
Form weiter steigender Superprofite 
auf Kosten der Arbeiter zu Buche. 
Insbesondere der Chemie-Gigant BASF 
— er beschäftigt die Mehrheit der Ar-
beiter und Angestellten dieses Tarif-
bezirks — wird damit in die Lage ver-
setzt, die erneute „Gewinnexplosion“ 
(DGB-Nachrichten-Dienst vom 3. Mai 
1971) verstärkt fortzusetzen. Die Her-
ren der BASF wären durchaus in der 
Lage gewesen, die an sich bescheidene 
Forderung von 12 Prozent voll zu er-
füllen. Generaldirektor Timm und 
seine Vorstandskollegen haben ihre 
Bezüge kürzlich um 23 Prozent erhöht 
und die Aktionäre erhielten in diesen 
Tagen wieder eine Höchstdividende 
von 22 Prozent ausgeschüttet.

In Nordrhein haben unmittelbar nach 
Scheitern der Bundesschlichtung in 
zahlreichen Betrieben die Belegschaf-
ten ganz oder teilweise die Arbeit nie-
dergelegt. Bei Redaktionschluß wurde 
bekannt, daß allein am 3. Juni in 
folgenden Betrieben die Arbeiter in 
mehrstündige Warnstreiks traten: Ag- 
fa-Gevaert, Leverkusen; Gummiwerke 
Clouth, Köln,- Chemische Fabrik, Köln; 
und Vorwerk & Sohn, Wuppertal. In 
einer Flugblattaktion hat die IG Che-
mie die Arbeiter und Angestellten 
aufgeklärt, daß nach Scheitern der 
Bundesschlichtung keine Friedens-
pflicht mehr besteht und die verschie-
densten Arten von Kampfaktionen — 
von der Arbeit nach Vorschrift bis 
zum Streik — möglich sind. Außer-
dem hat die Gewerkschaft für den 
8. Juni zu einer Großkundgebung in 
der Kölner Stadthalle aufgerufen.

Positiv ist zu vermerken, daß die an-
deren Tarifbezirke der chemischen In-
dustrie das negative Beispiel von 
Rheinland-Pfalz nicht einfach über-
nommen haben. Benno Adams, Be-
zirksvorsitzender der IG Chemie - Pa-
pier - Keramik in Niedersachsen, er-
klärte NACHRICHTEN gegenüber, 
daß in seinem Bezirk ein so dürftiges 
Ergebnis wie in Rheinland-Pfalz nicht 
in Frage komme. „Dafür lege ich die 
Hand ins Feuer." Der rheinland-pfäl-
zische Abschluß sei in allen Bezirken 
auf heftige Ablehnung gestoßen.

Die Position der Unternehmer und der 
Regierung ist nicht so stark, weder 
ökonomisch noch politisch, daß sie 
offensiv geführten Lohnkämpfen wi-
derstehen könnten .Es ist jetzt not-
wendig, daß die Aufklärungsarbeit in 
den Betrieben verstärkt wird, daß die 
gewerkschaftlichen Vertrauensleute 
zum Hauptträger der Lohnbewegung 
werden. Große Bedeutung kommt vor 
allem der Bewegung in der Metall-
industrie zu.

Nur eine starke Lohnbewegung 1971 
kann das Konzept von Unternehmer-
verbänden und Bundesregierung 
durchkreuzen, die Folgen einer ver-
fehlten Wirtschaftspolitik und einer 
krisenhaften Wirtschaftsentwicklung 
voll auf die Arbeiterklasse abzuwäl-
zen. Heinz Schäfer (IMSF)

6/71



Textil: Streiks halfen nach

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

HBV steckt weit zurück
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Preissteigerungen 
und Gewinnexplosion

In dieser Branche herrschte bereits seit 
dem 1. April tarifloser Zustand. Die 
Gewerkschaft HBV hatte die Erhö-
hung der Gehälter um einen Sockel-
betrag von 60 DM und daneben 9,5
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Sockelbetrag von 50 DM und daneben 
9 Prozent. Wiederholt wurden dar-
unterliegende Unternehmerangebote 
abgewiesen.

In der Bekleidungsindustrie, wo die 
Gewerkschaft die gleichen Forderun-
gen gestellt hatte, kam es zu einer 
Reihe von betrieblichen Streiks in 
den Tarifgebieten Nordrhein, West-
falen und Bayern. Damit antworteten 
die Bekleidungsarbeiter auf die her-
ausfordernde Haltung der Unterneh-
mer, die aufgrund 'der angeblich 
schlechten Lage dieser Branche kaum

Experten der Bundesregierung und 
der Wirtschaftsforschungsinstitute sind 
sich in ihrer Prognose einig, daß der 
Anstieg der Lebenshaltungskosten in 
diesem Jahr kaum unter 5 Prozent 
betragen wird. Nach dem fortdauern-
den Anstieg der Preise für Lebens-
mittel und Gebrauchsgüter, der Tarife 
für Verkehrsmittel und der Postge-
bühren haben Ende Mai auch die 
Elektrizitätswerke die Anhebung der 
Strompreise angekündigl. Es ist von 
etwa 10 Prozent die Rede. Nach einer 
Mitteilung des Bonner Städtebau-
instituts sind in den ersten vier Mo-
naten dieses Jahres die Mieten über-
durchschnittlich gestiegen.

In der Tarifbewegung der Textil- und Bekleidungsindustrie lagen Anfang Juni 
1971 die ersten Abschlüsse vor. Die Lohnbewegung, in der die Gewerkschaft 
Textil - Bekleidung die Anhebung der Löhne und Gehälter um 52 bis 55 Pfennig 
bzw. 10,5 Prozent fordert, war bislang von mehreren Urabstimmungen und 
betrieblichen Streiks als Antwort auf die unnachgiebige Haltung der Unter-
nehmer gekennzeichnet.

Vorstandsgehälter 
Durchschnitt 130 000 DM, das 
rund 11 000 DM im Monat. Ein Jahr 

eine Verlängerung des Urlaubs durch später betrugen diese Durchschnitts-
bezüge schon 13 000 und 1970 sogar 
14 500 DM. Da die Gehälter der Ma-
nager meistens gewinnorientiert sind, 
läßt sich daraus die Tatsache ablesen, 
daß die Gewinne kräftig gestiegen 
sind.

In Hessen und Nordrhein wurden in 
der Textilindustrie neue Tarifverträge 
in Kraft gesetzt, deren Laufzeit zwölf 
Monate bis zum 30. April 1972 beträgt. 
Die Lohnerhöhung beträgt in Hessen 
zwischen 37 und 43 Pfennig und bleibt 
damit erheblich hinter der Forderung 
zurück. Mit nur etwas mehr als sieben 
Prozent entspricht dieses Ergebnis 
keineswegs den Erwartungen der 
Textilarbeiter, deren Löhne 1970 be-
reits 1,16 DM niedriger lagen als in 
der übrigen Industrie. Die Gewerk-
schaft hat sich nunmehr auf die Bon-
ner Leitlinie festlegen lassen.

Fortfall der arbeitsfreien Samstage 
bei der Urlaubsberechnung durchge: 
setzt.

Prozent gefordert. Mit 7,5 Prozent, 
ohne Vorweganhebung, ist das Ziel 
weit verfehlt. Das Ergebnis wird auch 
durch die Erfüllung sogenannter Ne-
benforderungen nicht spürbar besser: 
Zahlung einer Sparförderung von 
26 DM monatlich ab 1. September 
1971, Verlängerung des Urlaubs um 
2 bis 3 Tage durdi Nichtanrechnung 
der arbeitsfreien Samstage und tarif-
liche Absicherung eines 13. Monats-
gehalts.

Nadi dem Beispiel der Versicherun-
gen steht zu befürchten, daß die Ge-
werkschaft nunmehr auch im Bank-
gewerbe auf das von Bundesregierung 
und Unternehmerverbänden gemein-
sam geforderte „Maßhalten" ein-
schwenkt und damit den Eindruck er-
weckt, als wurden Löhne und Gehäl-
ter tatsächlich die Preise hochtreiben. 
Abstriche an den gerechten Forderun-
gen der Arbeiter und Angestellten 
tragen überhaupt nicht zur Preisbe-
ruhigung bei, sie erhöhen vielmehr 
die Profitspannen der Unternehmer. 
Die Gehaltsforderungen der Bankan-
gestellten müssen darum voll durch-
gesetzt werden. K. K.

Ende Mai vereinbarte die Gewerk-
schaft mit der Bank für Gemeinwirt-
schaft eine Aufbesserung der Gehälter 
um 9 Prozent (ohne Zahlung des 
Sockelbelrags) und mit dem Beamten-
heimstättenwerk um 8 Prozent. Gleich-
zeitig erklärte die Gewerkschaft, daß 
die von den Privatbanken angebolene 
Gehaltserhöhung um 7,9 Prozent nach 
wie vor abgelehnt werde. Dagegen 
hat die Deutsche Angestelltengewerk-
schaft dieses Angebot angenommen.

Die Gewerkschaft Handel, Banken 
und Versicherung hat sich — wie vor 
ihr schon andere — bei der Tarifbe-
wegung im Versicherungsgewerbe 
freiwillig der staatlich gewünschten 
Lohn- und Gehaltspolitik unterwor-
fen. Am 4. Juni 1971 billigte die 
Große Tarifkommission mit Mehrheit 
das Verhandlungsergebnis zwischen 
der Gewerkschaft HBV und dem Ver-
band der Versicherungsuntemehmen 
vom 26. Mai, das eine Erhöhung der 
Angestelltengehälter um nur 7,5 Pro-
zent, mindestens jedoch 70 DM, vor-
sieht.

Nadi Auffassung des Deutschen Ge- 
weikschaftsbundes ist die gegenwär-
tige Teuerungswelle aussdiließlich 
auf eine neuerliche starke Ausweitung 
der Unternehmergewinne zurückzu-
führen. Der DGB verweist in diesem 
Zusammenhang auf neue Beredinun- 
gen der Bundesbank und des Deut-
schen Instituts für Wirtsdiaftsfor- 
schung, denen zufolge die Lohnkosten 
seil November 1970 um 3 Prozent ge-
sunken und die Industriepreise gleidi- 
zeitig um weitere 2 Prozent gestiegen 
sind. Im Ergebnis seien die Gewinne 
(Bruttoeinkommen aus Unternehmer-
tätigkeit und Vermögen) Ende letzten 
Jahres um 11,5 Prozent und Anfang 
dieses Jahres um 13 Prozent empor- 
geschnellt.

Diesen Umstand sollten die Texlil- 
und Bekleidungsarbeiter in jenen Ta-
rifbezirken, in denen der Abschluß 
noch aussteht, ausnutzen, um wenig-
stens regional noch eine stärkere Er-
höhung der Löhne und Gehälter 
durchzusetzen. ert

Im Bankgewerbe besteht der tariflose 
Zustand schon seit dem 1. März, und 
die Bankangestellten haben in den 
zurückliegenden Wochen ihre Kampf-
bereitschaft mit gezielten Streiks und 
Protestkundgebungen demonstriei t. 
Die HBV-Gewerkschaft fordert die 
Anhebung der Gehälter um einen

zu Zugeständnissen bereit waren. An-
fang Juni vereinbarte dann die Ge-
werkschaft Textil - Bekleidung in 
einem Spitzengespräch mit dem zu-
ständigen Untemehmerverband die 
Anhebung der Löhne um 34 bis 48 
Pfennig und den Fortfall des Sams-
tags bei der Urlaubsberechnung. Aus-
genommen blieb davon der Tarifbe-
zirk Nordrhein.

Im Tarifgebiet Nordrhein beträgt die 
Lohnerhöhung zwischen 42 und 48 
Pfennig. In einer Urabstimmung der 
Gewerkschaftsmitglieder in 31 Be-
trieben wurde dieses Ergebnis mit nur 
65,5 Prozent der Stimmen gebilligt. 
Neben der Lohn- und Gehaltserhö-
hung wurde in beiden Tarifgebieten

Offensichtlich hat die Gewerkschaft 
die vorhandene Kampfbereitschaft 
ihrer Mitglieder nicht voll ausge-
nutzt, um ein besseres Ergebnis zu 
erzielen. Daß die Textilunternehmer 
zahlen können, macht u. a. eine Ver-
öffentlichung über die Gehälter der 
Vorstandsmitglieder in der Textilwirt-
schaft deutlich. Wie kürzlich die Fach-
zeitung „Textil-Wirtschaft" schrieb, be-
trugen 1968 die in den Textilfabriken 
gezahlten Vorstandsgehälter im 

sind



Weiter aktive Tarifpolitik

iiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiin

Menschlichkeit
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IGM-Verwaltungsstellen beschließen ihre Anträge 
Forderungen zum Gewerkschaftstag der IG Metall

seitigt sehen möchten, den entschie-
denen Kampf ansagen. Das beste Mit-
tel, diesen Kampf zu führen, ist die 
Fortsetzung der aktiven Lohnpolitik 
mit dem Ziel, die Verteilungsverhält-
nisse zugunsten der Arbeiter und An-
gestellten zu verändern.

Angesichts der Preistreiberei der Groß-
industrie, die zu Inflationsralen ge-
führt hat, welche nur noch mit dem

Ohne Zweifel werden die Unterneh-
mer und ihre Verbände dem Einbau 
von Preisgleitklauseln den größten 
Widerstand entgegensetzen. Für die 
IG Metall und für die Arbeiter und 
Angestellten wäre aber eine solche 
Klausel in Tarifverträgen eine scharfe 
Waffe, die unter Einbeziehung aller 
Mitglieder gegen die Preisdiktate der 
Großindustrie zu einem permanenten 
Kampf für Preisstabilität sowie Siche-
rung und Ausbau des Lebensstandards 
werden könnte. Der 10. oideutliche 
Gewerkschaftstag sollte sich dieser 
Sache, die im Interesse der Arbeiter 
und Angestellten liegt, annehmen.

Hans Vossen

Der Gewerkschaftstag wird die Auf-
gabe haben, klar, deutlich und unmiß-
verständlich den politischen und wirt-
schaftlichen Kräften, die die Tarif-
autonomie in Frage stellen und be- 
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Es gilt die „Sündenböcke" zu entlar-
ven, die sich an der Inflation gesund-
stoßen, die über die Preise ihre Ge-
winne maximieren und immer laut-
starker die Tarifautonomie in Fiage 
stellen. Ist es nicht geradezu grotesk, 
daß während der Amtszeit einer so-
zialdemokratisch geführten Bundes-
regierung Vertreterversammlungen in 
ihren Anträgen an den Gewerkschafts-
tag eindringlich die Verteidigung der 
Tarifautonomie fordern müssen? „Die 
Tarifautonomie muß gegen jedermann 
und mit allen Mitteln verteidigt wer-
den." (Hagen) „Die IG Metall wird 
sich gegen jeden Versuch wehren, die 
Tarifautonomie einzuschränken oder 
gar zu beseitigen ..." (Velbert).

In der Sprachregelung bundesdeut-
scher Regierungsstellen spielt die Vo-
kabel „Menschlichkeit" eine bedeu-
tende Rolle, besonders, wenn es sich 
um die Beziehungen zwischen den 
beiden deutschen Staaten handelt. Ist 
die DDR-Regierung nicht geneigt, an-
maßende Ansprüche der Bundesregie-
rung zu akzeptieren, möchte man sich 
hierzulande über diese „Unmensch-
lichkeit" schier zerreißen — während 
andererseits jeder Versuch, sich in die 
inneren Angelegenheiten der DDR 
einzumischen, mit der lauteren und 
uneigennützigen Absicht, für „die 
Menschen im geteilten Deutschland 
mehr Menschlichkeit" zu wollen, be-
mäntelt wird.

„Korea-Boom" Anfang der fünfziger 
Jahre vergleichbar sind, wird auch 
die IG Metall vor neue Überlegungen 
gestellt, die Bestandteil einer aktiven 
Tarifpolitik sein müßten. Klar muß 
sein, daß die Grundlage der einkom-
menspolitischen Strategie der Ge-
werkschaft die aktive Lohnpolitik ist. 
Sie ist die Grundbedingung für den 
Erhalt und weiteren Ausbau des Le-
bensstandards der Arbeitnehmer.Die Vorbereitungen für den 10. ordentlichen Gewerkschaftstag der IG Metall 

sind in das letzte Stadium getreten. Die überwiegende Mehrzahl der Mitglieder- 
bzw. Verlreterversammlungen der Verwaltungsstellen hat ihre Anträge be-
schlossen und die Delegierten gewählt. Wenn auch ein umfassender Überblick 
über die an der Basis beschlossenen Anträge noch nicht möglich ist, so zeigen 
doch die Anträge einzelner Verwaltungsstellen, daß sich die Kampferfahrungen 
der letzten zwei Jahre positiv widerspiegeln. Vor allem auf dem Gebiet der 
Tarif-, Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik werden vom Gewerkschaftstag 
klarere Klassenpositionen gefordert und erwartet. Diesem Auftrag und Mit- 
gliederwillen muß der 10. ordentliche Gewerkschaftstag Rechnung tragen, wenn 
er seine Aufgabe und die in ihn gesetzten Erwartungen voll erfüllen will.

Ausgehend von den Erfahrungen der 
Metallarbeiter — und das zeigen die 
bisher beschlossenen Anträge in den 
Verwaltungsstellen — steht die Tarif-
politik mit ihren mannigfaltigen 
Aspekten im Vordergrund. Die jüngste 
Entwicklung in der Bundesrepublik, 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik der 
Bundesregierung und die sogenann-
ten Stabilisierungsmaßnahmen zur 
Sicherung der Währung werden in 
einem starken Maße die aktive Tarif-
politik der Gewerkschaft berühren. 
Die Arbeiter, Angestellten und ihre 
Gewerkschaften sollen zu Schuldigen 
einer verfehlten Wirtschafts- und 
Finanzpolitik gestempelt werden.

Das Kernstück einer solchen Preisgleit-
klausel bestünde darin, daß der Ta-
rifvertrag automatisch nach vier Wo-
chen auslaufen würde, wenn z. B. im 
Verlauf der letzten zwei Monate die 
Preise über 2 Prozent angestiegen 
sind. Grundlage für die Berechnungen 
der Preissteigerungsraten könnten die 
Warenkorbberechnungen des Statisti-
schen Bundesamtes sein, die allerdings 
umstritten sind. Besser jedoch wäre, 
wenn das Wirtschaftswissenschaftliche 
Institut (WWI) beim DGB solche Be-
rechnungen vornehmen würde.

Auf der 9. Jugendkonferenz der 
IG Metall haben die Delegierten im 
Namen und im Auftrag von 300 000 
jugendlichen Gewerkschaftsmitglie-
dern in Anträgen und Initiativanträ-
gen Zeichen gesetzt, die sich auch in 
Wiesbaden wiederfinden müssen. Die 
überwiegende Mehrzahl der beschlos-
senen Anträge der 9. Jugendkonfe-
renz ist nicht etwa „utopisch" oder 
vom „jugendlichen Feuer und Elan" 
diktiert, sondern sehr nüchtern aus 
den Klassenverhällnissen und Klas-
sengegensätzen der spätkapitalisti-
schen Bundesrepublik geboren.

Die Vertreterversammlung der IGM 
Köln hat in einem Antrag an den Ge-
werkschaftstag die Forderung ge-
stellt, daß in „Tarifverträge eine 
Preisgleitklausel aufzunehmen ist, die 
besagt, daß, wenn die Preise um 
2 Prozent und mehr steigen, der Tarif-
vertrag automatisch aufgekündigt ist". 
Diese Forderung der Kölner Metaller 
ist die richtige Antwort auf die Preis-
treiberei einerseits und die fehlende 
Bereitschaft der Regierung — allen 
voran „Superminister" Schiller —, die 
Inflationshyänen beim Namen zu 
nennen und einschneidende Maßnah-
men gegen diese Politik der Groß-
industrie einzuleiten.

Mit diesem Verhalten hat die Regie-
rung Brandt/Scheel, nicht anders als 
die CDU/CSU-Regierungen vor ihr, ein 
Beispiel abgrundtiefer Heuchelei ge-
liefert: Spricht sie von Menschlichkeit, 
verbirgt sich dahinter egoistische 
Machtpolitik. okolus

Wenn auch die Erfahrungen der Sep-
temberstreiks 1969 verdeutlichen, daß 
Tarifverträge noch während ihrer 
Laufzeit — also während der Frie- 
denspflicht — ad absurdum geführt 
werden können, kann doch an der 
Tatsache nicht vorbeigegangen wer-
den, daß die Laufzeit von Tarifver-
trägen sich öfters als ein Hemmnis 
für eine klare Antwort der Gewerk-
schaften zur Sicherung des Lebens-
standards erwiesen hat. Hier könn e 
eine Preisklausel, die Bestandteil der 
aktiven Lohnpolitik sein muß, eine 
zusätzliche, gegen die Preisdiktate der 
Großindustrie gerichtete Einkommens-
sicherung sein.

„Menschlichkeit", wie die Bundesre-
gierung sie versteht, ist auch die Me-
thode, mit der es ihr in diesem Jahr 
wieder gelungen ist, die Aufnahme 
der DDR in die Weltgesundheitsorga-
nisation der UNO zu verhindern, ob-
wohl die DDR — sehr zum Unter-
schied zur Bundesrepublik — in ihrem 
Lande ein hervorragendes und inter-
national anerkanntes Gesundheits-
wesen aufgebaut hat.



SelbstisolationBergarbeiter enttäuscht
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Unzureichende Lohnerhöhung durch Geheimverhandlung 
Kaufkraftschwund und Steuer lassen nichts übrig

Gewerkschaft
Manfred Sokolof

Der Abbruch der Delegationsreisen 
in die SU und die Westberlin-Klausel 
in der neuen Satzung sind Hinder-
nisse, die der DGB sich selbst in den 
Weg stellt. Gerade in diesen Tagen, 
da die Regierung der SU den Vor-
schlag machte, daß die USA und die 
SU gemeinsam damit beginnen soll-
ten, ihre Truppen aus Europa abzu-
ziehen, um eine allgemeine Truppen-
reduzierung in Europa zu erreichen, 
ist die Selbstisolierung des DGB von 
einer Politik der Entspannung nicht 
nur falsch, sondern auch schädlich.

Auch die Vertreter der Sowjetgewerk-
schaften, die in der Bundesrepublik 
bei den DGB-Gewerkschaften zu Gast 
weilten, konnten den Klassenkampf, 
den diese zu führen gezwungen sind, 
besser verstehen lernen. Diese Er-
fahrungen förderten die Erkenntnis, 
daß die Gewerkschaften in den kapi-
talistischen Ländern und die Gewerk-
schaften in den sozialistischen Ländern 
zumindest das gemeinsam haben: die 
Interessen der Arbeiter zu vertreten.

Einmal mehr zeigt sich, daß West-
berlin als Störfaktor benutzt wird, um 
eine realistische Politik der Entspan-
nung zu behindern, wenn nicht zu 
torpedieren. Damit der DGB seine 
volle gewerkschaftliche Unabhängig-
keit gegenüber den Rechtskräften und 
der Regierung zurückerhält, muß er 
seine Westberlin-Scheuklappe ablegen.

- jol-
6/71

Wenn Mitbestimmung zur Bremse 
von sozialer Besserstellung umfunk-
tioniert wird, kann man keinen 
Kumpel und Angestellten von ihrem 
Wert überzeugen. Lohn- und Ge-
haltsverzicht wird keine Schachtanla-
ge vor geplanter Stillegung bewah-
ren und auch keine Arbeitsplätze si-
chern. Das wird nur durch Kampf 
gegen die Auswirkungen des staats-
monopolistischen Wirtschaftssystems 
möglich sein. Was die öffentliche 
Meinung angeht, so wird diese auch 
nicht berücksichtigt, wenn es um 
staatliche Subventionen, um Steuer-
gelder der Bevölkerung geht, die 
dem privatkapitalistischen Superkon-
zern „Ruhrkohle AG" weiterhin zu-
geschanzt werden sollen.

Der gallebittere Beigeschmack, den 
Mitglieder und Funktionäre ob der 
lohnstrategischen Überrumpelung 
verspürten, ließ sich allerdings nicht 
mit einem Bergmannsschnaps herun-
terspülen. In Anlehnung an die DGB- 
Orientierungsdaten (Zielprojektion) 
und vorhandenem Nachholbedarf la-
gen die Vorstellungen und Forderun-
gen der Kumpel bei 15 Prozent.

In der IGBE ist eine Grundsatzdis-
kussion fällig, ob aus der Kampf-
organisation der Bergarbeiter ein in-
tegrierter Berufsverband werden 
soll. Noch immer sind in der IGBE 
die Beschlüsse und Richtlinien der 
Gewerkschaftskongresse sowie der 
Gewerkschaftstage gültig und haben 
Vorrang gegenüber Bonner Empfeh-
lungen. Nicht .„Schützenhilfe" für 
konzernfieundliche Regierungspolitik, 
sondern Klassenvertretung der Berg-
arbeiter ist notwendig. Bonner „Ori-
entierungshilfen" führen in die fal-
sche Richtung.

Nun hat der Bundesvorstand des DGB 
kürzlich angekündigt, vorerst keine 
Delegationen mehr in die SU entsen-
den zu wollen. Das geschieht aus-
drücklich mit dem Hinweis auf West-
berlin. Der Bundesvorstand des DGB 
glaubt, die Gewerkschaften der So-
wjetunion zu etwas zwingen zu kön-
nen, was die Regierung in Bonn ver-
langt, nämlich Westberlin als Be-
standteil der BRD — durch die Hin-
tertür — anzuerkennen. Der Regie-
rung und allen Rechtskräften, die das 
gleiche verlangen, wird damit durch 
den Bundesvorstand Schützenhilfe ge-
leistet. Auch in der neuen Satzung 
kommt das zum Ausdruck, wo — 
übrigens gegen den Widerstand be-
achtlicher Teile der Delegierten in 
Düsseldorf beschlossen — Westberlin 
als zur BRD gehörig erklärt wird.

Die neue Lohnordnung — gekoppelt 
mit der Lohnerhöhung — hat die Ta-
rifsituation kompliziert gemacht. In 
den Betrieben können sich die Kum-
pel noch keine rechte Vorstellung 
machen, was unter dem Strich für 
sie ab 1. Juni 1971 herauskommt. Das 
ist auch Ursache dafür, daß in erster 
Linie Kritik an der Methodik des 
Tarifabschlusses geübt wurde und 
weniger an den 7,3 Prozent Lohn-
erhöhung selbst.

Den Erwartungen des Großkapitals 
wurde entsprochen: „Die Unterneh-
mer erwarten von den Gewerkschaf-
ten . . . eine zurückhaltende Ein-
kommenspolitik, die nicht jede sich 
durch die Enge des Arbeitsmarktes 
bietende Möglichkeit ausnutzt." (BDI- 
Jahresbericht 1969/70) Auch Minister 
Schillers Wunsch wurde erfüllt. „Die 
Anhebung liegt damit haargenau auf 
der Linie von Schillers Orientie-
rungsdaten", konnte die der SPD 
nahestehende „Neue Ruhr-Zeitung" 
am 24. April berichten. „Schiller 
kann sich einen Bergmannsschnaps 
genehmigen."

Der Delegalionsauslausch zwischen 
den sowjetischen Gewerkschaften und 
denen des DGB war gewiß eine nütz-
liche Sache und sicher konnten beide 
Seiten dabei bereits neue Erfahrungen 
sammeln. Wer auch immer von un-
seren Gewerkschaften in die Sowjet-
union reiste, konnte sehen, daß die 
Gewerkschaften in der SU ein bedeu-
tender, mitbestimmender Faktor im 
gesamten gesellschaftlichen Leben der 
Völker in diesem sozialistischen 
Land sind.

Im Steinkohlenbergbau wurden im „Blitzverfahren" die Lohnerhöhung, eine 
neue Lohnordnung, 100 DM mehr Weihnachtsgeld und die Erhöhung der 
Nachtschichtzulage von 2 auf 4 DM tarifvertraglich vereinbart. Besonders die 
Lohnerhöhung von 7,3 Prozent ist unbefriedigend. Funktionäre und Mitglieder 
wurden nach wochenlangen Geheimverhandlungen zwischen IG Bergbau und 
Energie, Unternehmern und Regierung damit konfrontiert. Statt die Organisa-
tion der Bergarbeiter auf Kampf vorzubereiten — weil Lohnfragen nun ein-
mal Kampffragen sind —, wurde die Lohnrunde '71 durch dieses bemerkens-
werte Zusammenspiel bereits vor ihrer Eröffnung beendet.

Die Mitbestimmung innerhalb der 
„Ruhrkohle AG" gehe weiter als in 
anderen Bereichen. Folglich müsse 
auch mehr Verantwortung für das 
Wohl des Unternehmens getragen 
werden. Durch zu hohe Lohnforde-
rungen würden Arbeitsplätze gefähr-
det. Man müsse volkswirtschaftliche 
Verantwortung zeigen. Die öffentli-
che Meinung sei zu berücksichtigen. 
Hierzu muß festgestellt werden:

Von der 7,3-Prozent-Lohnerhöhung 
muß in diesem Jahr mit einer Ab-
schmelzung von 6 Prozent (Preisstei-
gerungen) gerechnet werden. Den 
Rest von 1,3 Prozent verzehrt die 
Steuerprogression. Die Tarifverträge 
wurden am 29. April unterzeichnet. 
In einer Erklärung bezeichneten bei-
de Tarifparteien das Ergebnis über-
einstimmend als „vertretbar". In der 
Hauptvorstandssitzung vom 20. April 
wurden Bezirksleiter und ehrenamt-
liche Hauptvorstandsmitglieder an-
geblich genauso vom Ende der ge-
heim erfolgten „Lohnbewegung" 
überrascht wie die übrigen Mitglie-
der und Funktionäre. Folgende Ar-
gumente für das unzureichende Er-
gebnis wurden u. a. gebraucht:

Die neue Lohnordnung schafft un-
erfreuliche Probleme. Mit Ände-
rungskündigungen und damit ver-
bundenem Lohnverlust muß gerech-
net werden. Die Konturen eines ver-
schärften Ausbeutungssystems zeich-
nen sich bereits ab. Betriebsräte wer-
den noch mehr als bisher gefordert 
werden. Sie brauchen eine starke 
klassenbewußte Gewerkschaft als 
Rückhalt.



SH

Dollar und DM in der Krise
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Wie es dazu kam und wer die Lasten trägt 
Kriegs- und Rüstungspolitik ruinieren Währung

Rüstungskosten von insgesamt fast 
40 Milliarden DM. Rüstungsausgaben 
schaffen Kaufkraft, ohne einen entspre-
chenden Gegenwert an Konsumgütern, 
und führen damit zu einer Aufblähung 
des Geldumlaufes; sie sind eine Ver-
geudung volkswirtschaftlicher Werte.

der 
für 
der

Daneben ist es die rücksichtslose Preis-
politik der Konzerne und Monopole 
zur Sicherung ihres Maximalprofits. 
Obwohl durch Rationalisierung und 
steigende Intensität der menschlichen 
Arbeitsleistung der Lohnkostenanteil 
an den Produktionskosten von Jahr 
zu Jahr weiter absinkt, wachsen die 
Preise für Industriegüter, besonders 
in den Jahren, die durch eine Profit-
explosion gekennzeichnet sind.

Mit besonderem Wohlwollen hat die 
Bundesregierung das Sondergutachten 
des Sachverständigenrates als „wert-
volle Analyse" der Situation in der 
Bundesrepublik und als ernste Mah-
nung zur Sicherung ihrer Stabilisie-
rungspolitik zur Kenntnis genommen. 
Die Gutachter haben aber nicht nur 
die innen- und außenwirtschaftlichen 
Stabilisierungsmaßnahmen der Bun-
desregierung als richtig bezeichnet, 
sondern auch das ausgesprochen, was 
Brandt und Schiller der Bevölkerung, 
und besonders den Arbeitern und An-
gestellten, bisher verschwiegen haben: 
Nach den Worten der Sachverstän-
digen führen die Stabilisierungsmaß-
nahmen Schillers zu einer Gefährdung 
der Vollbeschäftigung.

Obwohl sich die US-Regierung ver-
pflichtet hat, jeden Dollar gegen eine 
bestimmte Goldmenge einzutauschen, 
ist sie heute nicht mehr dazu in der 
Lage: Ihr Goldbestand entspricht nur 
noch einem Gegenwert von 11 Mil-
liarden Dollar gegenüber 40 Milliar-
den Papierdollar, die im Umlauf sind. 
Nach dem Abkommen von Bretton

Die Instabilität der DM ist aber weni-
ger binnenwirtschaftlich als außen-
wirtschaftlich bedingt. Die bürgerliche 
Presse hat, ebenso wie die Unterneh-
mer und die ihr hörige CDU/CSU, 
ein besonderes Interesse daran, auf 
die binnenwirtschaftlichen Faktoren 
hinzuweisen in der Absicht, die Ge-
werkschaften für die Preisentwicklung 
verantwortlich zu machen und sie 
durch eine öffentliche Diskriminierung 
daran zu hindern, ausreichende Lohn- 
und Gehaltserhöhungen durchzusetzen.

Woods, dem 1952 auch die Bundes-
republik beigetreten ist, muß sie die 
Dollars zu dem in Bretton Woods 
beschlossenen Kurs aufkaufen. Das 
führt neben der Inflationierung der 
Mark u. a. dazu, daß die amerikani-
schen Monopole und Konzerne in der 
Bundesrepublik Industriebetriebe mit 
billigen Papierdollars aufkaufen kön-
nen.

Der Rücktritt des Bundesfinanzministers hat einmal mehr deutlich gemacht, 
welchen großen wirtschaftlichen und politischen Schwierigkeiten sich die Regie-
rung Brandt/Scheel gegenübergestellt sieht. In der Tat ist die Zwischenbilanz 
der sozialdemokratisch geführten Bundesregierung alles andere als hoff-
nungsvoll.

Die gegenwärtige Situation in 
Bundesrepublik ist ein Beispiel 
die wachsenden Widersprüche 
spätkapitalistischen Ordnung. Sie zeigt 
die Notwendigkeit, die Macht des 
Großkapitals zu überwinden und tief-
greifende demokratische Umgestaltun-
gen in Staat und Gesellschaft durch-
zuführen. H. S.

Aus politischen Gründen hat die Bun-
desregierung bisher darauf verzichtet, 
sich gegen diesen Währungsbetrug 
zur Wehr zu setzen, weil sie damit 
rechnen muß, daß dann die USA ihre 
Besatzungsarmee aus Europa zurück-
ziehen werden. Das wäre zwar keines-
wegs zum Schaden für die Bundes-
republik, aber auch die Regierung 
Brandt lebt augenblicklich in der Vor-
stellung, man könne mit der ameri-
kanischen Besatzungsarmee in der 
Bundesrepublik etwa die Sowjetunion 
zu politischen Zugeständnissen zwin-
gen.

Auf dieses Ziel sind zweifellos auch 
die Schillerschen Slabilitätsmaßnah- 
men ausgerichtet, die Währungs- und 
Preisstabilität wieder herstellen sol-
len. Die Stillegung von Haushaltsmit-
teln und das Einfrieren von Steuer-
mehreinnahmen in Höhe von fast 3,5 
Milliarden DM können aber keine 
hierfür geeignete Maßnahmen sein, 
denn die Ursachen der derzeitigen 
Preis- und Währungskrise liegen nicht 
in den Aufwendungen für „kostspie-
lige Reformpläne" der Bundesregie-
rung oder in notwendigen Ausgaben 
für Straßen, Schulen und Kranken-
häuser, sondern in den hohen
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Die Beteuerung der Bundesregierung, 
das nun nicht mehr abzuleugnende 
Beschäftigungsrisiko so klein wie mög-
lich zu halten, kann die um ihren Ar-
beitsplatz bangenden Arbeiter und 
Angestellten nicht beruhigen. Es gibt 
keinen Zweifel, die Kosten einer frag-
würdigen Stabilitätspolitik trägt 
Arbeiterschaft.

Die mit vielen Erwartungen verbun-
dene Ostpolitik stagniert, weil sich die 
Regierung selbst Hindernisse in den 
Weg gelegt hat, wie das „Berlin- 
Junktim", das die Ratifizierung der 
Ostverträge verhindert, sowie die 
sture Weigerung, die DDR völker-
rechtlich anzuerkennen. Die von Bun-
deskanzler Willy Brandl mit so viel 
Pathos angekündigten inneren Refor-
men sind nicht einmal in den An-
sätzen sichtbar: Der Gesetzentwurf 
über die paritätische Mitbestimmung 
wird in dieser Legislaturperiode dem 
Bundestag nicht mehr vorgelegt und 
die Novelle zum Betriebsverfassungs-
gesetz entsteht unter Mißachtung der 
gewerkschaftlichen Forderungen. Der 
Entwurf der Steuerreformkommission 
begünstigt in schamloser Weise die 
großen und belastet die kleinen Ein-
kommen. Die konzertierte Aktion legt 
Leitlinen für Löhne und Gehälter fest, 
nicht aber für die Gewinne der Mono-
pole.

Die Hauptursache der Inflation ist die 
internationale Währungskrise der ka-
pitalistischen Staaten, hervorgerufen 
durch die ständige Entwertung des 
Dollars. Seit Jahren vergeudet die 
US-Regierung enorme Dollarbeträge 
zur Finanzierung ihrer aggressiven 
Außenpolitik. In mehr als einhundert 
Ländern unterhalten die USA weit 
über 2000 Militärstützpunkte, und 
allein der schmutzige Krieg in Viet-
nam belastet den amerikanischen 
Staatshaushalt pro Tag mit 77 Mil-
lionen Dollar. Die Folge ist, daß der 
Wert des Dollars in zunehmendem 
Maße schwindet, weil die USA-Regie-
rung ihr jährliches Haushaltsdefizit 
mit Papiergeld stopft, für das keine 
entsprechende Golddeckung mehr vor-
handen ist.

Die Freigabe der Wechselkurse auf 
Zeit und mit der Absicht, zum Aus-
gangskurs zurückzukehren, ist nur 
eine unzulängliche Maßnahme. Nach 
den Worten des Ministerialdirektors 
Hankel aus dem Ministerium des so-
zialdemokratischen Ministers Schiller 
hat die Freigabe des DM-Wechsel- 
kurses allerdings auch eine politische 
Aufgabe, nämlich „die Resistenz der 
Unternehmer gegen die Lohnerhöhun-
gen zu stärken“.

Durch die fortdauernde Bindung der 
Mark an den Dollar trägt die Bundes-
regierung nicht nur zur Finanzierung 
des schmutzigen Krieges in Vietnam 
bei, gleichzeitig importiert sie eine 
Inflation, die neben der hemmungs-
losen Preispolitik der Großindustrie 
die versprochene Preisstabilität ver-
hindert. Das alles brauchte nicht zu 
sein. Die Bundesrepublik ist ein rei-
ches und technisch hochentwickeltes 
Land und verfügt über eine Wirt-
schaftskraft, die, wenn sie im Interesse 
aller eingesetzt würde, Geldstabilität 
und soziale Sicherheit gerantieren 
könnte. Dazu bedarf es allerdings 
mehr als nur des Rücktritts eines 
Ministers und der Schaffung eines 
Superministeriums in der Hand Karl 
Schillers, der die Profitinteressen des 
Großkapitals zur Richtschnur seiner 
Politik gemacht hat.



Satzung mit Widersprüchen

Rechtsstaat erst schaffen!

Brenner-Attacke von rechts

von

„Linker“ Radke ganz rechts
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Außerordentlicher Kongreß beschloß neue DGB-Satzung 
Tauziehen zwischen Integration und Unabhängigkeit

Es war schließlich auch Otto Brenner, 
der in seiner Loyalität zur Politik Prof. 
Schillers fast schon bis an den Rand 
der Gefährdung gewerkschaftlicher Un-
abhängigkeit ging, um aus der wirt-
schaftspolitischen Entschließung eine 
kritische Passage herauszubekommen. 
Mit einem Initiativantrag ließ er die 
Wertung „eingetretene wirtschaftliche 
Fehlentwicklung" durch „eingetretene 
Zuspitzung ..ersetzen und die von

Der richtigen Analyse folgten jedoch 
Feststellungen, die das erklärte Ziel, 
die Gesellschaft entsprechend den In-
teressen und Erfordernissen der ab-
hängig Beschäftigten zu verändern, 
praktisch unerreichbar machen: Zwar 
sollen die Gewerkschaften Kampforga-
nisationen sein, aber Vetter lehnt den 
.Klassenkampf als gewaltsamen Um-
sturz" für gesellschaftspolitische Ver-
änderungen ab. Er unterstrich die Not-
wendigkeit, die Allmacht der Unter-
nehmer und ihrer Manager zu über-
winden, wehrte sich jedoch gegen die 
Agitation der „unbelehrbaren Geg-
ner", paritätische Mitbestimmung wer-
de die Unternehmerentscheidungen 
beeinträchtigen. Vetter wies alle Ver-
suche zurück, „den Gewerkschaften in-
nerhalb des bestehenden Systems ei-
nen festen Standort zuzuweisen, um 
das System als solches jeglicher Ver-
änderung zu entziehen", stellte aber 
gleichzeitig alle konsequenten gewerk-
schaftspolitischen Maßnahmen in Fra-
ge, die allein geeignet sind, die Ver-
änderungen tatsächlich herbeizufüh-
ren.

der Bundesregierung gefaßten „Stabi- 
litätsbeschlüsse“ für gut heißen. Der 
Kongreß, der in totaler Verzerrung 
der Mitgliederstruktur des DGB von 
430 Delegierten nur 5 „Jugendliche" 
unter 30 Jahren, 19 Frauen, 98 Arbei-
ter, aber 238 hauptamtliche Funktio-
näre vorzuweisen hatte, folgte dem 
Antrag Brenners. Beifall für kritische 
Worte gab es fast nur unter den Gä-
sten auf den Zuschauertribünen.Als widersprüchlich sind Verlauf und Ergebnisse des außerordentlichen DGB- 

Bundeskongresses zu werten, der am 14. und 15. Mai 1971 in Düsseldorf statt-
fand. Der Kongreß verabschiedete eine neue Satzung für den DGB. Die Aus-
sagen führender Funktionäre und die Beschlüsse der 430 Delegierten bewegten 
sich zwischen gegensätzlichen Polen wie: richtige gesellschaftliche Analysen 
und falsche Konsequenzen, gewerkschaftspolitische Notwendigkeiten und schäd-
liche Loyalität zur Bundesregierung, Betonung gewerkschaftlicher Unabhängig-
keit und verstärkte Integrationsbestrebungen. Diese Tendenzen widerspiegeln 
das Wirken der beiden Grundströmungen innerhalb und außerhalb der Ge-
werkschaften: der progressiven, auf konsequente Interessenvertretung der 
Arbeiterschaft und Syslemveränderung orientierten Kräfte auf der einen und 
der auf Systemstabilisierung und Anpassung hinarbeitenden Kreise auf der 
anderen Seite. So ist auch die neue Satzung das Ergebnis eines Kompromisses 
zwischen beiden Strömungen. Obgleich sie verstärkte Integrationstendenzen 
reflektiert, haben sich die rechten Vertreter einer weitergehenden DGB-Reform 
„an Haupt und Gliedern" auf diesem Kongreß nicht durchsetzen können.

In dem Bestreben, beiden Kräftegrup-
pierungen gerecht zu werden, hielt der 
DGB-Vorsitzende Heinz Oskar Vetter 
ein Grundsatzreferat, das sich auf den 
kurzen Nenner bringen läßt: Analyse 
gut — Schlußfolgerungen mangelhaft. 
Systemkritisch stellte Vetter fest, daß 
die Gewerkschaftsbewegung „heute 
wie vor hundert Jahren vor demsel-
ben Tatbestand“ stehe: der „sozialen 
Unterlegenheit und Abhängigkeit des 
Arbeitnehmers. Er muß seine Arbeits-
kraft verkaufen, um den für sich selbst 
und seine Familie notwendigen Le-
bensunterhalt zu decken." Die Ge-
werkschaften müßten Selbsthilfe- und 
Kampforganisationen der Arbeiter-
schaft sein, um dieses spätkapitalisti-
sche System „von Grund auf zu verän-
dern". (Siehe: „Vetter: Das- System 
ändern!", Seite 11)

Gegen diese Formulierung traten Her-
bert Stadelmaier, Vorsitzender der Ge-
werkschaft Nahrung-Genuß-Gaststät-
ten, sowie Otto Brenner und Olaf 
Radke von der IG Metall in massiver 
Form auf. Während Stadelmaier spitz-
findige juristische Argumente von ei-
nem vorbereiteten Manuskript ablas, 
erwies sich ebenso Otto Brenner auch 
in dieser Frage als ein Exponent je-
nes Flügels in den Gew_erkschaften, 
der den vom Monopolkapital in die 
Arbeiterbewegung hineingetragenen
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Brenner, dem schon in München ein 
Delegierter bescheinigt hatte, der „ei-
serne Otto" beginne zu rosten, und 
dem jetzt in Düsseldorf der Delegierte 
Eichhorn „verkümmertes Klassenbe-
wußtsein" vorwarf, passierte genau 
das, wovor Vetter in seiner Rede ge-
warnt hatte: „Die Anhebung des 
Konsumstandards unterprivilegierter 
Schichten hat an den entscheidenden 
Herrschaftsverhältnissen und Abhän-
gigkeiten nichts Wesentliches geän-
dert. Lassen wir uns vom Boom der 
Kühlschränke und Automobile nicht 
blenden."

Trotz der im Referat enthaltenen Zu-
geständnisse an die Verteidiger der 
staatsmonopolistischen Grundordnung 
in der Bundesrepublik und des nahezu 
gänzlichen Verzichts auf Kritik an der 
Bundesregierung, ging diesen die Sy-
stemkritik Vetters offenkundig zu 
weit. Ohne Vetter ausdrücklich zu 
nennen, attackierte Otto Brenner, der 
sich mit seiner ganzen Autorität als 
Sprecher des Integrationsflügels pro-
filierte, die Darstellung der kapitalisti-
schen Wirklichkeit, die ihm zu einsei-
tig war. Ohne die Systemkritik ent-
kräften zu können, überbetonte Bren-
ner die in den vergangenen Jahrzehn-
ten erreichten Erfolge der Gewerk-
schaften, die niemand bestritten hatte, 
als seien sie das Resultat des Sy-
stems und nicht des erbitterten, opfer-
vollen Kampfes der Gewerkschafts-
bewegung.

Vier Diskussionsredner setzten sich 
für die Änderungsanträge ein. Im Na-
men aller DGB-Landesvorsitzenden 
führte Philipp Pleß von Hessen u. a. 
aus, daß im Jahre 1963 im DGB-Grund- 
satzprogramm festgestellt worden sei, 
in der Bundesrepublik habe es nach 
1945 eine Wiederherstellung alter Be-
sitz- und Machtverhältnisse gegeben. 
Dieser Prozeß habe sich in den ver-
gangenen Jahren weiter verstärkt, und 
die Kluft zwischen Grundgesetzauf-
trag und Realität sei noch größer ge-
worden. Mit ähnlichen Argumenten 
sprachen sich die Delegierten Weigel 
von der IG Metall, Rappe von der IG 
Chemie sowie Götz und Eichhorn von 
der Gewerkschaft Handel, Banken und 
Versicherungen für die Aufgabenfor-
mulierung „Verwirklichung" des sozia-
len Rechtsstaates aus. (Siehe Auszüge 
aus den Diskussionsbeiträgen 
Weigel und Götz auf Seite 12)

Wie schon in der vorangegangenen 
Diskussion des Satzungsentwurfs an 
der Basis des DGB offenbarten sich 
auf dem Düsseldorfer Kongreß die 
eingangs genannten Grundströmun-
gen im DGB in der Debatte zum Pa-
ragraph 2 der neuen Satzung, der die 
generelle Aufgabenstellung des Bun-
des zum Inhalt hat. Die unterschiedli-
chen Auffassungen entzündeten sich 
am Absatz 1 c, der nach Vorschlag 
des DGB-Bundesvorstandes und der 
Empfehlung der Antragskommission 
„Ausbau und Sicherung des sozialen 
Rechtsstaates" als Aufgaben des Ge-
werkschaftsbundes vorsieht. Insgesamt 
acht Anträge verlangten stattdessen 
die „Verwirklichung" des sozialen 
Rechtsstaates. Damit wurde das Ver-
hältnis der Gewerkschaften zum Staat 
angesprochen.



Antragsrecht nur für Vorstände

Auf Bonner Westberlin-Kurs

Europaschwärmerei

Damals
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Bedauerlich ist auch, daß der Kongreß 
sich nicht entschließen konnte, bei der

Prozeß der Integration der Gewerk-
schaften in das spälkapitalistische Sy-
stem objektiv unterstützt. Brenner kri-
tisierte den DGB-Vorsitzenden Vetter 
in diesem Zusammenhang von einer 
rechten Position aus. Er behauptete, 
mit der Aufgabenstellung „Verwirkli-
chung" des sozialen Rechtsstaates 
werde das Erreichte negiert.

Hier sei nur bemerkt, daß unsere Re-
daktion bei den Satzungsvorschlägen 
keine eigenen Vorstellungen enlwik- 
kelt, sondern lediglich die in den Ge-
werkschaften diskutierte Kritik am 
Satzungsentwurf zusammengefaßt und 
veröffentlicht hat. Im übrigen setzen 
sich NACHRICHTEN stets dafür ein, 
daß die dem Arbeiterinteresse die-
nenden gewerkschaftlichen Beschlüsse 
verwirklicht werden.

Andererseits verabschiedete der außer-
ordentliche Bundeskongreß eine Reihe 
Satzungbestimmungen, die auf die de-
mokratische Stärkung der Organisatio-
nen des DGB zielen. So soll künftig 
bei der Wahl der Delegierten zu Bun-
deskongressen und anderen Organen 
des DGB nach § 7 Abs. 5 (und ande-
ren) „die Mitgliederstruktur berück-
sichtigt werden". Zu § 7 Abs. 11 wurde 
ein Antrag des Landesbezirks Hessen 
angenommen, in dem es heißt: „Der 
Bundeskongreß gibt sich eine Ge-
schäftsordnung und wählt ein Präsi-
dium." Die Empfehlung der Antrags-
kommission („Der Bundesvorsitzende 
oder einer seiner Stellvertreter füh-
ren den Vorsitz im Bundeskongreß") 
wurde verworfen. Auch diese Entschei-
dung bedeutet eine Stärkung der in- 
nergeweikschaftlichen Demokratie.

In § 2 Abs. 1 d wird mit illusionärer 
Europaschwärmerei das Bekenntnis 
„zur Schaffung eines vereinten Euro-
pas mit demokratischer Gesellschafts-
ordnung" ausgesprochen, als sei dem 
DGB in all den Jahren verborgen ge-
blieben, daß die Europaidee das Mit-
tel der Monopole zur Ausdehnung 
ihrer wirtschaftlichen und politischen 
Herrschaft und zur Verfeinerung des 
Systems der Ausbeutung der Werk-
tätigen ist. Das jedenfalls sind die 
realen EWG-Erfahrungen, auch die 
der Gewerkschaften. § 2 Abs. 3 a sieht 
statt der notwendigen Zusammen-
arbeit mit allen Gewerkschaften im in-
ternationalen Raum nur das Zusam-
menwirken mit „freien", nach be-
stimmtem Sprachgebrauch also anti-
kommunistischen Gewerkschaften vor.

Der Kongreß entsprach ebenfalls nicht 
den Interessen der Mitglieder, als er 
gegen etwa 100 Stimmen die Auswei-
tung des Antragsrechts für DGB-Kon-
gresse ablehnte. Obwohl in der vor-
ausgegangenen innergewerkschaftli-
chen Diskussion von DGB-Kreisorgani-
sationen immer wieder die Einführung 
des 1962 abgeschafften Antragsrechts 
für DGB-Kreise gefoidert wurde, war 
dieses Verlangen der Filtermethode 
der übergeordneten Vorstände zum 
Opfer gefallen. Aber auch die vier 
Anträge, die die Ausweitung des An-
tragsrechts auf die jeweils höchsten 
Organe der Antragsteller — Gewerk-
schaftstage, Landesbezirksdelegierten-
konferenzen und Bundespeisonengrup- 
penkonferenzen — forderten, fanden 
nicht die Zustimmung von Zweidritteln 
der Delegierten.

Das IG-Metall-Vorstandsmitglied Olaf 
Radke — er galt früher in manchen 
Kreisen als „Linker" — trat noch de-
magogischer auf als sein Vorsitzender. 
Allen Ernstes behauptete er, wer sich 
für die Realisierung des Verfassungs-
auftrages nach „Verwirklichung" des 
sozialen Rechtsstaates einsetze, fordere 
ein neues Grundgesetz und stelle sich 
damit außerhalb der Legalität. Im 
Grunde war diese Unterstellung eine 
infame Beleidigung der Millionen Ge-
werkschafter und solcher bewährten 
Antifaschisten wie Philipp Pleß.

Die Widersprüchlichkeit der neuen 
Satzung, die aber dennoch eine Basis 
für eine fortschrittliche, an den Inter-
essen der Arbeiterklasse orientierte 
Gewerkschaftsarbeit bietet, kommt 
auch in den folgenden, teils negati-
ven, teils positiven Bestimmungen 
zum Ausdruck:

Eine Verbesserung ist auch die mit 
§ 8 Abs. 2 verfügte Erweiterung der 
Zusammensetzung des Bundesaus-
schusses, des höchsten Organs zwi-
schen den Kongressen. Sie bedeutet 
eine Erhöhung der Mitgliederzahl von 
bisher 81 auf 135, eine Stärkung der 
Stellung des Bundesausschusses gegen-
über dem Bundesvorstand und ermög-
licht eine bessere Berücksichtigung der 
ehrenamtlichen Kräfte, die im alten
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Schließlich änderte der Kongreß im 
Sinne der politischen Konzeption der 
Bundesregierung eine Bestimmung 
über Westberlin. Während die An-
tragsberatungskommission in § 3 Abs. 1 
die Formulierung vorschlug: „Mitglied 
des Bundes können Gewerkschaften 
werden, deren Geltungsbereich sich 
auf das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland und das Land Berlin er-
streckt", nahm der Kongreß einen IG- 
Metall-Antrag an, der für „und das 
Land Berlin" die Formulierung „ein-
schließlich des Landes Berlin" setzte. 
Die der IG Metall folgten, befürchte-
ten, daß man aus dem Vorschlag der 
Antragskommission ein Akzeptieren 
der Tatsache herauslesen könnte, 
Westberlin sei kein Bundesland, son-
dern eine besondere politische Ein-
heit.

Festlegung des Widerstandsrechts aus-
drücklich von der Bekämpfung neona-
zistischer, nationalistischer und mili-
taristischer Einflüsse zu sprechen. In 
diesem Zusammenhang muß jedoch 
bemerkt werden, daß die in der alten 
Satzung geforderte Bekämpfung auch 
„kommunistischer Einflüsse" einer rea-
listischen Betrachtungsweise gewichen 
ist. Bedenklich ist wiederum die be-
absichtigte Festlegung des DGB in § 2 
Abs. 3 e auf die Wahrnehmung der 
ihm durch Gesetze zugewiesenen Be-
fugnisse, obwohl es elementarer Be-
standteil des gewerkschaftlichen 
Kampfes ist, Gesetze zu bekämpfen, 
die den Interessen der Arbeiterklasse, 
der Volksmehrheit, entgegenstehen.

Damit bleibt der oft kritisierte Zu-
stand weiter bestehen, daß zum Bei-
spiel Beschlüsse von Gewerkschafts-
tagen von den antragsberechtigten 
Hauptvorständen unter Mißachtung 
der innergewerkschaftlichen Demokra-
tie nicht an den DGB-Kongreß weiter-
geleitet zu werden brauchen. (Siehe 
dazu den Auszug aus dem Diskus- 
sionsbeitiag von Erich Weigel, Seite 12) 
Obwohl der DGB-Vorsitzende Vetter 
in seinem Referat die Stärkung der 
unteren Organe als wesentlich für den 
Erfolg gewerkschaftlicher Arbeit be-
zeichnet hatte, ist vom Kongreß in 
bezug auf das Antragsrecht nicht die 
entsprechende Konsequenz gezogen 
worden.

Zugleich war Brenners Beitrag von 
einem unterschwelligen, verfeinerten 
Anlikommunismus gekennzeichnet. 
Mehrmals sprach er davon, daß „von 
gewisser Seite" mit den Änderungs-
vorschlägen eine ganz andere Zielset-
zung angestrebt werde. In der ab-
schließenden Pressekonferenz wurde 
Brenner etwas konkreter: Die „ge-
wisse Seite" sei der NACHRICHTEN- 
Sonderdruck mit Vorschlägen für eine 
neue Satzung.

Angesichts des massiven Auftretens 
von Brenner und Radke entschied sich 
der Kongreß in dieser Frage, bei etwa 
60 Gegenstimmen, für den Vorschlag 
des DGB-Bundesvorstandes. Offen-
sichtlich spielte bei dieser Entschei-
dung die schon erwähnte Zusammen-
setzung des Kongresses ebenso eine 
Rolle wie die Disziplinierungsmaßnah-
men der Delegierten, die unmittelbar 
vor dem Kongreß erfolgten. Nicht zu-
letzt haben viele Delegierte nicht er-
kannt, daß Otto Brenner heute in der 
Gewerkschaftsbewegung eine gleiche 
Haltung einnimmt, wie vor Jahren 
der frühere Vorsitzende der IG Bau- 
Sleine-Erden, Georg Leber.
hatte Brenner die im Grunde gewerk-
schaftsschädigende Haltung Lebers, 
insbesondere bei der Auseinanderset-
zung um die Notstandsgesetze, noch 
entschieden bekämpft. Heute vertritt 
Brenner eine regierungskonforme Po-
litik und gefährdet damit die auch in 
der neuen Satzung festgelegte Unab-
hängigkeit der Gewerkschaften von 
Regierung, Parteien und Unterneh-
mern.



Interview mit Ludwig Müller zu einer Äußerung H. O. Vetters
Vetorecht bei Neuaufnahmen

Reform geht weiter
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Bundesausschuß nach den Worten von 
Franz Woschech nur mit „drei oder 
vier“ Vertretern präsent waren.

Andere Beschlüsse, wie z. B. die Ein-
richtung von Arbeiterausschüssen, das 
satzungsmäßige Recht der DGB-Or-
gane, zur Bundes- und Landespolitik 
nicht nur Stellung zu nehmen, sondern 
auch Forderungen zu unterbreiten, so-
wie die Beibehaltung einer Beitrags-
abführung an den Bund in Höhe von 
12 Prozent (die IG Metall hatte 
12,5 Prozent vorgeschlagen), wären 
noch zu nennen, um das Bild der neu-
en Satzung abzurunden.

Antwort:
Frage

Frage: Der DGB-Vorsitzende Heinz 
O. Vetter sagte in seinem Referat: 
„Arbeiterparteien alten Stils gibt es 
nicht mehr." Was sagen Sie als Ver-
treter der DKP dazu?

Die neue Satzung bietet, trotz der ge-
nannten Mängel, eine Basis für die 
Entfaltung einer konsequenten, aktiven, 
auf die Änderung des spätkapitalisti-
schen Systems abzielenden Gewerk-
schaftspolitik. Es gilt jetzt, die not-
wendige Aktivität zu entfalten, um im 
Kampf für die berechtigten Forderun-
gen jene Kräfte zu entwickeln und zu 
stärken, die für die Unabhängigkeit 
und Klassenverbundenheit des DGB 
und seiner Gewerkschaften garantie-
ren werden.

Eine lebhafte Debatte gab es über die 
Empfehlung der Antragskommission, 
die im Satzungsentwurf enthaltene 
wesentliche Bestimmung über die Auf-
nahme weiterer Gewerkschaften in den 
Bund zu streichen: „Eine Gewerkschaft 
kann in den Bund nur aufgenommen 
werden in Übereinstimmung mit der 
Gewerkschaft oder den Gewerkschaf-
ten, die für diesen Organisations-
bereich bereits Mitglied des Bundes 
sind." OTV-Vorsitzender Klunckerund 
Brenner warnten vor der Abschaffung 
des Industriegewerkschaftsprinzips, das 
die Folge der Streichung dieser Be-
stimmung sei. Nach mehreren Abstim-
mungen ergab sich eine knappe Zwei-
drittelmehrheit von 300 Stimmen für 
die Beibehaltung des Vetorechts der 
Gewerkschaften. Die alte Satzung 
schloß Neuaufnahmen überhaupt aus.

Arbeiterpartei wird heute wie auch 
in der Zukunft alle auf die Durch-
setzung der Klassenforderungen und 
auf die Zurückdrängung und Über-
windung der Herrschaft der Monopole 
gerichteten Belange der Gewerkschaf-
ten voll unterstützen.

Ein Redaktionsmitglied der NACH-
RICHTEN führte mit Ludwig Mül-
ler, Mitglied des Präsidiums der Deut-
schen Kommunistischen Partei, un-
mittelbar nach dem außerordentlichen 
DGB-Kongreß folgendes Gespräch:

Wir Kommunisten wurden es begrü-
ßen, wenn die Gewerkschaften klare 
klassenmäßig orientierte gesellschafts-
politische Konzeptionen entwickeln 
und für ihre Durchsetzung offensiv 
eintreten. Bewährte Grundsätze wie 
die Überführung der Schlüsselindu-
strien und Banken in öffentliches 
Eigentum und die Erkampfung des 
sozialen Rechtsstaates in allen Berei-
chen von Wirtschaft und Staat sollten 
Wegmarken für die Zukunft sein. 
Alle Erfahrungen lehren: nur die Be-
reitschaft zum Kampf um die Inter-
essen der Arbeiterklasse und die Ab-
wehr aller Integrationsversuche wer-
den die Position der Gewerkschaften 
verstärken. Der außerordentliche 
DGB-Kongreß hat insgesamt diese 
Erwartungen der Arbeiterschaft nicht 
zu erfüllen vermocht. Diese Aufgabe 
gilt es in der Zukunft kämpferisch in 
Angriff zu nehmen.

Wenn Vetter damit die 
nach der Arbeiterpartei auf-

wirft, die die Klassenforderungen der 
. Arbeiterschaft konsequent vertritt und 

deren gesellschaftspolitische Zielset-
zungen auf ihre eigene Fahne schreibt, 
dann müßte er wissen, daß es eine 
solche Partei, nämlich die DKP, gibt. 
Als marxistische Partei der Arbeiter-
klasse vertritt sie die Forderungen 
der Arbeiter, Angestellten und Beam-
ten in allen Bereichen konsequent 
und entwickelt zugleich die gesell-
schaftliche Alternative zum monopol-
kapitalistischen System. Während die 
rechten Führer der SPD betonen, sich 
zu einer „Volkspartei" entwickelt zu 
haben, und das herrschende System 
erhalten und stabilisieren wollen, tritt 
die DKP für die demokratische Neu-
ordnung von Staat und Gesellschaft 
ein, kämpft sie für eine neue, für die 
sozialistische Gesellschaftsordnung. 
Wir Kommunisten antworten dem 
Kollegen H. O. Vetter: Die DKP als

Frage: Wie bewerten Sie in diesem 
Zusammenhang die Schlußfolgerung 
Vetters in bezug auf den DGB: „Wir 
müssen jedoch aus uns selbst heraus 
politische Konzeptionen zur Befreiung 
und Gleichberechtigung der Arbeit-
nehmerschaft, politische Modelle für 
die Gesellschaft von morgen entwer-
fen.“

Vor allem folgender Beschluß ist noch 
von großer Tragweite: „Mit dem au-
ßerordentlichen Bundeskongreß des 
DGB wurde die Reform des DGB ein-
geleitet. Der Kongreß beauftragt den 
Bundesvorstand, bis zum 10. ordent-
lichen Bundeskongreß Vorschläge für 
weitere organisatorische Reformmaß-
nahmen und dazu notwendige Sat-
zungsänderungen zu entwickeln. Auf 
diesem Gebiet eingeleitete Maßnah-
men sind fortzusetzen." Dieser mit 
mindestens 100 Gegenstimmen ange-
nommene Antrag sieht das gewerk-
schaftspolitische Novum vor, daß ein 
Kongreß abschließend die abermalige 
Änderung dessen verfügt, was er ge-
rade zuwege gebracht hat.

sollen auf Teile ihrer Autonomie ver-
zichten. Der DGB-Vorsitzende kün-
digte gleichzeitig eine Neuformulie-
rung des Giundsatzprogramms und 
des Aktionsprogramms des DGB an. 
Es besteht die reale Gefahr, daß die 
zunächst nicht durchgedrungenen „Re-
former" im Sinne der Gleichschaltung 
des DGB die angekündigten weiteren 
Satzungs- und Programmüberprüfun-
gen dazu ausnutzen werden, doch noch 
ans Ziel zu gelangen.

Antwort: Zweifellos ist das eine Kon-
zeption, die bei konsequenter Beach-
tung der Rolle der Gewerkschaften im 
Kampf gegen die Allmacht des Groß-
kapitals und für die Verteidigung und 
den Ausbau der Arbeiterrechte von 
großer Bedeutung ist. Wer die Gesell-
schaft von morgen gestalten will, 
der muß heute gegen die Allmacht 
der Monopole und ihren ständig 
größer werdenden Einfluß in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft kämpfen. 
In diesem Sinne kommt es darauf an, 
nicht nur davon zu sprechen, daß man 
dem Regierungsentwurf iü. ein neues 
BVG den „erbitterten“ Widerstand 
der Gewerkschaften entqegenslellen 
will, sondern man muß alles tun, um 
Aktionen zu entwickeln, die ein fort-
schrittliches 
Grundlage 
DGB von 
durchsetzen 
zur 
sowie eines „Stabilisierungspaktes" 
zwischen Regierung, Unternehmern 
und Gewerkschaften, zumal immer 
deutlicher wird, daß auf den Schul-
tern der Arbeiterschaft „stabilisiert" 
werden soll.

„Es gibt die Arbeiterpartei”

Schon H. O. Vetter hatte in seinem Re-
ferat gefordert, bei den vorzunehmen-
den Satzungsänderungen nicht stehen-
zubleiben und den Satzungskongreß 
von Düsseldorf als Beginn einer um-
fassenden DGB-Reform zu verstehen. 
In den Details entwickelte Vetter Vor-
stellungen über die „Stärkung" der 
DGB-Spitze, die denen des Prototyps 
der Reformer von rechts, des ehemali-
gen 2. Vorsitzenden der Deutschen 
Postgewerkschaft, KurtGscheidle, kaum 
nachstanden. Kernstück von Vetters 
Konzept: die Einzelgewerkschaften
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BVG mindestens auf der 
der Vorstellungen des 
März 1970 kämpferisch 
helfen. Das gleiche gilt 

Verhinderung der Lohnleitlinien 
eines 

Regierung, 
Gewerkschaften,



Vetter: „Das System ändern!“

zu decken. Als ein-

keine
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Die Gewerkschaften müssen Kampforganisationen sein 
Aus der Rede Vetters auf dem DGB-Kongreß

den Systems einen festen Standort zu-
zuweisen, um das System als solches 
jeglicher Veränderung zu entziehen.

Und auch daran hat sich bis heute 
nichts verändert: Seit ihrer Entste-
hung stehen die Gewerkschaften unter 
der doppelten Aufgabe,

Auf der Grundlage von Gesellschafts-
analysen sind wir imstande, unsere 
Ziele zu bestimmen. Dies eine scheint 
aber schon jetzt unausweichlich: Nach 
wie vor werden wir unser Augenmerk 
darauf richten müssen, diese Gesell-
schaft mit all ihren Abhängigkeiten, 
Zwängen, undurchsichtigen Machtver-
hältnissen von Grund auf zu verän-
dern. Noch wird unsere Gesellschaft 
von dem Grundkonflikt aller privat-
kapitalistischen Ordnungen beherrscht: 
dem Widerspruch zwischen gesell-
schaftspolitischer Produktion und pri-
vater Verfügungsmacht und Aneig-
nung.

— als Selbsthilfe- und Kampforgani-
sation ihren Mitgliedern Schutz vor 
den Folgen ihrer wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Unterlegen-
heit zu gewähren sowie

Der DGB-Vorsitzende Heinz Oskar Vetter hielt auf dem außerordentlichen 
Bundeskongreß des Deutschen Gewerkschaftsbundes in Düsseldorf ein viel-
beachtetes Referat. Es ist in langen Passagen von dem Widerspruch zwischen 
zutreffender Analyse und inkonsequenter Schlußfolgerung gekennzeichnet 
(siehe dazu den Kongreßbericht, Seite 8—10). Von grundsätzlicher Bedeutung 
für die künftige Arbeit der DGB-Gewerkschaften ist die gesellschaftspolitische 
Analyse Heinz O. Vetters, aus der wir die folgenden Auszüge bringen:

Das bedeutet erstens: politische Ziele 
können sinnvoll nur formuliert wer-
den, wenn sie auf die gesellschaft-
liche Wirklichkeit bezogen sind. Jeder 
Zielsetzung muß eine Analyse gesell-
schaftlicher Zusammenhänge und Ent-
wicklungen vorausgehen . . .

Wenn wir uns — in einem zweiten 
Schritt — der Frage zuwenden, welche 
Aufgaben sich den Gewerkschaften im 
einzelnen stellen, so ist dies gleich-
bedeutend mit der Frage nach der 
Notwendigkeit gesellschaftlicher Ver-
änderungen.

Ich nennen nur wenige Beispiele: Wer 
entscheidet — jenseits der Bereiche, 
in denen wir schon Mitbestimmung 
haben — über die Produktion, über 
Investitionen? Wer bestimmt letztlich 
den Arbeitsablauf, die Gestaltung des 
Arbeitsplatzes? Wer entscheidet über 
die Stellung und Aufstiegschancen 
des Arbeitnehmers im Betrieb? Noch 
vermitteln Eigentum und Verfügungs-
macht über die Produktionsmittel so-
gleich Herrschaft über Menschen. Noch 
wird uns volle Mitbestimmung vor-
enthalten. Und erst die Mitbestim-
mung schafft die Voraussetzung für 
die gleichberechtigte Zusammenarbeit 
aller gesellschaftlichen Kräfte für das 
allgemeine Wohl...

unterprivilegierter Schichten hat an 
den entscheidenden Herrschaftsver-
hältnissen und Abhängigkeiten nichts 
Wesentliches geändert Lassen wir 
uns vom Boom der Kühlschränke und 
Automobile nicht blenden. Es ist nur 
zu offensichtlich, daß der vielfach an-
gereizte Konsum in einer vordergrün-
digen Befreiung von schmerzlich emp-
fundener Abhängigkeit die Gefahr un-
kritischer Anpassung heraufbeschwört. 
In Wirklichkeit sind wir noch weit 
entfernt von einer humanen Gesell-
schaft, die jedem wahrhaft gleiche 
Chancen gewährt, sich frei zu entfal-
ten.

Wem — um ein letztes Beispiel zu 
nennen — fließen die im Unternehmen 
von allen erwirtschafteten Gewinne 
zu? Die erschreckende Zahl über die 
Konzentration des privaten Produktiv-
vermögens ist inzwischen hinlänglich 
bekannt. Weniger als 1 Prozent der 
privaten Haushalte verfügen über 
90 Prozent der Aktien und Invest-
mentzertifikate im Privatbesitz. Dar-
über können auch keine Verschleie-
rungsmanöver, wie etwa der Hinweis 
auf die Verteilung des sonstigen Pri-
vatvermögens oder etwa auf die Höhe 
der Sozialversicherungsrücklagen, hin-
wegtäuschen. Allein das Produktiv-
vermögen zählt; Eigenheim und Rente 
vermitteln keine wirtschaftliche 
Macht.. .

Beide Aufgaben — Schutz- und Ge-
staltungsfunktion — können und dür-
fen nicht voneinander getrennt wer-
den. Wirksamer und dauerhafter 
Schutz ist nur möglich auf dem Weg 
über gesellschaftliche Veränderung. 
Die Gewerkschaften sind in gleicher 
Weise Schutzverband und politische 
Bewegung. Dies kann gar nicht nach-
drücklich genug hervorgehoben wer-
den. Immer wieder wird der Versuch 
unternommen, die Aufgaben der Ge-
werkschaften um den politischen Auf-
trag zu verkürzen. Es sei nur an das 
Schlagwort der Sozialpartnerschaft 
oder den neuerdings in Mode gekom-
menen Begriff der Ordnungsfunktion 
der Gewerkschaften erinnert. Das 
Ziel solcher Ideologien ist allzu 
durchsichtig. Man versucht, den Ge-
werkschaften innerhalb des bestehen-

Hüten wir uns, Ideologien zu über-
nehmen, die die gesellschaftliche 
Wirklichkeit zu verschleiern versu-
chen. Es ist falsch, wenn behauptet 
wird, die moderne industrielle Ent-
wicklung münde zwangsläufig in einer 
nivellierten Mittelstandsgesellschaft. 
Die Anhebung des Konsumstandards

Fragen wir uns nach den Grundlagen 
der Gewerkschaftsbewegung, so ste-
hen wir heute wie vor hundert Jahren 
vor demselben Tatbestand: der sozia-
len Unterlegenheit und Abhängigkeit 
des Arbeitnehmers. Er muß seine Ar-
beitskraft verkaufen, um den für sich 
selbst und seine Familie notwendigen 
Lebensunterhalt 
zelner auf sich allein gestellt ist er 
der Übermacht dessen ausgeliefert, 
der über Kapital und Eigentum an 
den Produktionsmitteln verfügt. Erst 
solidarisch und mit Hilfe gemeinsa-
mer Aktionen vermögen wir Unter-
drückung, Abhängigkeit und Ausbeu-
tung aufzuheben. Nur kollektiv kön-
nen wir der gesellschaftlichen Über-
macht der Gegenseite eigene Macht 
entgegenslellen. Dies sind die Grund-
lagen des gewerkschaftlichen Zusam-
menschlusses; sie sind bis in die Ge-
genwart im Prinzip unverändert.

Denn darüber sollte Einverständnis 
bestehen: Wenn wir im gegenwärti-
gen gesellschaftlichen System Macht 
— und zwar Gegenmacht gegen die 
Vorherrschaft der Unternehmer — bil-
den und ausüben wollen, so allein 
auf dem Wege über die Bereitschaft 
unserer Mitglieder zu aktiver Solidari-
tät; Ziele, die nicht zugleich von der 
Mitgliedschaft getragen werden, für 
die die Arbeitnehmerschaft sich nicht 
einsetzt, werden leere Formeln blei-
ben. Das Schicksal der Mitbestimmung 
beweist das: Ohne die Entschlossen-
heit der Metall- und Bergarbeiter im 
Winter 1950/51 wäre die Mitbestim-
mung in der Stahlindustrie wieder be-
seitigt und im Bergbau gar nicht erst 
erreicht worden. Es muß und wird 
uns gelingen, in anderen Bereichen 
ein gleiches Zeichen politischer Ent-
schlossenheit zu setzen. (Zitiert nach 
„ DGB-Nachrichten-Dienst 12.5.71).
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— als politische Bewegung die gesell-
schaftlichen Bedingungen der Ab-
hängigkeit und Unterprivilegierung 
der Arbeitnehmerschaft aufzuhe-
ben.

Doch gleich, welche Etikettierungen 
sonst noch erfunden werden mögen, 
wir werden uns nicht an die Ketten 
der bestehenden gesellschaftlichen 
Verhältnisse legen lassen. Nicht um-
sonst — und das ist kein leeres Wort 
— bekennt sich der Satzungsentwurf 
zu einer einheitlichen Gewerkschafts-
bewegung und bemüht sich um eine 
Präzisierung der politischen Aufga-
ben des Bundes. Schon immer haben 
sich die Gewerkschaften als eine poli-
tische Kraft, als Motor des gesell-
schaftlichen Fortschritts verstanden. 
Daran wird und darf sich auch in Zu-
kunft nichts ändern.
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iiiiiiiiiiiiniiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiiitiiiiiiiiiiiN

llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll^

Kanzler-Weisheit

6/71

Aus der Diskussion auf dem außerordentlichen DGB-Kongreß 
Zu Verfassungswirklichkeit und gewerkschaftlicher Demokratie

Christian Götz entwickelte für die Ent-
scheidung über den Standort der Ge-
werkschaften drei Gesichtspunkte:

„1. Bei der Beschreibung ihrer Stand-
orte müssen die Gewerkschaften von 
der politischen Wirklichkeit in der 
Bundesrepublik ausgehen. Der in we-
sentlichen Punkten gravierende Unter-
schied zwischen Verfassungsordnung 
und Verfassungsauftrag muß uns deut-
lich bewußt sein."

bauen wollen. Wir müssen sie — auch 
das hat Kollege Vetter gesagt — 
grundlegend verändern!"

Frei nach Brecht: Die Unternehmer 
allein? Nahmen sie nicht wenigstens 
einen Bauarbeiter zuhilfe?

Erich Weigel
Antragsrechts:

Besser informiert 
durch 
NACHRICHTEN

Unter Bezugnahme auf das Referat 
von Vetter, in dem herausgearbeitet 
wurde, daß die letzten 100 Jahre in 
unserem Land an den wesentlichen 
Herrschaftsverhältnissen und Abhän-
gigkeiten für die Arbeitenden nichts 
Entscheidendes geändert hätten, zog 
Götz die Schlußfolgerung: „Eine kor-
rekt so beschriebene Ordnung können 
wir doch nicht nur sichern und aus-

ten: „Dieser Auftrag 
Programms bedeutet 
wesentlich mehr, als 
bestehende Ordnung

der Bundesvorstand wörtlich verlangt, 
,daß dem Verfassungsauftrag nach 
Schaffung eines sozialen Rechtsstaates 
entsprochen wird*...

Der Aktivität der Mitglieder wird 
buchstäblich das Wasser abgegraben, 
weil sie keinen direkten Einfluß auf 
den Bundeskongreß und damit auf die 
Formulierung der gewerkschaftspoli-
tischen Zielsetzung nehmen können. 
Wir leben in einer Zeit, in der alle 
demokratischen. Kräfte in der Gesell-
schaft mehr Mitbestimmung, mehr De-
mokratie, mehr Einflußnahme in Staat, 
Wirtschaft und Gesellschaft verlan-
gen . .. Wenn wir zu Recht in allen Be-
reichen des gesellschaftlichen Lebens 
mehr Demokratie verlangen, müssen 
wir sie zu allererst in unserer eigenen 
Organisation praktizieren, um glaub-
würdig zu bleiben.”

Kollegen: Gerade in dieser Tatsache 
kommt der tiefe Klassengegensatz 
zum Ausdrude, der unsere Wirklich-
keit bestimmt.

„Es ist meiner Meinung nach ein Un-
ding, daß das Antragsrecht im DGB 
nur den Leitungsorganen vorbehalten 
bleiben soll. Den höchsten demokrati-
schen Organen auf der jeweiligen 
Ebene, den Gewerkschaftstagen, den 
Landesdelegiertenkonferenzen und den 
Bundes-Personengruppenkonferenzen, 
wird das direkte Antragsrecht nach 
dem Vorschlag der Antragskommission 
nicht zugebilligt. Das gleiche gilt auf 
der unteren Ebene auch für die Kreis-
delegiertenkonferenzen.

Mit der im Satzungsentwurf vorge-
schlagenen Formulierung entsteht je-
doch der Eindruck, als gäbe es jetzt 
schon den sozialen und demokrati-
schen Rechtsstaat, der nur noch zu 
sichern und auszubauen sei. Das ist 
falsch. Mit einer solchen Aufgaben-
stellung würden wir den Deutschen 
Gewerkschaftsbund fehlorientieren 
und die Möglichkeit schaffen (für jene, 
die Wert darauf legen), die Satzung 
so auszulegen, als würde sich der 
DGB mit der gegenwärtigen gesell-
schaftspolitischen Situation im Grund-
satz abfinden.

In der Fernsehansprache Bundeskanz-
ler Brandls zur Währungssituation er-
klärte dieser am 9. Mai, bei allen 
künftigen Entscheidungen werde er 
berücksichtigen, „daß unser Wohl-
stand auf der Leistung der Industrie, 
auf der Schaffenskraft aller Unterneh-
mer und auch dem unternehmerischen 
Geist beruht“. (Zitat: „Die Well“, 
10. 5. 1971).

2. Es sei zu prüfen, wie der Text der 
Salzungskommission in der Öffent-
lichkeit wirke. Es müsse der Eindruck 
entstehen, „daß wir uns als Gewerk-
schaften insgesamt in der — für Ar-
beitnehmer — ungerechten Ordnung 
Bundesrepublik eingerichtet haben 
und diese Ordnung nur sichern und 
verbessern wollen“.

Als vor knapp zwei Jahren in Bonn 
ein Regierungswechsel stattfand, hat 
der DGB-Bundesvorstand in einer Er-
klärung an die neue Bundesregierung 
auf die offenkundigen Benachteiligun-
gen der Arbeitnehmer hingewiesen, 
die es insbesondere auf dem Gebiet 
der Einkommens-, Vermögens- und 
Bildungspolitik sowie im Bereich der 
sozialen Sicherheit gibt. Zugleich hat
12

„Rechtsstaat erst schaffen“

Die Meinung der Mitgliedschaft der Gewerkschaften kam auf dem außer-
ordentlichen DGB-Kongreß nur in wenigen Diskussionsbeiträgen zum Aus-
drude. Auseinandersetzungen gab es bei der Formulierung der satzungsmäßi-
gen Aufgabe des DGB: „Verwirklichung" oder „Sicherung und Ausbau" des 
sozialen Rechtsstaates sowie in der Frage der Ausweitung des Antragsrechtes 
bei DGB-Kongressen. Als einziger Betriebsrat, der überhaupt auf dem DGB- 
Kongreß das Wort ergriff, nahm Erich Weigel aus Backnang zu beiden Themen 
Stellung. Für die Aufgabe „Verwirklichung des sozialen Rechtsstaates" spra-
chen außerdem der hessische DGB-Landesvorsitzende Phillipp Pleß, die HBV- 
Delegierten Christian Götz und Eichhorn sowie Hermann Rappe vom Haupt-
vorstand der IG Chemie. Wir bringen wesentliche Auszüge der Beiträge 
Erich Weigel und Christian Götz zum Rechtsstaat:

3. Die ausschlaggebende Richtschnur 
des DGB-Grundsatzprogramms ver-
pflichtet dazu, eine Umgestaltung von 
Wirtschaft und Gesellschaft einzulei-

des Grundsatz- 
mit Sicherheit 
nur die heute 
(die politische 

Wirklichkeit) zu sichern und 
bauen.“

Wenn wir — wie Kollege Vetter zu-
treffend feststellte — von einer .Ver-
festigung alter Machtpositionen' spre-
chen müssen, wäre es inkonsequent 
und auch falsch, der von der Antrags-
kommission empfohlenen Orientierung 
zu folgen. Solange die Abhängigkeit 
der Arbeitnehmer von den Kapital-
mächten noch zunimmt, solange kann 
für meine Begriffe von einem demo-
kratischen Rechtsstaat nicht die Rede 
sein ...

Ganz objektiv müssen wir zur Kennt-
nis nehmen, daß auch unter der Re-
gierung Brandt/Scheel die Kluft zwi-
schen Verfassungsauftrag und Ver-
fassungswirklichkeit nicht kleiner ge-
worden ist. Das zeigt sich zur Zeit 
besonders am Regierungsentwurf für 
die Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes. Was soll das für ein 
demokratischer Rechtsstaat sein, wenn 
nach diesem Entwurf z. B. der Orts-
bevollmächtigte meiner Gewerkschaft 
erst bei der Konzernleitung um Ge-
nehmigung bitten muß, um mich als 
Betriebsratsvorsitzenden im Betrieb 
besuchen zu können?"

„In der über zwanzigjährigen Ge-
schichte der Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik wurde auf fast allen 
DGB-Kongressen und vielen Gewerk-
schaftstagen immer wieder auf die 
tiefe Kluft zwischen Grundgesetzauf-
trag und Verfassungswirklichkeit hin-
gewiesen. Diese Kluft ist nicht kleiner, 
sondern noch größer geworden. Und

zur Ausweitung des
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GEW für demokratische Schule

13

„Ob die Lehrer, Erzieher und Wissenschaftler, gleich welchen Status, das 
Streikrecht, das Recht zum kollektiven Arbeitskampf, zur kollektiven Durch-
setzung ihrer berechtigten Interessen erhalten, ist keine juristische Frage mehr, 
sondern eine Machtfrage", stellte auf dem Kongreß der Gewerkschaft Erziehung 
und Wissenschaft (GEW) in der ersten Juni-Woche in Kiel deren Vorsitzender, 
Erich Frisier, fest. Die über 500 Delegierten von rund 120 000 Mitgliedern be-
schlossen die Einrichtung eines Streikfonds und ergänzten die Satzung mit 
Streikbestimmungen und Richtlinien für Arbeitskämpfe. Damit hat diese DGB- 
Gewerkschaft ihre Entwicklung zur Kampforganisation forciert. Dazu diente auch 
der Beschluß, das Organisationsprinzip: ein Betrieb — eine Gewerkschaft durch-
zusetzen.

Lehrer-Gewerkschaft versteht sich als Kampforganisation
Kontroverse: Weniger Rüstung statt „Bildungssteuer“

„Die hier unterzeichneten Delegierten 
halten den Beschluß über die Finan-
zierung der Bildungsreform durch eine

Wissenschaftsminister Prof. Leussink, 
der zum Thema „Bildungsplan für die 
Bundesrepublik Deutschland" sprach, 
erregte den Unwillen zahlreicher De-
legierter, indem er deutlich machte, 
daß in den nächsten Jahren, vor 1975, 
nicht an Maßnahmen in Richtung auf 
eine Reform des Bildungswesens zu 
denken sei. Wo die hemmenden Kräfte 
sitzen, auf die auch die gegenwärtige 
Bundesregierung Rücksicht zu nehmen 
gedenkt, verdeutlichte im richtigen 
Moment das sogenannte „Kuratorium 
der deutschen Wirtschaft für Berufs-
bildung", das am 4. Juni in Köln, 
während der GEW-Kongreß in Kiel 
tagte, abermals vor der Einführung 
der integrierten Gesamtschule warnte. 
Dem Kuratorium gehören die Spitzen-
verbände der Industrie, des Handels 
und des Handwerks an.

Vor Abschluß des Kongresses verlas 
der Delegierte Haase eine von 5- 
Delegierten unterzeichnete Erklärung 
zu diesem Beschluß, in der sie sich 
scharf davon distanzieren:

Dieser Antrag, der im übrigen zu-
treffende Analysen der Situation und 
daneben richtige Maßnahmen zu ihrer 
Überwindung formuliert, zog weitere 
Dringlichkeitsanträge nach sich, in 
denen eine Bildungssteuer und stär-
kere Besteuerungen schlechthin ab-
gelehnt werden bzw. die Umvertei-
lung der vorhandenen Mittel, die „vor 
allem den Verteidigungshaushalt be-
treffen" müsse, verlangt wird. Ob-
gleich ein Delegierter davor warnte, 
mit der Forderung nach Steuererhö-
hung „gewerkschaftliche Traditionen 
zu verlassen“, entschied sich der Kon-
greß gegen eine starke Minderheit 
für die Bildungssteuer.

In diesem Zusammenhang forderte der 
Kongreß die Vorschulerziehung der 
Kinder. Ein weiterer Beschluß ver-
langt die Einführung des 10. Schul-
jahres. Weitere Kongreßbeschlüsse 
forderten die einheitliche Lehreraus-
bildung, die Mitbestimmung von Leh-
rern, Schülern und Eltern in der 
Schuie, die Novellierung des Berufs-
bildungsgesetzes, um nur einige zu 
nennen.

In der Antragsberatung rückte die 
Frage nach der Finanzierung der not-
wendigen Reformen im Bereich von 
Bildung und Weiterbildung sehr bald 
in den Mittelpunkt. Dabei standen 
sich, gestützt auf entsprechende An-
träge und Dringlichkeitsanträge, zwei 
Auffassungen gegenüber: Finanzie-
rung der Aufgaben durch die Erhe-
bung einer besonderen Bildungssteuer 
oder durch Umverteilung des laufen-
den Steueraufkommens, insbesondere 
Senkung der Rüstungsausgaben?

Leussink hatte in seinem Referat 
„finanzielle Opfer, zu deutsch: Kon-
sumverzicht" der arbeitenden Bevöl-
kerung als „unumgänglich" bezeichnet. 
Ausgerechnet der GEW-Hauptaus- 
schuß (offenbar auf Initiative Fristers, 
der bereits in seinem Rechenschafts-
bericht entsprechende Töne anschlug) 
machte sich zum Wegbereiter dieser 
Bonner Konzeption und legte einen 
Dringlichkeitsantrag vor, in dem es 
heißt: „Um den bis 1980 notwendigen 
Anstieg der staatlichen Ausgaben zu 
finanzieren, ist sowohl eine höhere 
öffentliche Verschuldung als auch 
eine Erhöhung der Steuern nötig."

Im Mittelpunkt der Beratungen des 
GEW-Kongresses, der durch unge-
wöhnliche Diskussionsfreudigkeit ge-
kennzeichnet war, standen naturgemäß 
Fragen des Bildungs- und Schulwesens. 
Die Vertreter der gewerkschaftlich or-
ganisierten Lehrer und Erzieher for-
derten die schnelle Verwirklichung 
einer demokratischen Schulreform, 
deren Kernstück die integrierte Ge-
samtschule sein müsse. Es gehe dar-
um, für alle Schüler Chancengleich-
heit herzustellen.

Ein Delegierter kritisierte Leussink 
wegen zu großer Rücksichtnahme auf 
die konservativen bildungspolitischen 
Vorstellungen der CDU/CSU. Um-
armungstaktik sei fehl am Platze. 
Mehrere Diskussionssprecher forder-
ten den Minister auf, „die Fortsetzung 
der Großen Koalition in der Bildungs-
politik endlich zu beenden".
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Wie sehr alle im Bildungsbereich Tä-
tigen und Interessierten gerade von 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft den konsequenten Einsatz 
für die Überwindung der Bildungs-
misere erwarten und zur Zusammen-
arbeit bereit sind, wird u. a. durch die 
Solidaritätsadressen der Bundesassi-
stentenkonferenz (BAK) und des Ver-
bandes Deutscher Studentenschaften 
(VDS) unterstrichen. Vertreter beider 
Oragnisationen erklärten auf dem 
Kongreß ihren Wunsch nach enger 
Zusammenarbeit mit der GEW. Die 
BAK hat ihren Mitgliedern sogar den 
Eintritt in die GEW empfohlen. Der 
mit großem Vertrauensbeweis wieder-
gewählte GEW-Vorsitzende Frister 
forderte die Bundesregierung auf, dem 
VDS wieder öffentliche Mittel zur 
Verfügung zu stellen.

■-? Was mehrere Delegierte in der Aus- 
59 spräche betonten, wird für den Erfolg 

der gewerkschaftlichen Arbeit aus-
schlaggebend sein: Lehrer, Erzieher 
und Wissenschaftler müssen mit Ar-
beitern, Angestellten, Schülern und 
Studenten eng Zusammenarbeiten; nur 
so wird die Demokratie im Bildungs-
wesen einziehen können. G. S.

Das Einschwenken der GEW-Führung 
und Delegiertenmehrheit auf Bonner 
Positionen zeigte sich auch in der Ab-
lehnung eines von der Antragskom-
mission zur Annahme empfohlenen 
Antrags, der die Freistellung der 
Lehrer vom Wehrdienst forderte. Ein 
anderer Beschluß fordert „grundsätz-
lich" die Berücksichtigung von West-
berliner GEW-Mitgliedern in Delega-
tionen bei der Pflege von Ostkontak-
ten. Auffallend war auch der fast 
gänzliche Verzicht in den Referaten 
auf Kritik an konkreten Maßnahmen 
dieser Bundesregierung, die nahezu 
völlige Ausklammerung von Fragen 
der allgemeinen Politik, der aktuellen 
Sozial-, Wirtschafts- und Währungs-
fragen, die zur Zeit Millionen Ge-
werkschafter bewegen. So gerieten 
große Strecken des Kongreßverlaufs, 
Beschlüsse und auch Diskussionsreden 
oft in Gefahr, die Beziehung zum ak-
tuellen Geschehen und zur tagespoliti-
schen Praxis zu verlieren.

allgemeine Steuererhöhung grund-
sätzlich für falsch, auch wenn eine 
Mehrheit so beschlossen hat. Die Ko-
sten für die Reformen würden hier-
durch den Arbeitnehmern aufgebür-
det. Die GEW wendet sich mit dem 
Beschluß gegen die Interessen der 
großen Masse der arbeitenden Be-
völkerung, dem entscheidenden Ver-
bündeten im Kampf für die Vertei-
digung und Durchsetzung der Aus-
bildungsinteressen. Ohne die Unter-
stützung durch die Mitglieder der an-
deren Gewerkschaften wird die GEW 
nicht in der Lage sein, die Bildungs-
reform in ihrem Sinne durchzusetzen. 
Die GEW ist in der Gefahr, sich zu 
den anderen Gewerkschaften in Ge-
gensatz zu bringen. Die Unterzeichner 
werden über diese Fragen die Dis-
kussion in der GEW fortsetzen."



Jugendkonferenz der DKP und

Unter-

Post-Jugend will Aktionen
160 Delegierte waren zur 10. Bundes-
jugendkonferenz der Deutschen Post-
gewerkschaft (DPG) vom 20. bis zum 
22. Mai 1971 in der Köln-Mülheimer 
Stadthalle zusammengekommen. Sie 
vertraten 67 000 junge Gewerkschafts-
kollegen.

gefundene außerordentliche DGB-Kon- 
greß heftige Kritik bei den Delegier-
ten: Nur fünf der dort Vertretenen 
waren unter dreißig Jahre alt. Die 
jungen Gewerkschafter fordern mehr 
Einflußmöglichkeiten in ihrer Organi-
sation, z. B. Vertreter der Jugend bei 
Tarifverhandlungen.

und 
der■ Gegen Ausbeutung und 

drückung.

■ Gegen Imperialismus, Kolonialis-
mus, Faschismus.

■ Für Frieden und europäische Si-
cherheit, für die Ratifizierung und 
Verwirklichung der Verträge von 
Moskau und Warschau.

■ Für die Beendigung der US-Ag- 
gression gegen die Völker Indo-
chinas.

Die Delegierten wandten sich gegen 
„die an der .Partnerschaftsideologie' 
orientierte Praxis in der DPG". Sie 
„unterstützen den Hauptvorstand der 
DPG auf das entschiedenste in seinem 
Kampf um die Einführung der gewerk-
schaftlichen Mitbestimmungsvorschlä-
ge" und „verurteilen gleichzeitig das 
Verhalten der Regierung sowie des 
ehemaligen Gewerkschaftsvorsitzen-
den, z. Z. Minister für Verkehr, Post- 
und Fernmeldewesen, Georg Leber". 
Damit sprachen die Delegierten vor 
allem den Auftritt Lebers auf dem 
letztjährigen außerordentlichen Kon-
greß der DPG in Kassel an, wo Leber 
kategorisch sämtliche Bestrebungen 
abgelehnt hatte, bei der Deutschen 
Bundespost die paritätische Mitbestim-
mung einzuführen (s. NACHRICHTEN 
11/70, S. 13). In einem weiteren Be-
schluß wird die Forderung nach der 
„Vergesellschaftung von Produktions-
mitteln" erhoben.

■ Gegen Neonazismus und Rechts-
gefahr, gegen Revanchismus 
Militarismus.

Die Konferenz orientierte auf die Ak-
tion: Der DGB und alle Einzelgewerk-
schaften wurden aufgefordert, einen 
Sternmarsch nach Bonn zu organisie-
ren, um wirksame Maßnahmen gegen 
den Betriebsverfassungsgesetzentwurf 
einzuleiten: „Der Novellierungsvor-
schlag der Bundesregierung bedeutet 
eine Herausforderung aller kampf-
bewußten Gewerkschafter."

Im Mittelpunkt der Konferenz standen 
jedoch Probleme der Berufsausbildung 
der Bundespost, ein Zeichen für das 
wachsende Unbehagen bei den jungen 
Postlern. Der Vorsitzende der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW), Erich Frisier, und der 
2. Vorsitzende der DPG, Gustav Feh- 
renbach, referierten zum Thema Bil-
dung. Eine Reihe von Beschlüssen be-
schäftigt sich ebenfalls mit diesem 
Problem.

850 junge Kommunisten berieten am 
8. Mai auf der ersten Jugendkonfe-
renz der DKP in Hannover in drei 
Arbeitsgemeinschaften, wie sich die 
DKP noch besser der Jugend als die 
Partei mit einer wissenschaftlichen 
Alternative zum spätkapitalistischen 
Gesellschaftssystem der Bundesrepu-
blik bekannt machen kann. In den 
Diskussionsbeiträgen in der Arbeits-
gemeinschaft 1 — Rolle der Jugend 
im Klassenkampf — wurde immer 
wieder herausgearbeitet, daß es die 
Monopole sind, die der Jugend eine 
bessere Ausbildung und Bildung, die 
Mitbestimmung und eine sinnvolle 
Freizeit verwehren, ja das Recht der 
Jugend auf ein Leben in Frieden ge-
fährden.

Und: „Die DPG wird aufgefordert, 
sich dafür einzusetzen, daß der DGB- 
Bundesvorstand auf Bundesebene zum 
Streik aller Auszubildenden aufrufen 
soll, damit erreicht wird, daß die jah-
relang erhobenen Forderungen der 
Gewerkschaftsjugend mehr Nachdruck 
erhalten." Wolfgang Bartels
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Ein anderes Thema sprach der bis-
herige Bundesjugendsekretär der 
DPG, Horst Krüger, an: „Die Gewerk-
schaftsjugend ist kein Kindergarten 
der Gesamtorganisation." Folgerichtig 
fand der nur wenige Tage zuvor statt-

Die Konferenz verabschiedete wich-
tige politische Anträge. So wurden die 
völkerrechtliche Anerkennung der 
DDR, der Ausschluß der Deutschen 
Jugend des Ostens (DJO) aus dem 
Bundesjugendring, Kontakte zum 
FDGB und zu den Gewerkschaften an-
derer sozialistischer Staaten, Umwelt-
schutz, Verbot von rechtsradikalen 
Gruppierungen, Kürzung der Wehr-
pflicht auf 12 Monate, Freiheit für 
Angela Davis und Bobby Seale ge-
fordert. Der Hauptvorstand der DPG 
wurde aufgefordert, sich gegen die 
konzertierte Aktion auszusprechen. 
Außerdem wurde er beauftragt, dafür 
zu sorgen, daß Postbedienstete nicht 
gegen ihren Willen Arbeiten im Rah-
men der Notstandsgesetze verrichten 
müssen (z. B. Abhöranlagen installie-
ren).

Die ärbeiter- und jugendfeindlichen 
Entwürfe für ein neues Betriebsver-
fassungsgesetz, das reaktionäre, auf 
die Profitinteressen des Großkapitals 
orientierte Berufsausbildungssystem 
sowie die Verweigerung eines aus-
reichenden Lohns für die arbeitende 
Jugend standen im Mittelpunkt der 
Diskussion. Es wurde betont, daß der 
Regierungsentwurf für ein neues 
BetrVG sowie der Entwurf der CDU/ 
CSU vom Tisch müssen. Diese Ent-
würfe seien Teile eines sogenannten 
Reformprogramms, das von den Herr-
schenden für die ganze Gesellschaft 
entworfen ist, um das System zu 
stabilisieren und aus Betrieben und 
Ausbildungsstätten, Hochschulen und 
Schulen Erziehungsanstalten für die 
Interessen des Monopolkapitals und 
für die Erhaltung des Ausbeutungs-
systems zu machen.

Diesem Bestreben stehen die Forde-
rungen der DKP und der Gewerk-
schaften nach echten Reformen ent-
gegen, die der Arbeiterklasse und 
ihrer Jugend wirksame Mitbestim-
mung garantieren und die Macht der 
Monopole einschränken. Es komme 
jetzt darauf an, machtvolle Aktionen 
in den Betrieben und Städten gegen 
den Regierungsentwurf des BetrVG 
durchzuführen. In diesem Zusammen-
hang wurde die Protestveranstaltung 
der Betriebsjugendvertreter, die auf 
Initiative des Bundesjugendausschus-
ses des DGB am 19. und 20. Septem-
ber 1971 in Bonn stattfinden soll, be-
grüßt.

Im gemeinsamen Kampf aller, der 
Arbeiter, Schüler und Studenten ge-
gen die Reichsten der Reichen, ge-
gen die Herren der Konzerne und 
Banken, gegen das Großkapital. Die-
ser Kampf ist Klassenkampf!" Pr.

Unsere Partei, die DKP, stand 
steht fest und solidarisch an 
Seite der fortschrittlichen Jugend. 
Nicht als Partei der großen Worte, 
sondern als Partei der Aktion. Wir 
sagen klar und unmißverständlich, 
wie und gegen wen die Forderungen 
der Jugend durchgesetzt werden 
müssen:

■ Für mehr Rechte der jungen Ge-
neration, Mitbestimmung und 
gleichen Lohn für gleiche Arbeit.
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Die Jugendkonferenz der DKP ver-
abschiedete einen Appell an die Ju-
gend der Bundesrepublik. Darin heißt 
es u. a.: „Wir jungen Mitglieder der 
Deutschen Kommunistischen Partei, 
junge Arbeiterinnen und Arbeiter, 
Lehrlinge und Angestellte, Schüler 
und Studenten, wenden uns 
sere Kollegen. Wir wenden uns 
alle, die heute eintreten:

an un-
an



Jugend kontra Monopole
Großer Jugendkongreß der Solidarität in Recklinghausen

IG Metall: Mehr Sicherheit

■ Internationale Zusammenarbeit der 
Arbeiterjugend — gegen die inter-
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■ Kampf um soziale Rechte und bes-
sere Entlohnung.

nationale Machtkonzentration der 
Monopole.

tung zu geben und mit Systemkritik 
zu verbinden.

der 
Macht

Lebhaft diskutierten die Delegierten 
(174 Diskussionsredner) in fünf Ar-
beitskreisen. Die Schwerpunkte:

„Der Hauptfeind — das sind: die Reichsten der Reichen. Die Besitzer und Kom-
mandeure der großen Konzerne und Banken. Die mit ihren Milliarden Politik 
machen und die dafür ihre Strauss, Guttenberg und Pohle haben. Kurzum: die 
Monopole." Gegen die Großkonzerne — das war die Stoßrichtung des Kon-
gresses „Arbeiterjugend kontra Monopole" am 22. und 23. Mai 1971 in Reck-
linghausen, wie schon aus dem von über 1200 Betriebsjugendvertretern und 
Gewerkschaftsjugendfunktionären unterzeichneten Aufruf hervorging.

Unter dem Eindruck dieser Meinun-
gen mußte auch Radke in seinem 
Schlußwort ebenfalls feststellen, daß 
für die Eigentümer von Produktions-
mitteln die Arbeit eine Kostenstelle 
der Betriebskalkulation bleibe sowie 
Arbeitssicherheit und Unfallschutz 
nur einen geringen Stellenwert in 
dieser Kalkulation hätten. Ansonsten 
blieb Radke, wie auch andere Spre-
cher des Vorstandes, auf Regierungs-
kurs.

Insbesondere durch das Referat des 
Unterabteilungsleiters vom Bundes-
ministerium, Georg Kliesch, entstand 
der Eindruck, als wolle sich die SPD/ 
FDP-Koalition voll und ganz für die 
Interessen der Arbeiter einsetzen. Bis 
auf die Vorlage eines Unfallverhü-
tungsberichtes ist jedoch in der fast 
zweijährigen Amtszeit der Regierung 
Brandt auch auf diesem Gebiet nichts 
Wesentliches geschehen. Im Gegen-
teil drohen die erforderlichen Mittel 
für den Ausbau der Bundesanstalt für 
Arbeitsschutz und Unfallforschung im 
Zuge der „Stabilisierungsmaßnahmen“ 
dem Rotstift des Superministers Schil-
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Im Anschluß an die Diskussion gingen 
die Delegierten mit ihren Forderun-
gen an die Öffentlichkeit. Tausende 
kamen zur gemeinsamen Demonstra-
tion — unter ihnen auch 1000 Mit-
glieder des am Vortage gegründeten 
marxistischen Studentenbundes Spar-
takus — durch Recklinghäuser Arbei-
tersiedlungen. Auf der Abschlußkund-
gebung riefen Gisela Holzmüller (Lan-
desjugendleiterin der Naturfreunde-
jugend Rheinland), Rolf Jürgen Prie- 
mer (Bundesvorsitzender der SDAJ)

In der Plenumsdiskussion am zweiten 
Kongreßtag richteten sich die Dele-
gierten mit besonderer Schärfe gegen 
den reaktionären Entwurf für ein 
neues Betriebsverfassungsgesetz der 
Bundesregierung. Einmütig verspra-
chen sie den Herrschenden einen hei-
ßen Sommer und einen heißen Herbst. 
Und das heißt im Klartext: Aktions-
einheit der Arbeiterjugend gegen den 
Regierungsentwurf zum BetrVG, für 
den Entwurf des DGB!

Hans-Jörg Hennecke

Die IG Metall veranstaltete am 25. und 26. Mai 1971 in Kassel eine Tagung 
zu Fragen der Arbeitssicherheit, an der 260 Vertreter, vorwiegend aus den 
Ortsverwaltungen und Betrieben teilnahmen. Die auf 2,7 Millionen gestie-
gene Zahl von meldepflichligen Unfällen am Arbeitsplatz und Fällen von 
Berufskrankheiten im vergangenen Jahr zeigen, wie notwendig es ist, daß 
sich die Gewerkschaften stärker damit beschäftigen.

Starke Beachtung fand der Kongreß 
unter der organisierten Aibeiterju- 
gend. Zu den Aufrufern gehörten die 
SDAJ, die Naturfreundejugend-Lan- 
desverbände Rheinland, Baden, Würt-
temberg und Saar sowie zahlreiche 
Kreis- und Ortsjugendausschüsse der 
Gewerkschaf tsjugend. Grußtelegram-
me gingen dem Kongreß u. a. von der 
10. Bundesjugendkonferenz der Deut-
schen Post-Gewerkschaft und einer 
Kompanie des 4. Versorgungsbatail-
lons der Bundeswehr in Kassel zu.

und Christoph Strawe (Bundesvor-
sitzender des Marxistischen Studen- 
lenbundes Spartakus) die arbeitende 
und lernende Jugend auf, den Kampf 
gegen das organisierte Großkapital 
einig und geschlossen zu führen.

Allein im Bereich der IG Metall wa-
ren 1969 — für 1970 fehlen noch de-
taillierte Angaben — 750 000 melde-
pflichtige Arbeitsunfälle, davon 
16 000 mit Invaliditätsfolgen und 1034 
mit tödlichem Ausgang, zu beklagen. 
Danach wird bei rund 4 Millionen 
Beschäftigten etwa jeder fünfte Ar-
beiter und Angestellte in der Me-
tallindustrie von einem Arbeits-
unfall betroffen; arbeitstäglich star-
ben vier Arbeiter an den Folgen 
eines Arbeitsunfalls und 64 wurden 
zu Krüppeln.■ Kampf der Arbeiterjugend für bes-

sere Berufsausbildung und Mit-
bestimmung.

■ Situation der jungen Mädchen im 
Betrieb — ihr Kampf als Bestand-
teil des Kampfes der Arbeiter-
jugend.

850 Delegierte, gewählte Vertreter 
von einer halben Million Lehrlingen 
und Jungarbeitern, waren aus Lehr-
werkstätten, Betrieben und Berufs-
schulen mit dem Mandat ihrer Kol-
legen zum Kongreß gekommen. In 
Recklinghausen stellten sie sich als 
sachkundige und entschlossene Inter-
essenvertreter der Arbeiterjugend. 
Stürmischen Beifall gab es, als Michael 
Gerber (Vorsitzender des Ortsjugend-
ausschusses der IG Metall in Hamburg) 
in seinem einleitenden Referat auf-
forderte: „Kämpfen wir gemeinsam für 
die Durchsetzung einer demokratischen 
Berufsausbildung, für das Mitbeslim- 
mungsrecht der Arbeiterjugend, für 
ein demokratisches Betriebsverfas-
sungsgesetz und für drastische Er-
höhung des Lehrlingsentgeltes und 
der Jungarbeilerentlohnung. Machen 
wir den Unternehmern Dampf! Stutzen 
wir heute den Profitgeiern die Flügel, 
morgen werden wir sie dann vom 
Sockel stürzen."

Nach der Kundgebung ging es im 
Saal weiter: Lehrlingszeitungen, das 
Jugendmagazin „elan" und die Lan-
desjugendpresse NRW hatten zum 
Lehrlingsball geladen. Unter lebhaf-
tem Beifall erklärte Ulrich Sander, 
Chefredakteur des „elan“: „Arbeiter-
jugend kontra Monopole — das heißt 
auch: Arbeiterjugend kontra Presse-
monopole, kontra Springer, Nannen, 
Löwenthal."

■ Notwendigkeit und Möglichkeit 
des gemeinsamen Kampfes 
Arbeiterjugend gegen die 
der Monopole.

Unmut herrschte bei zahlreichen 
Teilnehmern der Tagung, daß das 
zuständige Vorstandsmitglied der IG 
Metall, Olaf Radke, nicht die wah-
ren Ursachen dieses hohen Blutzolls 
der Arbeiterklasse aufgedeckt hat. 
Der Ortsbevollmächtigte der IG Me-
tall in Bretten, Holler, kritisierte 
Radke und bezeichnete den ständig 
steigenden Leistungsdruck sowie die 
Tatsache, daß nicht der Mensch, son-
dern der Profit im Mittelpunkt des 
kapitalistischen Betriebes steht, als 
Hauptursachen der Unfallhäufigkeit. 
Er verlangte, dem Kampf für eine 
Verbesserung der Arbeitssicherheit 
eine gesellschaftspolitische Zielrich-



Versicherung für Selbständige?
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Geht man von den sozialen Prioritäten 
aus, gibt es weitaus Dringenderes als 
eine gesetzliche Rentenversicherung 
für die sogenannten Selbständigen. 
Zahlreiche Forderungen der Gewerk-
schaften zur Verbesserung der Sozial-
renten stehen noch offen, so z. B. die 
Sicherung einer ausreichenden Min-
destrente, Erhöhung der Altersrente 
auf mindestens 75 Prozent des Ar-
beitsverdienstes, Aktualisierung der 
Rentenanpassung, Anrechnung aller, 
auch der vor 1924 entrichteten Bei-
träge.

Fast eine Million 
junge Gewerkschafter

Einrichtung, allein auf Rechnung der 
Selbständigen, geschehen.

Weiter erhob die Tagung der IG Me-
tall die Forderung, daß die Unter-
nehmer die Unfallzahlen ihrer Betrie-
be künftig veröffentlichen. Es sei „ein 
unerträglicher Zustand, daß die Un-
fallziffern als Betriebsgeheimnis ge-
hütet werden". Von der Bundesregie-
rung wurde verlangt, daß noch in die-
ser Legislaturperiode ein Gesetz über 
den Ausbau des Arbeitsschutzes in 
Kraft tritt. Darin soll u. a. für Unter-
nehmen die Verpflichtung enthalten 
sein, mehr sicherheitstechnische Fach-
kräfte und Betriebsärzte einzustellen.

Wie der Deutsche Gewerkschaftsbund 
im Mai mitteilte, gehörten am 31. De-
zember 1970 den DGB-Gewerkschaften 
988 845 jugendliche Mitglieder unter 
25 Jahren an. Die Zunahme betrug 
1970 bei den einzelnen Gewerkschaf-
ten unterschiedlich zwischen 5 und 
20 Prozent. Nur bei der IG Bergbau 
und Energie und der Gewerkschaft 
Nahrung - Genuß - Gaststätten gab es 
einen leichten Rückgang. Weiter stellt 
der DGB fest: „Die Zunahme an ju-
gendlichen Mitgliedern der DGB-Ge-
werkschaften hielt auch im ersten 
Quartal 1971 aufgrund der Aktivitä-
ten zum .Jahr des jungen Arbeitneh-
mers' an. Damit hat sich die Mitglie- 
deistruktur der Gewerkschaften des 
DGB insgesamt verjüngt."

In diesem Zusammenhang muß an die 
unvertretbare Unterrepräsentation der 
Gewerkschaftsjugend auf dem außer-
ordentlichen DGB-Kongreß in Düssel-
dorf erinnert werden, wo nur 5 von 
430 Delegierten jünger als 30 Jahre 
waren. Eine derartige Ignorierung der 
Jugend ist beileibe kein Ansporn, den 
Gewerkschaften beizutreten.

Mehrere Diskussionsredner verlang-
ten die Unabhängigkeit der Betriebs-
ärzte von den jeweiligen Unterneh-
mern, damit sie sich voll und ganz 
für die Gesundheit der Arbeiter und 
Angestellten in den Betrieben ein-
setzen können. Ferner wurde gefor-
dert, daß künftig alle Arbeitsunfälle 
registriert werden. Bei der oben an-
gegebenen Zahl sind nur die Unfälle 
berücksichtigt, die einen Arbeitsunfall 
von mehr als drei Tagen zur Folge 
hatten.

Die IG Metall will in allen Verwal-
tungsstellen Arbeitskreise für Arbeits-
sicherheit (gegenwärtig bestehen nur 
in 80 von 183 Verwaltungsstellen die-
se Arbeitskreise) und auch auf der 
Ebene des Bezirkes Beratungskom-
missionen bilden. Die Arbeitskreise 
sollen stärker als bisher den Sicher-
heitsbeauftragten in den Betrieben 
und den zuständigen Mitgliedern der 
Betriebsräte Anleitung und Aufklärung 
vermitteln. Einer der Schwerpunkte 
sei der „sichere Arbeitsplatz". Es 
müsse mit der Praxis Schluß gemacht 
werden, sicherheitswidrige Zustände 
durch Geld, in Form von Gefahrenzu-
lagen, auszugleichen. W. P.
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Der DGB hat jede Einbeziehung der 
Selbständigen, und das heißt auch 
eines Teils der Unternehmer, in die 
Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten abgelehnt, weil — wie 
bei der Handwerks-Versicherung — 
die soziale Absicherung zu Lasten der 
Arbeiter und Angestellten gehen wür-
de. Hans Katzer, ehemaliger CDU- 
Bundesarbeitsminister, hat zwar er-
klärt, die Öffnung der Rentenversiche-
rung für Selbständige würde Über-
schüsse ergeben. Das aber ist eine 
Milchmädchenrechnung, zumal nach 
dem Willen der CDU/CSU ältere Selb-
ständige durch das Recht auf Nach-
entrichtung von Beiträgen, eine Rei-
he von Erleichterungen bei der Bei-
tragsentrichtung und für die Anrech-
nung von Kriegs- und Ausbildungs-
zeiten schon ein Rentenanspruch ohne 
entsprechend an der Finanzierung bei-
getragen zu haben, vorzeitig einge-
räumt werden soll.

Mit der Realisierung dieser Forderun-
gen könnte die große Zahl der unzu-
länglichen Renten auf einen Stand ge-
bracht werden, der ihren Beziehern 
die Möglichkeit gibt, ohne Sozialhilfe 
zu leben, und der den Artikel des 
Grundgesetzes, in dem so erhaben 
von der „Würde des Menschen“ ge-
schrieben wird, auch für sie anwend-
bar erscheinen läßt. A. B.

Dieses Problem hat auch einen nicht 
zu übersehenden gesellschaftspoliti-
schen Aspekt. Die gesetzliche Renten-
versicherung ist eine Einrichtung der 
Arbeiter und Angestellten. Der DGB 
fordert daher in seinem Grundsatz-
programm die volle Selbstverwaltung 
der Arbeitnehmer. Mit einer Verwirk-
lichung des CDU/CSU-Gesetzentwurfes 
würde diese Forderung faktisch unter-
laufen und die Rentenversicherung zu 
einer sozialpartnerschaftlichen Ein-
richtung gemacht.

Nicht ungeschickt, aber demagogisch 
hat die CDU/CSU ihren Gesetzent-
wurf für das Einschmuggeln der Selb-
ständigen in die Rentenversicherung 
mit Erleichterungen bei der Anrech-
nung beitragsfreier, insbesondere 
Kriegs- und Ausbildungszeiten auch 
für die Arbeiter und Angestellten ge-
koppelt. In den zwanzig Jahren, da 
die CDU/CSU die führende Regie- 
lungspartei in Bonn war, hat ihre 
Bundestagsfraktion die auf eine sol-
che Verbesserung zielenden Forderun-
gen der Gewerkschaften und Sozial-
verbände beharrlich abgelehnt.

Doch auf diesen Leim werden die Ar-
beiter und Angestellten nicht kriechen. 
Vor Jahren noch hat die CDU/CSU 
jede Forderung nach Ausweitung der 
gesetzlichen Sozialversicherung — so 
die Aufhebung der Versicherungs-
pflichtgrenze für Angestellte — als 
Vermassung, Kollektivismus und 
Zwangsversicherung diffamiert, durch 
die „Freiheit und Eigenverantwor-
tung" des Individuums beeinträchtigt 
würden. Wenn nun die CDU/CSU 
nach den potentiellen Wählerschich-
ten aus dem Mittelstand schielt, auch 
für Selbständige eine gesetzliche Al-
tersversorgung fordert, dann muß das, 
getrennt von der Rentenversicherung 
der Arbeiter und Angestellten, in 
Form einer selbständigen gesonderten

CDU/CSU will Arbeiter- und Angestelltenversicherung 
mit Rentenzahlung für Selbständige belasten

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat einen Gesetzentwurf im Bundestag ein-
gebracht, der Selbständigen einschließlich der freien Berufe die Möglichkeit 
verschaffen soll, sich ab 1. Januar 1972 freiwillig in der gesetzlichen Renten-
versicherung zu versichern. Mit dieser Gesetzesvorlage ist die CDU/CSU der 
Bundesregierung zuvorgekommen, die ihrerseits ebenfalls einen Entwurf an-
gekündigt hatte, der die gesetzliche Rentenversicherung den Selbständigen 
und Hausfrauen öffnen soll (siehe „Hausfrauenrente ungenügend" NA 4/70). 
Es ist bezeichnend, daß die CDU/CSU zunächst nur für die Selbständigen 
initiativ geworden ist und eine Vorlage zur Hausfrauenrente auf später ver-
tagt hat.

ler zum Opfer zu fallen. Bei einem 
jährlichen Aufwand von rund 10 Mil-
liarden DM für die Unfallkosten wäre 
es, wie es in einer angenommenen 
Entschließung heißt, „unverantwort-
lich", die wenigen vorgesehenen Mil-
lionen für den Arbeitsschutz nicht aus-
zugeben.
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Marsch auf Bonn gegen BetrVG

nicht

fort-
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Gewerkschafter fordern aktiven Kampf gegen Regierungsentwurf 
In Göttingen riefen DGB, SPD und DKP zur Demonstration auf

sogar 
dem 

Gewerkschaften 
bekämpften

des
der

■ ihre Mitglieder über den gesell-
schaftspolitisch reaktionären Charak-
ter dieses Entwurfs aufzuklären;

ein-
„Wir

Die Zeit der Ermahnungen und Bitten um Berücksichtigung der DGB-Forderun-
gen zum Betriebsverfassungsgesetz ist vorbei. Immer mehr Gewerkschafts-
organisationen fordern wirksame Protest- und Kampfmaßnahmen — vom Marsch 
auf Bonn bis zum Streik — gegen den reaktionären BetrVG-Entwurf der Bun-
desregierung, der bereits in erster Lesung vom Bundestag behandelt wurde und 
im Herbst verabschiedet werden soll. Die Zeit drängt. Nicht nur Bundesregie-
rung und Parlament müssen mit Druckmaßnahmen veranlaßt werden, die DGB- 
Forderungen vom Frühjahr 1970 zu berücksichtigen, auch der DGB-Bundes-
vorstand selbst muß bewogen werden, nicht aus falschverstandener Loyalität 
zu den sozialdemokratischen Kabinettsmitgliedern auf deren Konzeption einzu-
schwenken.

■ alle in Frage kommenden Maß-
nahmen zur Verhinderung dieses 
Gesetzes vorzubereiten, Streiks mit 

' allen Konsequenzen zu unterstützen, 
d. h. zu legalisieren;

In den Organen des DGB und den 
Gewerkschaften denkt man über den 
Regierungsentwurf zum BetrVG an-
ders: So stellte Milte Mai der außer-
ordentliche DGB-Kongreß in Düssel-
dorf fest, daß die bisherigen Ent-
würfe „in wesentlichen Punkten den 
berechtigten Forderungen der Arbeit-
nehmer nicht gerecht“ werden und 
forderte „eine moderne und 
schriftliche Betriebsverfassung"

Der Bundesjugendausschuß des DGB 
hat auf seiner Sitzung im Mai be-
schlossen, am 19. und 20. September 
1971 in Bonn eine Protestaktion der 
Betriebsjugendvertreter gegen den 
BetrVG-Entwurf durchzuführen. Dar-
an sollen etwa 1500 Betriebsjugend-
vertreter aus der gesamten Bundes- 
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Anlaß zu dieser Besorgnis gibt die 
Äußerung des stellvertretenden DGB- 
Vorsitzenden Gerd Muhr in einem 
Gespräch auf dem außerordentlichen 
DGB-Kongreß mit einem NACH- 
RICHTEN-Redakteur, daß man in der 
Regierungs-Novelle auch die Verbes-
serungen sehen müsse. Der DGB ha-
be nicht die Absicht, falls seine For-
derungen zum BetrVG nicht berück-
sichtigt würden, die Regierung auf-
zufordern, ihren Entwurf zurückzu-
ziehen. Man dürfe „wegen der 10 
Prozent Unzulänglichkeiten nicht die 
90 Prozent Erfolge" übersehen. Zu-
vor hatte schon auf einer Veranstal-
tung seiner Gewerkschaft in Ham-
burg das IG - Metall - Vorstandsmit-
glied Olaf Radke den Bonner BetrVG- 
Entwurf als einen Fortschritt im Ver-
gleich zum geltenden Recht hinge- 
stelll.

Zu einer nachdrücklichen Protestver-
anstaltung gegen den reaktionären 
Bonner Entwurf kam es am 3. Juni in 
Göttingen. Entsprechend dem Be-
schluß einer Funktionärsversamm-
lung der DGB-Kreise Göttingen und 
Hanno versch-Münden demonstrierten 
über 1000 Arbeiter, Lehrlinge und 
Studenten — Parteilose, Sozialdemo-
kraten und Kommunisten — gegen 
den BetrVG-Entwurf. Auf der ab-
schließenden Kundgebung legten die 
Redner den reaktionären, gewerk-
schaftsfeindlichen Inhalt des SPD/ 
FDP-Enlwurfs dar und entwickelten 
die Forderungen der Arbeiter und 
Angestellten für ein demokratisches 
Betriebsverfassungsgesetz.

Das Göttinger Beispiel weist den 
richtigen Weg für den erfolgreichen 
Kampf der Arbeiter und Angestell-
ten für eine demokratische und so-
zial fortschrittliche Betriebsverfas-
sung: das Zusammenwirken aller Ge-
werkschafter, der sozialdemokrati-
schen und der kommunistischen. Die 
gemeinsame Protestkundgebung und 
Demonstration in Göttingen hat aber 
auch ein wiederholtes Mal die Un-
haltbarkeit und Arbeiterfeindlichkeit 

Antikommunismus - Beschlusses 
sozialdemokratischen Parteifüh-

rung offenkundig gemacht. Es kommt 
jetzt darauf an, überall in den Städ-
ten der Bundesrepublik nach dem 
Beispiel von Göttingen dafür einzu-
treten, daß ein neues Betriebsverfas-
sungsgesetz den ungehinderten Zu-
gang der Gewerkschaften zum Be-
trieb, gewerkschaftliche und politi-
sche Betätigung der Betriebsratsmit-
glieder, echte Mitbestimmung in so-
zialen, personellen und wirtschaftli-
chen Angelegenheiten sowie die So-
lidarität von Arbeitern und Ange-
stellen garantiert bzw. ermöglicht.

G. Siebert

schaftliche Betätigung im Betrieb. 
In einer Resolution der Funktionärs-
versammlung beider DGB-Kreise 
wurden Kampfmaßnahmen, 
schließlich Streiks, gefordert: 
protestieren gegen diesen Gesetz-
entwurf, ohne die gegenwärtigen 
politischen Verhältnisse in der Bun-
desrepublik zu verkennen. Deshalb 
fordern wir alle im DGB vereinten 
Gewerkschaften auf:

republik teilnehmen. Die Bundes-
jugendkonferenz der Deutschen Post-
gewerkschaft forderte Ende Mai in 
Köln den DGB und die Einzelgewerk-
schaften auf, einen Sternmarsch nach 
Bonn zu unternehmen, um den Pro-
test der Gewerkschafter gegen die 
unzureichenden Bestimmungen des 
Regierungsentwurfs auszudrücken. 
„Der Novellierungsvorschlag der 
Bundesregierung bedeutet eine Her-
ausforderung aller kampfbewußten 
Gewerkschafter."

■ ihre Vertrauensleute-Arbeit zu in-
tensivieren, um für eine gewerk-
schaftspolitische Vertretung in den 
Unternehmen zu sorgen, die 
der Friedenspflicht unterliegt."

Diese Forderungen standen auch auf 
den mitgeführten Transparenten und 
wurden in Sprechchören gerufen: 
„Gegen Sozialpartnerschaft — Ge-
werkschaften raus aus der konzer-
tierten Aktion!"; „Weg mit der 
Schweigepflicht für Betriebsräte!",- 
„Für freie politische und gewerk-

Die gleiche Forderung, einen „Marsch 
auf Bonn" vorzunehmen, erhoben 
die Delegierten von 35 000 Mitglie-
dern der IG Druck und Papier in 
Nordrhein-Westfalen auf ihrem Lan-
desbezirkstag in Hagen. Der Entwurf 
der Bundesregierung zum BetrVG sei 
unannehmbar. Der Vorsitzende der 
IG Druck und Papier, Leonhard Mah- 
lein, erklärte, die „wesentlichen und 
grundsätzlichen gewerkschaftichen 
Reformvorstellungen“ seien nicht mit 
den üblichen Mitteln der Tarifpoli-
tik, sondern nur mit einem größeren 
politischen Engagement zu verwirk-
lichen.

Das sind neue, bedenkliche Töne, die 
erheblich von der Feststellung des 
DGB-Bundesausschusses Anfang De-
zember 1970 ab weichen, daß dem 
Bonner Entwurf der „erbitterte Wi-
derstand“ der Gewerkschaften ent-
gegengesetzt werden müsse. Und 
Olaf Radke hatte im „Gewerkschaf-
ter" (Januar 1971) in einer Reihe von 
wesentlichen Bestimmungen 
Verschlechterungen gegenüber 
geltenden, von den 
seil fast 20 Jahren 
BetrVG nachgewiesen.

Die Protestaktion in Göttingen er-
hielt ihr besonderes Gewicht da-
durch, daß neben dem DGB auch der 
Ortsverein der SPD und der Kreis-
vorstand der DKP ihre Mitglieder 
und die Arbeiterschaft aufforderten, 
an Demonstration und Kundgebung 
teilzunehmen. Eine Erklärung des 
SPD-Orlsvereins stellt fest, daß 1952 
die SPD-Bundestagsfraktion den da-
mals von der Adenauer-Regierung 
vorgelegten Gesetzentwurf für das 
geltende BetrVG bekämpft habe. „Es 
ist daher unbegreiflich, daß die SPD- 
Mitglieder der heutigen Bundes-
regierung einem Gesetzentwurf zur 
Novellierung des Betriebsverfas-
sungsgesetzes zustimmen, der an den 
Grundstrukturen des Gesetzes nichts 
ändert."



Bei Conti riß der Geduldsfaden

des Conti-Streiks

■ Abschaffung des UMS-Akkordsy- 
stems, das in entwürdigender Wei-
se Rechenschaft über jeden Hand-
griff und jede Minute verlangt.

Streik der Handwerker erzwingt Zugeständnisse 
NACHRICHTEN-Reportage über Konflikt bei Conti

Die Erfolgsbilanz 
ist folgende:

■ Bezahlung nach Zeitlohn in der 
höchsten erreichbaren Gruppe 6.6 
bzw. im Werk Limmer Anhebung 
der Eingruppierung um zwei Stu-
fen. Das würde einer Verbesserung 
um 24 Pfennig pro Stunde entspre-
chen.

Es verstärkt sich bei Handwerkern 
und Betriebsrat der Eindruck, als wol-
le die Conti-Geschäftsführung erst 
einmal Zeit gewinnen. Die IG Chemie 
hat für die Kautschukarbeiter die Ta-
rifverträge zum 30. Juni gekündigt. 
Offenbar hofft der Conti-Vorstand, 
mit der zu erwartenden allgemeinen 
Lohn- und Gehaltsanhebung die spe-
zielle Forderung der Handwerker 
unter den Teppich kehren zu können;
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Der Grund dafür? Er dürfte in der 
Äußerung Otto Barches sichtbar sein, 
der als Mitglied der Ortsverwaltung 
Hannover der IG Chemie und SPD- 
Bürgermeister den Demonstranten vor 
der Conti-Verwaltung zurief, sie wür-
den der Regierung Schwierigkeiten 
machen und denen in die Hände ar-
beiten, die im trüben fischen. Also 
hochgeschraubte Erwartungen in die 
Politik sozialdemokratischer Minister. 
Nur keine Unruhe, Bonn wird es schon 
machen. Doch es ist im Interesse aller 
Beteiligten und des Erfolges notwen-

Schon lange hatten die Handwerker 
die Beseitigung des „Mordsystems" 
UMS verlangt, ohne daß sichtbare Er-
gebnisse erzielt wurden. Außer Zu-
sagen für eine Überprüfung kam nichts 
heraus. Die Forderung nach besserer 
Bezahlung wurde ebenso von der 
Geschäftsleitung überhört. Die Hand-
werker haben da ganz genaue Vor-
stellungen: Sie wünschen in der Be-
zahlung auf das Niveau der Hand-
werker in den VW-Werken angeho-
ben zu werden. Die ständige Unter-
bezahlung führte seit geraumer Zeit 
zum Fortgang vieler Handwerker, so 
daß bei Conti zuwenig dieser Fach-
kräfte im Einsatz sind. Daraufhin hol-
te die Firmenleitung Leihhandwerker, 
denen sie erheblich mehr zahlen muß-
te (8,35 DM), als den eigenen Arbei-
tern, zuzüglich eine geschätzte Stun-
densumme in gleicher Höhe an die 
Verleihfirma.

Wirtschaftsminister Schiller verkündete sein „Stabilitätsprogramm" zu Lasten 
der Arbeiterschaft, Bundeskanzler Brandt appellierte an die Gewerkschaften, 
in der Lohnpolitik „vernünftig" zu sein, und die Unternehmerverbände poch-
ten auf die Lohnleitlinien, boten in der chemischen Industrie provokativ nur 
5 Prozent an und appellierten an die „gesamtwirtschaftliche Verantwortung" 
der Gewerkschaften ... In dieser Situation, nicht ursächlich, aber in zeit-
lichem Zusammenfall, riß in den Continental-Gummiwerken AG, Hannover, 
den Handwerkern der Geduldsfaden. Sie traten in allen drei Werken in den 
Streik, zogen in einem Sternmarsch mit zusammen rund 1200 Kollegen vor 
die Conti-Verwaltung und verlangten, daß endlich ihre berechtigten Forde-
rungen von der langen Bank des Vertröstens heruntergeholt und erfüllt wür-
den. Dieser Streik zerstörte Mitte Mai 1971 die Illusion, die Arbeiterschaft 
werde stillhalten, wenn Bundesregierung und Unternehmer in konzertierter 
Aktion versuchen, die Wirtschafts- und Währungsmisere auf dem Rücken der 
abhängig Beschäftigten auszutragen und die Profitschäfchen der Monopole 
ins trockene zu bringen.

Audi die antikommunistische Masche 
der Conti-Geschäftsführung konnte die 
Front der Streikenden nicht spalten. 
Die Streiks so darzustellen, als seien 
sie von außen, durch die DKP, orga-
nisiert, verbaten sich die Conti-Ar- 
beiter ganz energisch. In einer Stel-
lungnahme der Streikleitungen Lim-
mer, Stoecken und Vahrenwald heißt 
es kurz und bündig: „Die Behauptung 
des Vorstandes, daß die Handwerker 
aller drei Werke durch Flugblattak-
tionen radikaler Gruppen von außen 
ihre Arbeit niedergelegt haben, ist 
unwahr. Wir vertreten unsere Inter-
essen selber." Richtig ist, daß die 
DKP-Betriebsgruppe bei Conti u. a. 
mit mehreren Sonderausgaben ihrer 
Betriebszeitung „Roter Reifen" die 
kämpfenden Handwerker beraten und 
in jeder Weise tatkräftig unterstützt 
hat.

dig zu erkennen, daß nur auf die 
eigene Kampfkraft und Entschlossen-
heit sidierer Verlaß ist.

Als die Conti-Handwerker Mitte Mai 
an mehreren Tagen, teils in allen drei 
Werken (Vahrenwald, Limmer und 
Stoecken) gleichzeitig, teils zu ver-
schiedenen Zeiten und mit unter-
schiedlicher Dauer, die „Brocken“ hin- • 
warfen, hatten sie nicht gerade Schil-
ler und seine Politik im Visier, son-
dern ihre eigenen Forderungen:

Betriebsrat und Geschäftsführung setz-
ten sich unter dem Zwang der Ereig-
nisse an den Verhandlungstisch und 
kamen am 18. Mai überein, das UMS- 
Entlohnungssystem zunächst bis zum 
10. Juni auszusetzen und den Durch-
schnittsverdienst zu zahlen. Bis zu 
diesem Zeitpunkt sollte ein neues 
Leistungsbewertungssystem gefunden 
werden, das den Forderungen der 
Handwerker entspricht. Benno Adams 
und Betriebsratsmilglied Horst Ziul- 
kowski erklärten jedoch, daß dieser 
Termin nicht zu halten sei, so schnell 
gehe es nicht. Auf jeden Fall sei aber 
das UMS-System vom Tisch, und der 
Durchsnittsverdicnst sei bis zu einer 
Neuregelung für die Handwerker ge-
sichert.

Die Conti-Handwerker erblickten dar-
in mit Recht den Beweis, daß ihre 
eigenen Forderungen, die schon seit 
rund drei Jahren Gegenstand immer 
neuer Konflikte sind, erfüllt werden 
können, wenn die Werksleitung nur 
will.
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Obgleich Benno Adams, Bezirksleiter 
der IG Chemie-Papier-Keramik, zu de-
ren Organisationsbereich die Kaut- 
schukinduslrie gehört, in einem Ge-
spräch mit dem Verfasser dieser Zei-
len seine Zurückhaltung gegenüber 
der Aktion der Conti-Handwerker 
nicht verbarg, äußerte er jedoch sein 
Verständnis als Gewerkschafter für 
ihre Forderungen und Empörung. Aus 
diesem Grunde habe er sich auch für 
die Vermittlung zwischen Streikenden 
und Geschäftsführung zur Verfügung 
gestellt und am Zustandekommen ei-
ner Vereinbarung mitgewirkt. Auch 
in einem Gespräch mit Betriebsrats-
mitgliedern im Hauptwerk Vahren-
wald wurden beide Elemente, Reser-
viertheit und Verständnis gegenüber 
dem Streik, erkennbar.

Bis zum 1. Juni sollte ferner eine 
Vereinbarung über die Anhebung der 
Löhne getroffen sein. Als wir im 
Werk Vahrenwald mit Betriebsrat-
mitgliedern sprachen, waren das An-
gebot der Geschäftsführung (11 Pfen-
nig) und die Antwort der Handwer-
ker (Ablehnung!) gerade bekannt ge-
worden. Horst Ziulkowski: „Die 
Handwerker sind empört und wer 
vor ihnen von Geduld und derglei-
chen redet, nimmt sich am besten ei-
nen Sarg mit." Die Forderung lautet 
jetzt auf einen Stundenlohn von 
8,05 DM, das seien 30 bis 35 Pfennig 
mehr als zur Zeit. Je länger die Ge-
schäftsführung warte, desto teurer 
komme ihr das Zögern zu stehen. Der 
Betriebsrat werde weiter verhandeln.

Die massiven und disziplinierten 
Streiks brachten dann den Stein end-
lich ins Rollen: In den drei Werken 
wurden von den Handwerkern Streik-
leitungen gewählt — parteilose, so-
zialdemokratische und kommunisti-
sche Arbeiter, zumeist gewerkschaft-
liche Vertrauensleute. Sie führten und 
koordinierten die Kampfmaßnahmen, 
vertraten die Forderungen der Kolle-
gen und unterrichteten sie mit hekto- 
graphierten „Streikinformationen". Da 
sich der Betriebsrat an die Friedens-
pflicht nach dem Betriebsverfassungs-
gesetz gebunden erklärte, wurden die 
Streikleitungen zum unerläßlichen Mo-
tor des Kampfes.
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Rentenversicherung der Arbeiter

doch deren Stimmungsbarometer steht 
auf Sturm.

Versichertenrenten 
insgesamt
Berufsunfähigkeitsrenten

Die durchschnittliche Höhe der Renten 
ist im Anpassungsbericht wie folgt 
ausgewiesen:

783,40 DM
416,80 DM

714,20 DM
569,10 DM
640,50 DM

renten heißen die Zahlen: 21,5 Prozent 
weniger als 180 DM; 33 Prozent 180— 
300 DM, 37,4 Prozent 300—510 DM 
und 8,1 Prozent 510 DM und mehr.

Die nüchternen Zahlen des Renten-
anpassungsberichtes 1971 bestätigen in 
vielfältiger Weise die Notwendigkeit, 
die Berechnung der Sozialrenten zu 
verbessern und vor allem den Frauen 
einen Ausgleich für ihre Unterbezah-
lung und für die Jahre der Kinder-
erziehung zu verschaffen, die Renten 
zum 1. Januar nächsten Jahres in An-, 
betracht der rasch steigenden Lebens-
haltungskosten und der Entwicklung 
der übrigen Einkommen um mehr als 
6 Prozent zu verbessern, besonders 
die kleinen Renten käftiger zu erhö-
hen und endlich die Altersgrenze her-
abzusetzen. A. Böpple
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Rentenversicherung der Angestellten
Versichertenrenten 
insgesamt
Berufsunfähigkeitsrenten

556,80 DM 
232,90 DM 

Erwerbsunfähigkeitsrenten 385,00 DM 
Altersruhegelder (65 Jahre) 633,90 DM 
Witwenrenten 391,90 DM

Mit der zum 1. Januar 1971 durchge-
führten 13. Rentenanpassung sind die 
Sozialrenten seit 1957 um rund 141 
Prozent erhöht worden. Aber schon 
das im Jahre 1970 in der Bundesre-
publik erzielte Bruttosozialprodukt 
war mit 679 Milliarden DM um 217,9 
Prozent größer als das des Jahres 
1957. Der Anteil der Rentenempfänger 
am Sozialprodukt, der auch schon 1957 
zu niedrig war, ist demnach noch ge-
ringer geworden.

328,30 DM
184,90 DM

Erwerbsunfähigkeitsrenten 265,10 DM
Altersruhegelder (65 Jahre) 371,50 DM
Witwenrenten 264,50 DM

In einer Erklärung der Gewerkschaft 
zur Tarifkündigung wird die 11,5- 
Prozent-Forderung mit dem hohen 
Kaufkraftschwund, den gesetzlichen 
Lohnabzügen, den steigenden Arbeits-
leistungen der Kautschukarbeiter und 
der Notwendigkeit begründet, den Le-
bensstandard zu steigern. Die Tarif-
bewegung soll in engstem Kontakt 
mit den gewerkschaftlichen Ver-
trauensleuten in den Betrieben ge-

In dieser Situation der allgemeinen 
Tarifbewegung sind die Arbeiter und 
Angestellten bei Conti gewiß gut be-
raten, wenn sie, entsprechend dem 
Beispiel ihrer Handwerkerkollegen, 
und gemeinsam mit ihnen die Bereit-
schaft deutlich machen, für die volle 
Verwirklichung der Forderungen alle 
gewerkschaftlichen Kampfmittel ein-
zusetzen. Das gemeinsame Handeln 
der Handwerker und der übrigen Be-
schäftigten bei Conti steht jetzt im 
Maßnahmekatalog ganz obenan. Soli-
darität in der Aktion ist das sicher-
ste Mittel dafür, daß die berechtigten 
Forderungen und Interessen aller be-
teiligten Gruppen durchgesetzt wer-
den. Gerd Siebert

Auch bei gleicher Versicherungsdauer 
erreichen die Versichertenrenten für 
Frauen im Durchschnitt bei weitem 
nicht die Höhe der Renten für Män-
ner. So betrug am 1. Januar 1969 die 
durchschnittliche Höhe der nach dem 
(seit 1957 gültigen) neuen Renten-
recht berechneten Altersruhegelder bei 
Vollendung des 65. Lebensjahres und 
bei 40 bis 45 Versicherungsjahren in 
der Arbeiterrentenversicherung für 
die Frauen 298,30 DM und für die 
Männer 528,40 DM. Und in der Ange-
stelltenversicherung: 559,70 DM bzw. 
815,50 DM.

Der Bezirk Niedersachsen der IG Che-
mie-Papier-Keramik hat für die Be-
schäftigten in der Kautschukindustrie
— und das gilt für die Conti-Werke
— eine Erhöhung der Löhne und Ge-
hälter um 11,5 Prozent gefordert. Da-
mit hat die Gewerkschaft den provo-
katorischen Orientierungsdaten von 
Bundesregierung und Unternehmer-
verbänden einen Platz im Papierkorb 
zugewiesen, wo sie auch hingehören. 
Dazu Bezirksleiter Adams: „Die For-
derung nach 11,5 Prozent kam aus 
den Betrieben, und wir richten uns 
danach!"

Nach dem 14. Rentenanpassungsge-
setz sollen die Sozialrenten zum 1. 
Januar nächsten Jahres nur um 6,3 
Prozent erhöht werden. Im Durch-
schnitt würden danach die Versicher-
tenrenten in der Arbeiterrentenver-
sicherung um 20,50 DM und die Wit-
wenrenten um 16,70 DM und in der 
Angestelltenversicherung die Versi-
chertenrenten um 35,10 DM und die 
Witwenrenten um 24,70 DM erhöht. 
Der Rentenanpassungsbericht 1971 ent-
hält erstmals eine Übersicht über die 
Rentenneuzugänge von 1963 bis 1969, 
gegliedert nach der Art der Renten. 
Sehr aufschlußreich ist dabei das Ver-
hältnis der vorzeitig bewilligten Ren-
ten zu den ab dem 65. Lebensjahr ge-
zahlten Altersruhegeldern. So wurden 
1969 von der Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten 581 534 
Renten neu bewilligt. Davon waren 
352 606 Berufs- und Erwerbsunfähig-
keitsrenten sowie vorzeitige Alters-
ruhegelder und 228 928 Altersruhe-
gelder ab 65. Lebensjahr. Rund 60 
Prozent der Versichertenrenten muß-
ten also vor Erreichen des 65. Lebens-
jahres bewilligt werden.

Nach wie vor ist der Unterschied 
zwischen der Frauenrente und der 
Männerrente sehr groß. So hatten von 
den Beziehern einer Erwerbsunfähig-
keitsrente oder eines Altersruhegel-
des im Monat am 1. Januar 1971 eine 
Rente von weniger als 400 DM in der 
Arbeiterversicherung bei den Frauen 
96 Prozent und bei den Männern 35,5 
Prozent. In der Angestelltenversiche-
rung lauten die Zahlen 60,6 Prozent 
bei den Frauen und 15 Prozent bei 
den Männern.

Die Höhe der Renten ist äußerst diffe-
renziert. Es gibt einen sehr hohen An-
teil kleiner Renten, während die Zahl 
relativ hoher Renten geringer ist als 
gemeinhin angenommen wird. Das 
verdeutlicht nachstehende, aus dem 
Anpassungsbericht zusammengefaßte 
Übersicht der Rentenhöhe in der Ar-
beiterrenten- und Angestelltenversi-
cherung. So betrugen 29,5 Prozent al-
ler gezahlten Renten weniger als 200 
DM; 30,3 Prozent 200—400 DM, 17,7 
Prozent 400—600 DM, 19,3 Prozent 
600—1000 DM und nur 3,2 Prozent 
1000 DM und mehr. Bei den Witwen-

Mit wirtschaftlicher Entwicklung nicht Schritt gehalten 
Von „hohen“ Renten kann nicht die Rede sein

Knappschaf tliche Rentenversicherung 
Versiöhertenrenten 
insgesamt
Berufsunfähigkeitsrenten
Erwerbsunfähigkeitsrenten
Knappschaftsruhegelder 
(65 Jahre) 
Witwenrenten 
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führt werden. „Wie im vergangenen 
Jahr", heißt es in der Erklärung, „be-
stehen wir auch bei der diesjährigen 
Tarifrunde darauf, daß die ausgehan-
delten Ergebnisse mit einer ausrei-
chenden Erklärungsfrist versehen wer-
den. In dieser Zeit sollen nämlich er-
neut die gewerkschaftlichen Ver-
trauensleute in den Betrieben mit dem 
Verhandlungsergebnis konfrontiert 
werden."

Die seit 1959 praktizierte Dynamisierung der Sozialrenten hat nichts daran 
ändern können, daß die Mehrheit der Renten unzureichend ist und mit der 
wirtschaftlichen Entwicklung nicht Schritt gehalten hat. Das bestätigen die 
Übersichten und Zahlen des von der Bundesregierung vorgelegten Renten-
anpassungsberichtes 1971. Danach wurden im Januar dieses Jahres rund 
10 Millionen Renten gezahlt. Davon der weitaus größte Teil, und zwar 
68,9 Prozent, aus der Rentenversicherung der Arbeiter, 23,5 Prozent aus der 
Angestelltenversicherung und der Rest mit 7,6 Prozent aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung.



Volksaussprache in der DDR
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65 Universitäten

Jubiläum in Bernau
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Selbstverständlich spielten in dieser 
Diskussion, die hier als „Volksaus-
sprache" bezeichnet wird, die Mas-

Allgemeine öffentliche Debatte vor dem SED-Parteitag 
Bericht unseres Korrespondenten in der DDR

Eigentum? Was geschieht oder müßte 
geschehen, um es effektiver einzu-
setzen und es dadurch noch stärker 
zu vermehren? Wie steigern wir die 
Arbeitsproduktivität, wie senken wir 
die Kosten? Nur aus der positiven 
Beantwortung dieser Fragen und da-
durch, daß sich der einzelne und sein 
Kollektiv die damit zusammenhän-
genden Erfordernisse auch in ihrem 
Verhalten zu eigen machen, kann die 
wirtschaftliche Entwicklung in höherer 
Qualität mit weiter steigenden Er-
gebnissen zum Nutzen aller fortge-
setzt werden.

Im Grunde blieb von der Diskussion 
kein Gebiet des Lebens ausgeklam-
mert. Sie hat heule schon dazu ge-
führt, die gesellschaftliche Aktivität 
vieler DDR-Bürger zu verstärken oder 
für sie bessere Bedingungen zu schaf-
fen. Das ist für einen sozialistischen 
Staat, der seine Stärke in der Be-
wußtheit der Massen sieht, die alles 
wissen, über alles sachkundig urtei-
len können, von großer Bedeutung; 
das ist sozialistische Demokratie in 
Aktion. Claus Friedrich

senmedien der DDR eine wesentliche 
Rolle. Eine der überregionalen Tages-
zeitungen der DDR, die TRIBÜNE 
(FDGB-Organ), begann beispielsweise 
im Februar unter der Rubrik „Die 
Aussprache" täglich eine Zeitungsseite 
den Briefen der Leser einzuräumen. 
Bis Mitte Mai hat allein diese Zeitung 
etwas über 1800 Zuschriften zu den 
in Vorbereitung des Parteitages zur 
Debatte gestellten Fragen erhalten. 
Dabei handelt es sich häufig um mehr-
seitige Briefe, in denen durchdachte, 
aus der eigenen Erfahrung geschöpfte 
Meinungen und Vorschläge geäußert 
werden.

Diese Linie wurde auf den Bezirks- 
delegieitenkonferenzen der SED, die 
dem Parteitag im Mai vorausgingen, 
noch einmal stark unterstrichen. Der 
Erste Sekretär des Zentralkomitees 
der SED, Erich Honecker, selbst er-
munterte im Gespräch mit einem Vor-
sitzenden einer Abteilungs-Gewerk-
schaftsleitung des Fritz-Heckert-Wer- 
kes in Karl-Marx-Stadt die Gewerk-
schaftsfunktionäre, im Bemühen um 
die Sorge für den Menschen „nicht 
lockerzulassen".

Das öffentliche Leben in der DDR steht in diesen Tagen und Wochen ganz 
im Zeichen der Vorbereitung des VIII. Parteitages der SED. Das große Inter-
esse, das diesem Ereignis entgegengebracht wird, erklärt sich auf natürliche 
Weise einfach daraus, daß die Politik der SED „zur Lebensgrundlage der 
sozialistischen Gesellschaft in der DDR geworden ist" (Erich Honecker). Die-
ses Interesse fand vielfältigen Ausdruck in der umfassenden demokratischen 
Aussprache, die dem Parteitag vorausgegangen ist.

Womit beschäftigten sich die Bürger 
der DDR in der Volksaussprache, die 
selbstverständlich auch und gerade 
von den Gewerkschaftsorganisationen 
mitgetragen wird? Ein Fragenkomplex 
umfaßt solche Probleme wie: „Nutzen 
wir unser sozialistisches Eigentum 
schon richtig?" Ausgehend von der 
einfachen Erkenntnis, daß der Sozia-
lismus so gut ist, wie ihn die Men-
schen zu gestalten vermögen, ging es 
dabei um die materiellen und geisti-
gen Voraussetzungen für die Weiter-
entwicklung des Lebensniveaus.

Die DDR verfügt heute über 65 Uni-
versitäten, 53 von ihnen wurden erst 
nach 1945 gegründet. Allein seit dem 
VII. Parteitag der SED (1967) wurden 
zehn Ingenieurhochschulen geschaffen. 
Sie entstanden aus fortgeschrittenen 
Ingenieurschulen in Berlin, Dresden, 
Cottbus, Köthen, Leipzig, Mittweida, 
Warnemünde, Wismar, Zittau und 
Zwickau. Sie bilden Hochschulkader 
vorrangig für die Technologie, für die 
unmittelbare Vorbereitung der Pro-
duktion aus.

Diese Aussprache wurde von der Füh-
rung der SED angeregt und organi-
siert, und ihr interessantestes Merk-
mal besteht darin, daß in diesem Rah-
men tatsächlich Vertreter aller Klas-
sen und Schichten, an erster Stelle 
die der Arbeiterklasse, ihre Auffas-
sungen zu Grundfragen der weiteren 
gesellschaftlichen Entwicklung wie 
auch zu vielen speziellen Fragen von 
betrieblicher oder örtlicher Bedeutung 
diskutierten.

Ein weiteres Gebiet, das durch die 
Diskussion erfaßt wurde und hier nur 
andeutungsweise erwähnt werden 
soll, betraf die Fragen der sozialisti-
schen Moral und Lebensweise. In er-
ster Linie ging es dabei um die Ein-
stellung des einzelnen zu den gesell-
schaftlichen Pflichten, wobei kritisch 
negative Erscheinungen in Teilberei-
chen aufs Korn genommen wurden. 
So setzte man sich z. B. mit Leuten

1970 kaufte im Durchschnitt jeder 
DDR-Bürger für 27 Mark Bücher. Jähr-
lich werden heute über 5000 Titel in 
mehr als 120 Millionen Exemplaren 
veröffentlicht. Nahezu sieben Bücher 
je Einwohner wurden 1970 produziert. 
An der Buchproduktion sind 78 Ver-
lage beteiligt, darunter 40 für wis-
senschaftliche und Fachliteratur, 22 für 
Belletristik, Kinder- und Jugendlitera-
tur und zehn Kunst- und Musikver-
lage.

Wie verhält sich der einzelne, wie 
sein Kollektiv zum sozialistischen 
20

Die Hochschule der Deutschen Ge-
werkschaften „Fritz Heckert" in Bern-
au bei Berlin, die höchste Bildungs-
einrichtung des FDGB, blickte im Mai 
auf ihr 25jähriges Bestehen zurück. 
Anläßlich des Jubiläums fand eine 
Festwoche unter Teilnahme von Ver-
tretern befreundeter Gewerkschafts-
organisationen zahlreicher Länder 
statt. Bisher haben etwa 8500 Gewerk-
schaftsfunktionäre des FDGB die 
Hochschule absolviert.

auseinander, die den Humanismus der 
sozialistischen Ordnung so verstehen, 
daß sie nicht mehr pünktlich ihre 
Miete für die Wohnung entrichten. 
Kritisiert wurden spießbürgerliche 
Tendenzen, die kinderlose Ehen als 
bequem und erstrebenswert betrach-
ten. Aufmerksamkeit verwandte man 
auf die Aufgaben, die die vorbeu-
gende Bekämpfung der Kriminalität 
erfordert.

Es war ein bemerkenswerter Zug der 
Diskussion, daß zugleich die stimu-
lierende Rolle der Arbeits- und 
Lebensbedingungen hervorgehoben 
wurde. Die Gewerkschaften haben 
sich, als Kampfgefährten der Soziali-
stischen Einheitspartei und in voller 
Übereinstimmung mit ihr, in der Aus-
sprache mit rückständigen Auffassun-
gen mancher Wirtschaftsleiter ausein-
andergesetzt, die die Arbeits- und Le-
bensbedingungen lediglich als pas-
sives Zubehör des betrieblichen Re-
produktionsprozesses sehen. In vielen 
Betrieben brachte die Aussprache, auch 
im Zusammenhang mit der Erarbeitung 
der Betriebskollektivverträge, zusätz-
liche Aktivität um die Ausgestaltung 
der Arbeits- und Lebensbedingungen.



Arbeiterkonferenz in Rostock
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Internationales Sekretariat des Ständigen Komitees 
tagte in Dänemark — 65 Gewerkschaften beteiligt

digung aus dem Pakt auszutreten. Er 
sei der Meinung, daß, wenn Griechen-
land nicht aus der NATO entfernt 
werde, Dänemark den Pakt verlassen 
sollte. aus der sozialistischen Völkergemein-

schaft herauslösen. Mit dem imperia-
listischen System in der Bundesrepu-
blik verbinde die Menschen in der 
DDR nichts. Die DDR gehe ihren so-
zialistischen Weg unbeirrt weiter.

Bis jetzt steht fest, daß an der 14. 
Arbeiterkonferenz in Rostock 65 Ge-
werkschaftsorganisationen teilnehmen 
werden, darunter 33 Organisationen, 
die zum erstenmal Vertreter nach Ro-
stock entsenden. sr

Es begann mit dem Streik von 80 
Spezialarbeitem im Renaultwerk Le 
Mans. Sie forderten die Einreihung 
in eine Lohngruppe, wie sie für an-
dere Renaultbetriebe unter gleichen 
Bedingungen üblich ist, und eine Ga-
rantie ihrer Arbeitsplätze. Obwohl die 
finanziellen Auswirkungen nur den 
Wert von 4 Pfennig pro Stunde hat-
ten, lehnte die staatliche Leitung des

einleitende Referat hierzu hält ein 
Mitglied des Ständigen Komitees aus 
der Bundesrepublik — und „Die Not-
wendigkeit der völkerrechtlichen An-
erkennung der DDR im Kampf um 
Frieden und Sicherheit in Europa", 
das von einem Vertreter aus Däne-
mark eingeleitet wird.

Mit großem Interesse wurde von den 
Mitgliedern des internationalen Se-
kretariats das Referat des Vorsitzen-
den des dänischen „Arbeitsmann- und 
Spezialarbeiter-Verbandes", der zah-
lenmäßig stärksten Gewerkschaft in 
Dänemark, und Mitglieds der sozial-
demokratischen Fraktion im Folketing, 
Anker Jörgensen, aufgenommen. Der 
Gewerkschafter und Parlamentarier 
ging von der Tatsache aus, daß Däne-
mark von 1949 bis 1969 an die NATO 
gebunden gewesen sei, jetzt aber die 
Möglichkeit habe, mit einjähriger Kün-

Dem Referat schloß sich eine lebhafte 
Diskussion über Friedens- und Sicher-
heitsaufgaben der Gewerkschaften im 
Ostseeraum an. Zustimmung fanden 
die Aussagen Anker Jörgensens zur 
Frage der völkerrechtlichen Anerken-
nung der DDR. Wolfgang Beyreuther, 
Mitglied des Präsidiums und Sekretär 
des Bundesvorstandes des FDGB, be-
merkte in seinem Diskussionsbeitrag, 
daß die Arbeiterklasse der DDR in 
den sozialdemokratischen und kom-
munistischen Arbeitern und Gewerk-
schaftern Dänemarks ihre natürlichen 
Klassengenossen sehe. Das Eintreten 
der DDR für Frieden und Sicherheit 
in Europa komme aus tiefer und ehr-
licher Überzeugung.

Die Anerkennung der DDR durch die 
nordischen Länder wäre ein großer 
Beitrag zur Sicherung des Friedens. 
Es sei eine Verleumdung, wenn die 
Bundesregierung andere Staaten von 
der völkerrechtlichen Anerkennung 
der DDR mit dem Argument abhalte, 
dadurch würde die Entspannungspoli-
tik der Bundesrepublik gestört. Er be-
zeichnete es als eine gefährliche Illu-
sion, zu glauben, man könne die DDR Betriebes die Forderung ab.

Die Folge war, daß 80 000 Arbeiter 
im gesamten Konzern die Arbeit nie- 
derlegten bzw. von der Konzemleitung 
ausgeschlossen wurden und darüber 
hinaus rund 2 Millionen Metallarbei-
ter in Frankreich durch Solidaritäts-
aktionen den Kampf der 80 unterstütz-
ten. Im Zuge dieser mächtigen Soli-
daritätswelle erweiterten die Metall-
arbeiter die Kampfforderung auf die 
Herabsetzung des Rentenalters und 
die allmähliche Rückkehr zur 40-Stun- 
den-Woche.

Im weiteren Verlauf der Beratung dis-
kutierten die Mitglieder des Sekre-
tariats über die abschließenden Vor-
bereitungen zur Durchführung der 
14. Arbeiterkonferenz in Rostock. Das 
internationale Sekretariat bestätigte 
die Tagesordnung der 14. Arbeiter-
konferenz, die unter dem Thema 
„Gemeinsam für Frieden, europäische 
Sicherheit und sozialen Fortschritt — 
gegen den Imperialismus" steht. Als 
Hauptreferent wurde der Vorsitzende 
des Bundesvorstandes des Freien 
Deutschen Gewerkschaftsbundes in 
der DDR, Herbert Warnke, gewonnen.

Der Streik der 80 000 Arbeiter des 
staatlichen Automobilkonzerns Re-
nault im Mai war der Auftakt einer 
Reihe gewerkschaftlicher Kampfaktio-
nen in Frankreich, die zeigten, daß sich 
das soziale Klima weiter verschärft 
hat. Die Solidaritätsaktionen für die 
streikenden Renault-Arbeiter und 
weitere Streikkämpfe verdeutlichen, 
daß die Arbeiterschaft sich energisch 
gegen alle Versuche zur Wehr setzen 
will, die Lasten einer falschen Wirt-
schaftspolitik und der Währungskrise 
auf ihre Schultern abzuwälzen.

Bei den gegenwärtigen Arbeitskämp-
fen steht die Sicherung des Arbeits-
platzes im Vordergrund. So besetzten 
mehrere tausend Arbeiter der Hütten-
werke von Wendel-Sidelor ihren Be-
trieb aus Protest gegen die Rationa-
lisierungsvorhaben des Konzerns, die 
zur Folge haben würden, daß ab 
6. Juni 1971 400 Arbeiter und bis zum 
Jahresende weitere 1000 Arbeiter ih-
ren Arbeitsplatz verlieren würden. In 
den Ardennen fanden in den ersten 
Maiwochen Massendemonstrationen 
und befristete Streiks statt, um an-
gekündigte Betriebsschließungen rück-
gängig zu machen. H. S.

Zu seiner turnusmäßigen Sitzung, der letzten vor Eröffnung der 14. Arbeiter-
konferenz, trat im Mai das internationale Sekretariat des Ständigen Komitees 
der Arbeiterkonferenzen der Ostseeländer, Norwegens und Islands unter der 
Leitung seines Vorsitzenden, Rudi Speckin, in Kalundborg/Dänemark zusam-
men. In seiner Begrüßungsansprache stellte der Vorsitzende des dänischen 
Länderkomitees, Kaj Buch, fest, daß mit dieser Beratung in Kalundborg zum 
erstenmal in der Geschichte der Arbeiterkonferenzen eine Sekretariatssitzung 
in einem- Land abgehalten wurde, das Mitglied der NATO ist. Kaj Buch wer-
tete das als Zeichen eines sich verändernden politischen Klimas.

Bisher hätten sich die dänischen Ge-
werkschaften mehr mit ökonomischen 
Fragen beschäftigt als mit Sicherheits-
problemen. Das aber würde zweifellos 
jetzt anders werden. Anker Jörgensen 
forderte die baldige Anerkennung der 
DDR durch Dänemark. Die Regierung 
solle nicht warten, bis sich West-
deutschland zur Anerkennung bereit 
finde, denn die Herstellung normaler 
Beziehungen zwischen den beiden 
deutschen Staaten sei nicht eine „in-
nerdeutsche" Angelegenheit, sondern 
ein Problem der gesamten Arbeiter-
bewegung.

Was die Beteiligung Dänemarks an 
der EWG betreffe, so gebe es bei den 
dänischen Gewerkschaften einen sehr 
starken Widerstand gegen den Bei-
tritt Dänemarks. Die dänische Arbei-
terschaft befürchtet, daß in der EWG 
die großen kapitalistischen Staaten, 
Westdeutschland und Frankreich, die 
Politik der EWG bestimmen; sie 
wollten aber, daß die Länder in Eu-
ropa über ihr politisches und wirt-
schaftliches Schicksal selbst bestimmen 
könnten.

Weiterhin wurde beschlossen, daß 
zwei Diskussionsforen abgehalten 
werden mit den Themen: „Die Her-
stellung der Aktionseinheit der Ge-
werkschaften im Kampf gegen das 
internationale Monopolkapital — für 
Frieden und soziale Sicherheit" — das



Wandel der Arbeiterstruktur
Zu Veröffentlichungen des RKW-Forschungsprojektes: „Wirtschaft-
liche und soziale Aspekte des technischen Wandels in der BRD“

Wie werden die Rechte und Möglich-
keiten der Betriebsräte beurteilt?

Die Institute: „Im Rahmen der Auto-
matisierung zeichnet sich im allgemei-
nen zwar eine gewisse Verlageiung 
zugunsten der qualifizierten Tätigkei-
ten ab; allerdings sind auch entge-
gengesetzte Tendenzen zu beobachten, 
so daß man diese Verlagerung nicht 
überbewerten darf." (L, S. 377) Diese 
Feststellungen stützen sich in erster 
Linie auf Ergebnisse von Arbeitsplatz-
strukturuntersuchungen.

(Nachfolgend wird bei entsprechenden 
Verweisen nur auf die römische Zif-
fer vor dem Titel Bezug genommen.)

(III.) Horst Kern. Michael Schumann- 
Industriearbeit und Arbeiterbewußt-
sein (s. o.), Teil II, 245 S. (mit Teil I, 
42.— DM)

Die Studie, die durch das RKW (Ratio-
nalisierungskuratorium der Deutschen 
Wirtschaft) finanziert und geleitet 
worden ist, wurde in den Jahren 1963 
bis 1968 durchgeführt. Sie bezieht sich 
auf soziale und ökonomische Aspekte 
des technischen Wandels in der BRD. 
1970 sind zwei Bände der auf neun 
Bände geplanten Serie . 'erschienen. 
Auf diese wird hier Bezug genom-
men. Es handelt sich um:

Im Klartext: Antrieb technischer Um-
stellungen Ist in der BRD die kapita-
listische Jagd nach dem Profit — mit 
allen Auswirkungen. Die Bedürfnisse 
des arbeitenden Menschen treten 
demgegenüber völlig in den Hinter-
grund. Die Unterjochung von Wissen-

(II.) Horst Kern. Michael Schumann: 
Industriearbeit und Arbeiterbewußt-
sein. Eine empirische Untersuchung 
über den Einfluß der aktuellen tech-
nischen Entwicklung auf die indu-
strielle Arbeit und das Arbeiterbe-
wußtsein. Achter Band des RKW- 
Forschungsprojektes „Wirtschaftliche 
und soziale Aspekte ...", Teil I, 
Frankfurt/Main 1970, Europäische Ver-
lagsanstalt, 286 S., Smolin Broschur, 
42.— DM (mit Teil II)

Was sind danach die Motive tech-
nischer Umstellungen?

schäft und Technik unter die Profit-
interessen des Großkapitals ist .die 
wesentlichste Ursache für negative 
Auswirkungen dieser Entwicklung auf 
die Arbeits- und Lebenssituation der 
Aibeiterklasse. Genau dem entspricht 
die „Ambivalenz", d. h. Zwiespältig-
keit, der Einstellung der Arbeiter zur 
Technik und zum technischen Fort-
schritt, die von den Soziologen Kern 
und Schumann durchgängig festge-
stellt wird.

Die Institute stellen fest: Er hat „nur 
sehr geringe Möglichkeiten, auf Pla-
nung und Durchführung der techni-
schen Umstellung Einfluß zu nehmen“. 
(I., S. 379) Der Einfluß ist „äußerst ge-
ring" (I., S. 301). Die Betriebsräte sind 
bei technischen Umstellungen mehr 
„Reagierende als Agierende". In der 
Praxis führen die Betriebsräte Ab-
wehr- und Verteidigungskämpfe zur 
Erhaltung des „sozialen Besitzstan-
des", der kontinuierlich das Objekt der 
Angriffe der Unternehmer ist. Auch 
unter diesen Gesichtspunkten erhält 
die Forderung nach Mitbestimmung 
der Arbeiter und Angestellten und ih-
rer Vertiefungen und Organisationen 
zusätzliche Begründungen.

Welche Veränderungen vollziehen sich 
im Zuge technischer Änderungen hin-
sichtlich der Beschäftigtenstruktur?

(I.) Sieben Berichte. Kurzfassung der 
Ergebnise. Erster Band des RKW- 
Forschungsprojektes „Wirtschaftliche 
und soziale Aspekte des technischen 
Wandels in der Bundesrepublik 
Deutschland", Frankfurt/Main 1970, 
Europäische Verlagsanstalt, 387 Sei-
ten, Smolin Broschur, 25.— DM.

Nachdem vor allem die IG Metall in den 60er Jahren der Erforschung und 
Diskussion der Auswirkungen der Automation auf die Arbeiterklasse Auf-
merksamkeit gewidmet und 1963, 1965 und 1968 vielbeachtete internationale 
Automationstagungen durchgeführt hatte, sind diese Probleme in der jüngeren 
Zeit etwas in den Hintergrund getreten. Nach wie vor — heute sogar in ver-
stärktem Maße — bilden die „stillen" Veränderungen der wissenschaftlich-tech-
nischen Revolution jedoch ein wesentliches Moment der Lage der Arbeiterklasse 
in der BRD. Es bleibt dies ein zentrales Problem der Arbeiterbewegung in den 
70er Jahren. In den letzten Monaten sind die ersten Bände einer umfassenden 
Studie des RKW, deren Fragestellung z. T. auch durch die Gewerkschaften be-
einflußt worden ist und an der sich sechs wirtschafts- und sozialwissenschaft-
liche Forschungsinstitute beteiligt haben, erschienen. Schon die ersten Bände 
vermitteln wichtige Einblicke in die Veränderungen der Situation und der 
Struktur der westdeutschen Industriearbeiterschaft unter den Bedingungen 
technischer Umstrukturierungen. Dieser Artikel geht auf einige Ergebnisse dieser 
Untersuchungen ein.

Es geht in diesem Artikel nicht in 
erster Linie um eine Auseinander-
setzung mit gesellschaftspolitischen 
und ideologischen Schlußfolgerungen, 
wie sie von den Autoren der Studien 
vorgetragen werden, sondern um eine 
kritische Information über in den Stu-
dien erfaßte wichtige Momente und 
Züge der sozialen Wirklichkeit der 
BRD.
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In I. referieren die teilnehmenden 
Institute (Forschungsinstitut der 
Friedrich-Ebert-Stiftung; Forschungs-
institut für Rationalisierung an der 
TH Aachen; Institut für Wirtschafts-
forschung, München; Institut für Ar-
beitswissenschaft an der TH Darm-
stadt; RKW, Frankfurt/M.; Soziolo-
gisches Seminar der Uni Göttingen — 
dieser Institution gehören die Autoren 
von II. und III. an. In I. legen sie 
außerdem auf den S. 276—352 ihre 
Forschungsergebnisse in Kurzfassung 
dar) in Kurzform ihre Untersuchungs-
ergebnisse. In einem knappen Schluß-
kapitel werden übereinstimmende 
Ergebnisse dargelegt. Bei den doch 
stark divergierenden theoretischen 
und politischen Positionen der ein-
zelnen Institute hat das selbstver-
ständlich nur den Charakter eines 
Kurzkommuniques. Aber die Ergeb-
nisse sind es gerade deshalb wert, 
angeführt zu werden.

Die häufig dagegengesetzte Behaup-
tung der Höherqualifizierung stütztsich 
auf die Lohngruppenerhebungen des 
Statistischen Bundesamtes. In diesen 
sind diese Prozesse nur ungenau er-
faßt, da es z. B. den Belegschaften häu-
fig gelingt, Herabgruppierungen abzu-
wehren, sie gleichzeitig jedoch schlech-
tere Arbeitsplätze nicht verhindern
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Die mit dem technischen Fortschritt ge-
gebenen Möglichkeiten zui Erleichte-
rung der Arbeit werden nicht reali-
siert bzw. treten nur dann auf, wenn 
sie mit technisch-ökonomischen Erwä-
gungen synchron verlaufen. Denn: 
„Handlungsmaximen wie die Verbes-
serung der Arbeitssituation der Be-
schäftigten (treten) bei der Konstruk-
tion neuer Produktionseinrichtungen 
gegenüber ökonomisch-technischen Er-
wägungen deutlich in den Hinter-
grund." (I., S. 296) Dieser Zustand gilt 
gleichermaßen für die Durchführung 
technischer Umstellungen, wobei in der 
Regel Personal- und Umsetzungspläne 
nicht vorhanden sind. Mangelnde 
Rechte der Belegschaftsvertretungen 
sind eine wichtige Ursache für die 
Ausuferung dieses Zustandes.

Es sind „in aller Regel wirtschaftliche 
Gründe ausschlaggebend". „Neben der 
Senkung der Kosten, insbesondere 
der Personalkosten, bildeten die Enge 
des Arbeitsmarktes und die Anpas-
sung an Nachfrageveränderungen 
weitere wirtschaftliche Umstellungs-
motive." Mehr als die Hälfte aller 
Investitionen in der Industrie diente 
seit 1960 der Rationalisierung. „Ar-
beitserleichterungen bildeten keine un-
mittelbare Umstellungsursache." Es 
sind „in einigen Fällen durch techni-
sche Umstellungen auch Arbeitser-
schwernisse zustande gekommen“. 
(I., S. 378)
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B.

Automatenkontrolle (5 Prozent)

Meßwartentätigkeit (8,3 Prozent)

Nun weist schon der Ausdruck „Pola-
risierung" darauf hin, daß die Tat-
sachen in einer Richtung interpretiert 
werden, die nicht akzeptiert werden 
kann, weil die „soziale Polarisierung", 
wie sie sich etwa mit der Büroauto-
mation vollzieht (Herausbildung einer 
relativ kleinen Gruppe mit Leitungs-
und Dispositionsbefugnis usw. auf der 
einen Seite und der Masse der An-
gestellten, die zum Teil- und Detail-
arbeiter wird, auf der anderen Seite) 
mit der Auffächerung der Qualifika- 
tionsanfoiderungen gleichgesetzt wird. 
Unter der Hand wird daraus dann die 
Auflösung der Arbeiterklasse.

jind Konzerne bei 
.rbeitsmarktlage dazu 
Arbeitskräfte zu „hor-

Traditionelle Instandhaltungsarbeit 
(11,4 Prozent)

Welche Schlußfolgerungen ergeben sich 
für einzelne Gruppen?

Meß- und regeltechnische Instandhal-
tungsarbeit (2,4 Prozent)

Qualifizierte Automatenkontrolle 
(10 Prozent)

Repetitive Teilarbeit (das ist z. 
Bandarbeit, Maschinenbedienung 
usw. — 29 Prozent)

Was sind unter diesen Gesichtspunk-
ten die wesentlichen Gruppen der In-
dustriearbeiterschaft und wie groß ist 
ihr jeweiliger Anteil?

von
„für

den auch Interviews mit etwa 1000 
Arbeitern durchgeführt und ausgewer-
tet. Es sollte also die Veränderung der 
Arbeitssituation und in diesem Zu-
sammenhang der Einstellungen der 
Arbeiter im Gefolge dieser technischen 
Änderungen ermittelt werden.

Heinz Jung
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(Die Prozentanteile an der in etwa für 
die Industriearbeiterschaft repräsen-
tativen Befragtengruppe sind in Klam-
mern angegeben. Vgl. III., S. 128)

Welche Untersuchungen wurden von 
ihnen durchgeführt?

Die Studie wendet sich gegen die De- 
qualifizierungsthese, daß mit der Au-
tomation das Qualifikationsniveau all-
gemein gesenkt wird —, sie wider-
legt aber auch die einseitige Requali- 
fikationsthese — daß mit der Auto-
mation das Qualifikationsniveau gene-
rell steigt. Es wird eindeutig nachge-
wiesen, daß sogar oder gerade mit der 
Automation an den Automationsag-
gregaten Arbeitsplätze mit niedrigen 
Qualifikationsanfoiderungen, sogar mit 
eintöniger, repetitiver Arbeit geschaf-
fen werden.

Steuer- und Führungsarbeiten in der 
mechanisierten Produktion (d. i. Arbeit 
eines Spritzendrehers, Schleifers, Hob-
lers usw. — 15 Prozent)

Die zweitstärkste Gruppe sind die 
Steuer- und Führungsleute in der me-
chanisierten Produktion. Sie ist eine 
traditionelle Gruppe qualifizierter In-
dustriearbeiter. „Ihr Erhalt wird frei-
lich durch die fortschreitende Automa-
tisierung am stärksten gefährdet sein, 
denn sie ist auf den höheren Mechani-
sierungsstufen .. nur noch selten an-
zutreffen." (I., S. 322)

Nun ist es allerdings schon längst 
nicht mehr der Fall, daß ausschließ-
lich Arbeiter Funktionen in der Pro-
duktion wahrnehmen. Das ist an au-
tomatisierten Aggregaten noch weni-
ger der Fall — wie auch die Zahlen 
der Angestelltenbeschäftigung in die-
sen Betrieben zeigen. Das wird in die-
ser Untersuchung nicht berücksichtigt. 
Es werden also nur jene Gliedei des 
„Gesamtarbeiters" untersucht, die Ar-
beiter sind. Das ist ein wesentlicher 
Mangel.

Nicht nur zahlenmäßig von wesentli-
cher Bedeutung sind die Instandhal-
tungsarbeiter („hohe Autonomie, um-
fangreiche Qualifikation, verhältnis-
mäßig geringe Arbeitsbelastung, wech-
selhafte kooperative Beziehungen ... 
gute Chancen für informelle Kon-
takte" — II., S. 174). Mit fortschrei-
tender Automation ist ihre Zahl ge-
wachsen. Damit hat sich das Qualifi-
kationsniveau der gesamten Industrie-
arbeiterschaft erhöht. Kern/Schumann 
stellen jedoch fest, daß dieser „Sektor 
zu einem bevorzugten Objekt betrieb-
licher Rationalisierungsmaßnahmen" 
wird, sich damit eine „verstärkte Ar-
beitsteilung innerhalb des Instandhal-
tungspersonals" abzeichnet (I., S. 330) 
und damit auch das zahlenmäßige 
Wachstum gebremst wird.

Diese einseitige Überbetonung des Ar-
beitsprozesses und der -vorwiegend 
von daher bestimmten Arbeitssitua-
tion und Arbeitserfahrung ist über-
haupt im Zusammenhang mit der zu 
engen und mechanistischen Auffas-
sung der Beziehung Arbeitssituation 
(als Form gesellschaftlicher Praxis) 
und Arbeiterbewußtsein die theoreti-
sche Schwäche der Position von Kern 
und Schumann.

können.
angespannte ■■ 
übergegangc«
ten" und z. I'. auf Abgruppierungen 
in diesen Situationen zu verzichten. 
All das sind Faktoren, weshalb Lohn-
strukturuntersuchungen nur äußerst 
ungenau über Qualifikationsentwick-
lungen Aufschluß geben können.

Andere, nicht zu klassifizierende 
Gruppen (17,9 Prozent)

Aus all dem ergibt sich, daß gerade die 
beiden letztgenannten Gruppen, ohne-
hin traditionelle Kerngruppen der In-
dustriearbeiterschaft, mit fortschreiten-
den technischen Änderungen das spe-
zielle Angriffsobjekt des Kapitals 
werden. Daß diese Gruppen aber auch 
das entscheidende Widerstandspoten-
tial der gesamten Arbeiterklasse dar-
stellen, zeigen die Streikkämpfe in 
allen entwickelten kapitalistischen 
Ländern. Ohnehin sind sie die Haupt- 
Rekrutierungsbasis der betrieblichen 
Gewerkschaftskader.

Mit dieser Problematik beschäftigen 
sich insbesondere auch Kern und 
Schumann (II. und III.). Sie verfechten 
die These der weiteren Differenzie-
rung der Industriearbeit bzw. — was 
bei ihnen damit weitgehend identisch 
wird — der Industriearbeiterschaft hin-
sichtlich ihrer Arbeitssituation. Dafür 
liefern sie vielfältige Anhaltspunkte. 
Sie verfechten sogar die These der 
„Polarisierung" der Industriearbeiter-
schaft mit fortschreitender technischer 
Entwicklung — also der Aufspaltung 
in Qualifizierte mit vorwiegend nicht-
manuellen Tätigkeiten und in Un-
qualifizierte.

Die vorliegenden — und sicher auch 
die noch erscheinenden Bände des 
RKW-Forschungsprojektes sollten die 
volle Aufmerksamkeit jener Journa-
listen, Wissenschaftler und Gewerk-
schaftsfunktionäre finden, die sich mit 
Lage und Entwicklungstendenzen der 
Industriearbeiterschaft in der BRD be-
schäftigen.

Die Göttinger Soziologen haben in 
neun Betrieben verschiedener, für die 
gesamte Industrie typischer Branchen 
20 Fälle technischer Änderungen bzw. 
Umstellungen aufgenommen, beschrie-
ben, analysiert. Neben anderem wur-
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Nach Ansicht von Kern/Schumann 
kann jedoch „für die Befragungs-
ergebnisse mindestens angenommen 
werden, daß sie den Kern der Indu-
striearbeiterschaft repräsentieren". (II., 
S. 52) Entsprechend der historischen 
Entwicklungsstufen der Technologie 
und der Industriearbeit wurden An-
forderungstypen herausgearbeitet, die 
sich von der handwerklichen Arbeit 
bis zur Meßwarttätigkeit an voll-
automatisierten Anlagen erstrecken. 
Die einzelnen Typen wurden exakt 
beschrieben, weiter aufgegliedert usw. 
So ergibt sich mit diesem begriffli-
chen Instrumentarium die Möglichkeit, 
einen Querschnitt durch die Industrie-
arbeiterschaft der BRD unter dem Ge-
sichtspunkt ihrer jeweiligen Arbeits-
situation zu liefern.

Der Anteil der qualifizierten Automa-
tionsarbeiter und Meßwartenleute be-
trägt hier 18,3 Prozent, wird an der 
gesamten Industriearbeiterschaft je-
doch auf weit unter 13 Prozent ge-
schätzt (I., S. 320) Die eigentlich „gu-
ten", für den heutigen Entwicklungs-
stand menschenwürdigen Arbeits-
plätze sind also noch sehr dünn gesät.

Die einfachen Handarbeiter sind nach 
wie vor die größte Gruppe. Zwar wer-
den ihre Tätigkeiten mit allen neuen 
und höheren Mechanisierungsstufen 
abgebaut, gleichzeitig werden sie 
aber auch — vor allem aus Profit-
erwägungen — neu geschaffen. Hier-
zu gehört auch im eigentlichen Sinne 
die Gruppe der Automatenkontrol-
leure, eine neue „restriktive und un-
qualifizierte Variante der Industrie-
arbeit". (I., S. 320)
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Zu guter Letzt
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„Ich bin jetzt vierzig Jahre Fabrikant, 
aber ich habe es noch nicht fertig 
gebracht, Prognosen für vier Monate 
zu machen." So Fritz Berg, der Präsi-
dent des Bundesverbandes der Deut-
schen Industrie.

Wer Fritz Berg kennt, wird es ihm 
glauben.
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der (England, Frankreich usw.) ihren 
Osthandel ausbauten und die Gefahr 
bestand, daß die Bundesrepublik von 
diesen Märkten verdrängt würde.INFORMATIONEN - 

unübertroffen

NACHRICHTEN-Verlags- 
Gesellschaft mbH. 
Frankfurt am Main

...JIL_____
ZUR WIRTSCHAFTS-UND SOZIALPOLITIKNadi der anfangs praktizierten Me-

thode, z. B. in die DDR hauptsädi- 
lidi zu exportieren ohne nennenswert 
DDR-Produkte zu importieren, hat sich 
die Erkenntnis durchgesetzt, daß zur 
Ausweitung des Handelsvolumens mit 
der DDR und den Ländern des RGW 
(Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe) 
beim Fehlen einer konvertierbaren 
Währung der gesteigerte Import aus 
diesen Ländern allein die Grundlage 
jeder Exportsteigerung sein kann.

25. bis 28. November
Parteitag der Deutschen Kommu-
nistischen Partei in Düsseldorf.

Man ist im Westen und damit audi 
in der Bundesrepublik zwingend ge-
halten, für die durch Kompensation 
anfallenden Warenimporte einen ech-
ten Markt zu schaffen, wobei zuneh-

Im Zuge des Wachstums des bundesdeutschen Außenhandels weitet sich 
gleichzeitig auch der Osthandel mit allen sozialistischen Ländern, ohne Jugo-
slawien, beachtlich aus. Mit 5,5 Prozent oder 13 Milliarden DM ist sein Anteil 
jedoch noch unbedeutend. Diese Summe drückt aber auch die großen Möglich-
keiten des Ausbaus des Ost-West-Handels aus, vor allein, wenn man den 
Anteil von 1,8 Prozent des Außenhandels der BRD mit der DDR beachtet.

In der Bundesrepublik erleben wir 
z. Z. eine stagnierende Konjunktur, die 
in eine Krise abzurutschen droht. In

Für meine Kolumne in „Konkret" und 
für mein Buchmanuskript mit dem 
Titel „Die konzertierte Ausplünde-
rung" benötige ich fortwährend stati-
stisches Material über die Lage der 
Arbeiterklasse in Westdeutschland. 
Durch Zufall kam mir vor einigen 
Wochen ein Exemplar der INFORMA-
TIONEN Nr. 2/1970 in die Hände. 
Eine bessere und übersichtlichere Zu-
sammenstellung habe ich nie ge-
sehen. E. A. Rauter, Feldafing

mend in den Vordergrund die Fragen 
nach dem Service, nach Qualität und 
Lieferzeit treten. Diese Bedingungen 
lassen sich aber durch grundsätzliche 
langfristige Abkommen, Aussprachen 
und ständige Kontakte erreichen.

19. und 20. September
Protestaktion der Betriebsjugend-
vertreter gegen den BetrVG- 
Entwurf der Bundesregierung in 
Bonn (auf Beschluß des Bundes-
jugendausschusses des DGB).

26. September bis 2. Oktober
10. Gewerkschaftstag der IG Me-
tall in Wiesbaden.
30. September und 1. Oktober
Außerordentlicher Gewerkschafts-
kongreß der IG Bergbau und 
Energie in Oberhausen.
3. bis 9. Oktober
10. Kongreß der Deutschen Post-
gewerkschaft in Wiesbaden.
4. bis 8. Oktober
11. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Textü-Bekleidung in Dort-
mund.

Die in den 50er Jahren frühzeitig ein-
setzenden Bemühungen einzelner In-
dustriezweige mit bestimmten Betrie-
ben, sich ihrem traditionellen osteuro-
päischen Markt zuzuwenden, fanden 
seinerzeit keine entsprechende Unter-
stützung der politischen Führung in 
der BRD; im Gegenteil, nicht selten 
kam es zu Diskriminierungen der Han-
delspartner (Rohren-Embargo, Kon-
tingentierungen und Vorbehaltsklau-
seln). Der Abbau diskriminierender 
Maßnahmen vollzog sich in dem Um-
fang, wie andere kapitalistische Län-

Ost-West-Handel ausbau -

Den RGW-Ländern, also auch der 
DDR, bläst der Wind nicht ins Gesicht. 
Japan, England, Frankreich und viele 
andere kapitalistische Länder sind be-
reit, für den Ost-West-Handel mit 
Konditionen aufzuwarten, die die BRD 
von regierungsamtlicher Seite noch 
nicht gewillt ist zu leisten. Ein nor-
maler Handel, frei von Diskriminie-
rungen, ist ein förderndes und nütz-
liches Instrument in den Beziehungen 
zwischen den Völkern. Das gilt be-
sonders auch für die Beziehungen von 
Ländern mit verschiedenen Gesell-
schaftsordnungen. Die Verträge von 
Moskau und Warschau, deren Rati-
fizierung durch Bonn noch aussteht, 
sind unter diesem Aspekt auch für 
die kapitalistischen Handelskreise von 
Interesse und Bedeutung, da sie mit-
helfen können, die für die spürbare 
Ausdehnung des Ost-West-Handels 
notwendige Atmosphäre der Entspan-
nung zu schaffen. H. Br.

10. bis 13. Oktober
9. Gewerkschaftstag der Gewerk-
schaft Gartenbau, Land- und 
Forstwirtschaft in Bad Harzburg.
24. bis 30. Oktober
9. Gewerkschaftstag der IG Drude 
und Papier in Nürnberg.
11. und 12. November
8. Deutscher Beamtentag des DGB 
in Bonn.
18. und 19. November
8. Bundesjugendkonferenz 
DGB in Dortmund.

dieser Situation wädist automatisch 
der Trend zu stärkerem Export in die 
krisenfreien sozialistisdien Länder, 
die diese gesetzmäßigen Krankheiten 
des Kapitalismus nicht kennen. Zu-
nehmender Exportbedarf verlangt aber 
auch zusätzlichen Import. Und da-
gegen wehren sich jene Branchen in 
der BRD, die auf Grund der Wirt-
schaftlage sowieso rückläufigen Ab-
satz haben.

Immerhin hat sich der Handel zwi-
schen beiden deutschen Staaten im 
Jahre 1970 gegenüber 1969 um 22 Pro-
zent auf 4,4 Milliarden DM erhöht. 
Dieses Volumen ist, da es schwer- 

1 punktmäßig auf bestimmte Branchen 
und Betriebe entfällt, sehr beachtlich, 
vor allem, wenn man berücksichtigt, 
daß dieser Handel 1953 nur 0,575 Mil-
liarden DM ausmachte. Vorstellungen 
amtlicher Stellen der Bundesrepublik 
zufolge sollen westdeutsche Käufe in 
der DDR 1971 um 20 Prozent anstei-
gen und die Lieferungen in die DDR 
den Stand des Vorjahres in etwa hal-
ten. Man rechnet mit einem Umsatz 
von etwa 5 Milliarden DM. Die DDR 
kündigte an, daß die z. Z. bestehende 
negative Außenhandelsbilanz 1971 
durch erheblich verstärkte Exporte ab-
gebaut werden soll.
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